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Die Christkindlmärkte in den
Innenstädten sind mehr als
ein reiner Marketingevent -
oder könnten es zumindest
sein. Denn die Menschen
brauchen laut der Vorzim-
merperle gerade in der kalten
und dunklen Jahreszeit Orte,
um zusammen zu kommen
und Wärme zu empfinden.
Onlineshopping kann das
eben nicht bieten. Seite 15
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Das Podium der KPV (v. l.): Georg Huber, Dr. Ludwig Spaenle,
Stefan Rößle und Gerhard Weber. Bild: DK

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Hauptschule und
Finanzausgleich

Ein Bericht des KPV-Landesvorsitzenden Landrat
Stefan Rößle zum Kommunalen Finanzausgleich
stand ebenso im Blickpunkt der jüngsten KPV-Lan-
desvorstands- und Hauptausschuss-Sitzung in Mün-
chen wie detaillierte Ausführungen zur Hauptschul-
reform. Staatsminister Dr. Ludwig Spaenle stand
hierzu Rede und Antwort.

Als „eine Chance, die es zu
nutzen gilt“ bezeichnete Vorsit-
zender Rößle eingangs die ge-
plante Einführung der Mittel-
schule. Das Konzept der Bayeri-
schen Staatsregierung bietet laut
Kultusminister Spaenle vielfälti-
ge Chancen. Bis 2010/2011 wür-
den rechtliche Voraussetzungen
dafür geschaffen, dass sich
Hauptschulen zu Mittelschulen
weiterentwickeln können. Ein
verbindlicher Zeitplan wer-
de den Schulen gerade nicht
vorgeschrieben, so dass Schule
und Gemeinden genügend Zeit
hätten, maßgeschneiderte Kon-
zepte zu erarbeiten.

Klare Rahmenbedingungen

Die Entwicklung der Haupt-
schule zur Mittelschule ge-
schieht unter klaren Rahmenbe-
dingungen: Jeder Landkreis ent-
scheidet nach Spaenles Aus-
führungen selbst, wann er die
Dialogphase beginnt. Ein Aus-
setzen der auf Freiwilligkeit und
individuelle Standortentwick-
lung ausgerichteten Dialogphase
würde der Sicherung der Haupt-
schule in ländlichen Räumen
wertvolle Zeit nehmen. Deshalb
erscheine es ratsam, den für Bay-
ern völlig neuen Weg der Strate-
gie des Bildungsdialoges vor Ort
fortzusetzen.

Die Mittelschule als Haupt-
schule eröffne den Schülern mit
der vertieften Berufsorientierung
den Weg zum Beruf, argumen-
tierte der Minister. Dabei blieben
sie in der Regel bis zur 8. Jahr-
gangsstufe in ihrem Klassenver-
band an ihrem Standort. Wie bis-
lang entschieden sie sich in der
8. Jahrgangsstufe für einen der
drei Zweige Technik, Wirtschaft

und Soziales. Auch könnten alle
Zweige an jedem Standort durch
entsprechende Organisation an-
geboten werden: Mehrzügige
Hauptschulen schafften das im-
mer, aber auch einzügige Haupt-
schulen könnten dies wie bisher
anbieten, „wenn sie zum Bei-
spiel entsprechende Gruppen bil-
den oder Jahrgangsstufen über-
greifenden Unterricht vorsehen“.

Wie Spaenle darlegte, können
insbesondere kleine einzügige
Hauptschulen nicht das gesamte
pädagogische Angebot, etwa M-
Zug oder Ganztageszug, vorhal-
ten. Deshalb mussten Schüler
solcher Standorte, die dies wahr-
nehmen wollten, schon bisher
fahren. Im Schulverbund soll al-
len Schülern der Zugang zum
gesamten Bildungsangebot der
Mittelschule eröffnet werden.
Dazu sei wie bisher ein gewisses
Maß an Fahraufkommen not-
wendig. Von einer übermäßigen
Mehrung der Schülerverkehre
könne deshalb nicht die Rede
sein; insbesondere wenn man die
Tatsache mitberücksichtigt, dass
Realschüler und Gymnasiasten
ab der 5. Klasse in ländlichen
Räumen täglich fahren.

Große Herausforderung

„Wir wollen möglichst viele
Hauptschulstandorte möglichst
lange erhalten“, machte der Mi-
nister deutlich. Das sei an-
gesichts des demographischen
Wandels und dem damit verbun-
denen Rückgang der Schülerzahl
die größte Herausforderung für
die Hauptschule. Der weiterent-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Städtetag:

Fokus auf
„Goldene Regeln“
Bei allen Entscheidungen, die sich auf die Finanzsi-
tuation der Städte und Gemeinden auswirken, müs-
sen die Folgen für kommunale Dienstleistungen be-
achtet werden. Darauf hat der Deutsche Städtetag im
Rahmen einer Pressekonferenz nach Sitzungen von
Präsidium und Hauptausschuss in Berlin hingewie-
sen. Dies gelte auch für die geplanten milliarden-
schweren Steuerentlastungen, so der kommunale
Spitzenverband.

Wie die Präsidentin des Deut-
schen Städtetages, Frankfurts
Oberbürgermeisterin Petra Roth,
ausführte, müssten die Städte ge-
rade in der Krise handlungsfähig
bleiben, um sich weiterhin zu-
verlässig für die Bekämpfung
der Langzeitarbeitslosigkeit, den
Ausbau der Kinderbetreuung,
Bildung, Integration und
eine gute Infrastruktur engagie-
ren zu können. Die Menschen
vertrauten auf die kommunalen
Leistungen vor Ort.

Angespannte Finanzlage

Zu den im Koalitionsvertrag
angekündigten Steuerentlastun-
gen meinte Roth: „Viele Städte
können weitere Mindereinnah-
men definitiv nicht verkraften.
Wir lehnen allgemeine Steuer-
entlastungen nicht generell ab.
Aber für die Städte ist nicht er-

kennbar, wie sie angesichts ihrer
äußerst angespannten Finanzla-
ge eine weitere Schwächung ih-
rer Einnahmebasis verkraften
sollen, ohne dass Qualität und
Verlässlichkeit der gerade in Kri-
senzeiten elementar wichtigen
städtischen Leistungen für die
Bürgerinnen und Bürger gefähr-
det werden.“

Steuerausfälle

Die zusätzlichen von der Ko-
alition geplanten Steuerentla-
stungen für die Bürgerinnen und
Bürger sowie Unternehmen wer-
den Petra Roth zufolge bei den
Kommunen Steuerausfälle von
voraussichtlich rund 3,6 Milliar-
den Euro jährlich verursachen.
Davon entfielen mindestens 1,2
Milliarden Euro auf das steuer-
politische Sofortprogramm und

(Fortsetzung auf Seite 5)

KPV-Bundesvertreterversammlung in Mainz:

„Auf Bildung
kommt es an!“

Die Kommunalpolitische Vereinigung der CDU und
CSU Deutschlands (KPV) hat auf ihrem zweitägigen
Bundeskongress in Mainz unter dem Motto „Auf
Bildung kommt es an! Kommunen als starke Partner“
einen Leitantrag verabschiedet.

Darin sollen Schulen mehr
Verantwortung erhalten. Gefor-
dert wird eine kommunale Bil-
dungslandschaft. Darüber hinaus
wurde eine neue Führung ge-
wählt. Mit 96 Prozent der Stim-
men erhielt der alte und neue
Bundesvorsitzende MdB Peter
Götz ein großartiges Ergebnis.

Götz dankte für das Vertrauen
und versprach, dass er sich wei-
ter mit ganzer Kraft für die
Kommunalen in der Union ein-
setzen werde: „Gerade in raue-
ren Zeiten muss die Union auf
die Kraft und die Stärke der
Kommunen setzen!“ Die KPV
vertritt bundesweit rund 75.000
Kommunalpolitiker der Union.

Einnahmen der
Kommunen brechen weg

Zu Götz’ Stellvertretern wur-
den der Stadtkämmerer aus
Frankfurt a. M. Uwe Becker, der
CDU-Vorsitzende des Landes-
verbandes Braunschweig, Jo-
chen-Konrad Fromme, der Ge-
schäftsführer des Entsorgungs-
verbandes Saar, Dr. Heribert
Gisch, die Bürgermeisterin der
Gemeinde Schwielowsee, Ker-
stin Hoppe, der Oberbürgermei-
ster der Stadt Hamm, Thomas
Hunsteger-Petermann, und die
Bundestagsabgeordnete Carola
Stauche gewählt. Neuer Schatz-
meister ist Lars-Martin Klieve,
Kämmerer der Stadt Essen.

KPV-Bundesvorsitzender Götz
zeichnete auf dem Kongress ein
düsteres Bild der kommunalen
Haushalte. Gewerbesteuer und
Unternehmenssteuern brächen
„auf breiter Front ein“. Ende
2008 habe es in den kommunalen
Haushalten in Deutschland noch
einen Überschuss von acht Milli-
arden Euro gegeben, 2010 werde
das Finanzierungssaldo Schät-
zungen zufolge auf Minus von
11,5 Milliarden Euro sinken. Vie-
le Kommunen hätten bereits „den
wirtschaftlichen Notstand“ er-
klärt, kommunale Selbstverwal-
tung finde dort „schon lange nicht
mehr statt“, warnte Götz. Die Ge-
meinden müssten deshalb weiter

Unternehmenssteuern erheben
können.

Kommunalfinanzen
krisenfest gestalten

Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel signalisierte vor rund 400
Kommunalpolitikern Verständ-
nis für die Situation der Kommu-
nen. Auch der Bund sitze aber
„nicht auf den dicken Goldkis-
sen“, sondern steuere mit einem
Minus von 86 Milliarden Euro
der größten Verschuldung in der
Geschichte der Republik entge-
gen. „Lieber lasse ich die Ge-
werbesteuer, wie sie ist, wenn
uns nichts Besseres einfällt“,
machte Merkel deutlich. Ihr Ziel
sei aber, die Kommunalfinanzen
krisenfest zu gestalten. Wenn der
Staat Unternehmen vor der In-
solvenz schütze, sorge er auch
dafür, dass die Kommunen künf-
tig noch Einnahmen hätten. Wei-
ter betonte Merkel, 2011 werde
es eine Reform der Einkommens-

(Fortsetzung auf Seite 5)

Pünktlich zum Saisonbeginn geht im Skigebiet Winklmoos in Reit im Winkl die neu gebaute 8er-
Gondelbahn in Betrieb. Sie bringt die Skifahrer zukünftig in weniger als 10 Minuten vom Park-
platz Seegatterl direkt auf die Piste. Bild: Tourist-Information Reit im Winkl
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Bürgermeister Alfred Frank
97782 Gräfendorf

am 14.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Gutsmiedl

94133 Röhrnbach
am 15.12.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gottfried Härtl

95688 Friedenfels
am 9.12.

Oberbürgermeister
Dr. Bernhard Gmehling

86633 Neuburg a. d. Donau
am 10.12.

ZUM 30. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jürgen Habel

90579 Langenzenn
am 21.12.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Hiegl

93494 Waffenbrunn
am 11.12.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Köhler

91080 Uttenreuth
am 11.12.

Bürgermeister
Arnold Markert

63825 Sommerkahl
am 17.12.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günther Holler

92549 Stadlern
am 9.12.

Bürgermeister Herbert Schneider
96328 Küps
am 10.12.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Leserbrief an die GZ

Sehr geehrte Redaktion,
bei der Berichterstattung über den Agenda-Wettbewerb – Gemein-
sam für den Klimaschutz – ist Ihnen ein Fehler unterlaufen (GZ v.
22. 10. 2009, Seite 5). Unsere Gemeinde Wildpoldsried erzeugt
jetzt schon 285 % ihres Strombedarfs regenerativ.
Als interessierter Leser der GZ und langjähriger Gemeinderat emp-
fehle ich eine ausführliche Berichterstattung über unseren Weg.
Diesen Weg könnten alle Gemeinden gehen. Bürgermeister Zen-
gerle ist bestimmt gerne zu einem Gespräch bereit.

Mit freundlichem Gruß
Ignaz Einsiedler
Wildpoldsried

Antwort der Redaktion:
Für die Anregung von Herrn Einsiedler sind wir sehr dankbar und
werden ihr bei nächster Gelegenheit gerne Folge leisten. �

Reaktionen zum Finanzausgleich 2010:

Zufriedenheit
ohne Begeisterung
Staatsregierung und kommunale Spitzenverbände

einigen sich auf 6,6 Milliarden Euro
Investitionsförderung auf hohem Niveau und Stabilisierung der
Schlüsselzuweisungen, das sind Eckpunkte des kommunalen
Finanzausgleichs 2010, den Finanzminister Georg Fahrenschon
mit den Vorsitzenden der vier kommunalen Spitzenverbände
ausgehandelt hat.

Mit insgesamt 6,6 Mrd. Euro
Staatszuschüssen bleibt der Aus-
gleich fast komplett auf dem bis-
herigen Niveau, wie Gemeinde-
tagsvorsitzender Uwe Brandl als
Sprecher der Vier nach der ab-
schließenden Verhandlung im
Münchner Finanzministeri-
um sagte. Das Zahlenwerk für
den Nachtragsetat 2010 ent-
spricht der Lage eines schwieri-
gen Jahres, wie der Finanzmini-
ster anmerkte.

Zufriedenheit ohne große Be-
geisterung klang aus allen Er-
klärungen der Gesprächspartner

1,94% auf 12% angehoben. Da-
mit komme der Staat einer zen-
tralen Forderung der Spitzenver-
bände entgegen. Für den Sozial-
hilfeausgleich bei den Bezirken
werden zusätzlich 6 Mio. Euro
zur Verfügung gestellt. Er steigt
damit auf 583,6 Mio. Euro. Die
Zuweisungen für die Kosten der
Schülerbeförderung werden um
6 Mio. Euro auf 277 Mio. Euro
angehoben, wodurch eine durch-
schnittliche Erstattungsquo-
te von 60% gehalten wird. In der
Investitionsförderung werden

ihrer CSU-Parteibücher nicht sa-
gen, was sie über dieses Verhal-
ten der Staatsregierung denken.

Halbleib und Fraktionsvorsit-
zender Markus Rinderspacher
zeigten sich enttäuscht, weil die
Verbandsvorsitzenden das im Ju-
li vereinbarte vierte Gespräch
mit der SPD-Fraktion kurzfristig
abgesagt hatten: Es hatte am Tag
vor der entscheidenden Sitzung
im Finanzministerium stattfin-
den sollen. Die SPD bleibt dabei,
zusätzlich 500 Mio. Euro für den
Finanzausgleich zu fordern.

Verfassungsbedenken

Christine Kamm, die kommu-
nalpolitische Sprecherin der
Grünen, nannte die Spitzenver-
handlungen Mauschelei hinter
verschlossenen Türen und einen
Kuhhandel auf Kosten Dritter.
Offen sei zum Beispiel geblie-
ben, wie die Bezirke die immen-
sen Mehrkosten bei der Einglie-
derungshilfe für Behinderte
stemmen sollen. Das derzeitige
Verfahren, den kommunalen Fi-
nanzausgleich aufzustellen, ent-
spreche nicht dem Urteil des
Verfassungsgerichtshofs. rm

nach der entscheidenden Sit-
zung, an der auch Innenminister
Joachim Herrmann und der Vor-
sitzende des Haushaltsausschus-
ses im Landtag, Georg Winter
(CSU), teilnahmen. Angesichts
der Krisensituation habe sich die
Staatsregierung den Kommunen
gegenüber sehr konstruktiv und
fair verhalten, bestätigte Brandl.
Im gleichen Sinne äußerten sich
Städtetagschef Hans Schaidinger
und Landkreistagsvorsitzender
Theo Zellner.

1,7Mrd. Mindereinnahmen

Es sei davon auszugehen, er-
läuterte Fahrenschon, dass der
Freistaat nächstes Jahr gegenü-
ber dem im Frühjahr beschlosse-
nen Stammhaushalt mit zusätz-
lich 1,7 Mrd. Euro Steuermin-
dereinnahmen rechnen müsse.
Der Nachtragsetat werde nur
durch den Verkauf restlicher Re-
serven und mit strikter Sparsam-
keit in der Verwaltung ohne neue
Schulden ausgeglichen.

Als Hilfe für die kommunalen
Verwaltungshaushalte wird der
Anteil am allgemeinen Steuer-
verbund um 14,7 Mio. Euro von

Schulhausbau und Kinderbe-
treuungseinrichtungen mit 265,6
Millionen Euro angesetzt. Der
Krankenhausfinanzierung kom-
men (ohne Bundesmittel) 500
Mio. Euro zugute. Für ÖPNV-
Investitionen sind 187,7 Mio.
Euro vorgesehen. Wasser- und
Abwasseranlagen stehen mit
141,2 Mio. Euro zu Buch: Dem
Straßenbau und -unterhalt
fließen 419 Mio. Euro zu.

Kritische Opposition

Die Landtagsopposition rea-
gierte in ersten Stellungnahmen
kritisch. Haushaltsexperte Volk-
mar Halbleib (SPD) errechnete
einen Rückgang von 0,8% der
Gesamtleistung: Das zeige in die
falsche Richtung. Statt das Fi-
nanzproblem der Kommunen
endlich anzupacken, verschärfe
die CSU/FDP-Staatsregierung
die Situation der Kommunen, in-
dem sie in Berlin durch Steuer-
geschenke auf Pump die kom-
munalen Einnahmen weiter ver-
schlechtere. Den Bürgern droh-
ten in den Kommunen massive
Gebührenerhöhungen. Die Spre-
cher der kommunalen Spitzen-
verbände könnten wohl wegen

CSU behält im
Landtag das Sagen

Verfassungsgerichtshof bestätigt Mehrheit in den Ausschüssen
Die Landtagsopposition ist mit ihrer Verfassungsklage geschei-
tert, die CSU-Mehrheit in den Parlamentsausschüssen nach
der Landtagswahl 2008 als Verstoß gegen das Mehrheits-
prinzip zu verurteilen. Der Bayerische Verfassungsgerichtshof
entschied knapp mit fünf gegen vier Stimmen, nicht die Zahl
der Landtagsmandate sei für die Berechnung der Ausschuss-
sitze maßgeblich. Die Koalition von CSU und FDP habe als
Mehrheit die Ausschüsse im „Selbstorganisationsrecht“ so zu-
schneiden können, wie geschehen.

Demzufolge wurde Ende letz-
ten Jahres beschlossen, Aus-
schüsse mit 22, 20 und 16 Mit-
gliedern zu bilden. Früher waren
es 17 und 23. Nach dem neuen
Verfahren hat die CSU 50% der
Stimmen und kann jede unlieb-
same Entscheidung blockieren.
Die Opposition ist der Meinung,
die Umstellung auf gerade Mit-
gliederzahlen verstoße gegen
den Wählerwillen, demzufolge
die CSU gemäß ihrem Wahler-
gebnis (43,4%) im Plenum über
92 von 187 Sitzen, gleich 49,2%

verfüge. Im März klagten SPD,
Grüne und Freie Wähler beim
Verfassungsgerichtshof gegen
diese „Arroganz der Macht“ (vgl.
GZ 6 / 19.03.09).

Grundsatz der
Spiegelbildlichkeit tangiert

Nach mündlicher Verhandlung
Mitte Oktober kam es jetzt zum
Urteil. Die Mehrheit der Richter
entschied, „dem Grundsatz nach
muss jeder Landtagsausschuss
ein verkleinertes Abbild des Par-
lamentsplenums in seinem durch
die Fraktionen geprägten und auf
die Volkswahl zurückgehenden
politischen Stärkeverhältnis dar-
stellen“. Der Grundsatz der Spie-
gelbildlichkeit sei durch die neue
Sitzberechnung in den Aus-
schüssen zwar tangiert, gleich-
wohl seien diese „Blockade“-
und damit Wirkungsmöglichkei-
ten verfassungsrechtlich nicht zu
beanstanden, „da über das Stär-
keverhältnis der einzelnen Frak-
tionen hinaus auch die konkreten
Mehrheitsverhältnisse im Land-
tag zu berücksichtigen sind“.

Die Richterminderheit hielt
entgegen, gerade der Grundsatz
der Spiegelbildlichkeit besage,
„dass den im Landtag vertrete-

nen Parteien in den Ausschüssen
möglichst genau der Einfluss zu-
steht, der ihrem Wahlergebnis
entspricht“. Die Neueinteilung
der Ausschüsse „verstößt gegen
das Demokratieprinzip“.

Dem schlossen sich alle drei
Oppositionsfraktionen an. Frak-
tionsgeschäftsführer Harald Gül-
ler (SPD) kommentierte, der
Ball liege jetzt bei der FDP, sich
dagegen zu wehren. Grünen-
Fraktionsvorsitzende Margarete
Bause kündigte an, ihre Fraktion
werde bei der Bildung neuer
Gremien, insbesondere Untersu-
chungsausschüssen, darauf be-
stehen, dass ungerade Mitglie-
derzahlen bestimmt werden.
Prof. Michael Piazolo, Vizefrak-
tionschef der Freien Wähler,
sprach von einer schallenden
Ohrfeige für die CSU ohne Kon-
sequenzen.

Arbeitsfähigkeit gegeben

Der stellvertretende CSU-
Fraktionsvorsitzende Thomas
Kreuzer erklärte, das Urteil be-
stätige die neue Sitzberechnung.
Ausschlaggebend sei die Ar-
beitsfähigkeit des Landtags. Die
Regierungsfraktionen „müssen
eine solche Mehrheit haben, dass
nicht die Abstimmung verloren
geht, wenn mal einer auf die Toi-
lette muss“. FDP-Rechtsexperte
Dr. Andreas Fischer konnte kei-
ne Benachteiligung der Opposi-
tion erkennen. Sie könne ja jedes
für sie in den Ausschüssen nega-
tiv behandelte Thema in das Ple-
num ziehen. rm

Finanzgericht Niedersachsen:

Solidaritätszuschlag
ist verfassungswidrig

Verfassungsgericht muss nun entscheiden

Das Niedersächsische Finanzgericht hält den Solidaritätszu-
schlag für verfassungswidrig. Mit Beschluss vom 25.11.2009 hat
das Gericht ein entsprechendes Verfahren ausgesetzt und dem
Bundesverfassungsgericht vorgelegt. Die Karlsruher Richter
müssen jetzt entscheiden, ob der «Soli» mit dem Grundgesetz
vereinbar ist. Das FG ist zumindest davon überzeugt, dass die
Ergänzungsabgabe nach dem Solidaritätszuschlagsgesetz späte-
stens ab dem Jahr 2007 ihre verfassungsrechtliche Berechtigung
verloren hat (Az.: 7 K 143/08).

Der Sachverhalt: Der Kläger,
ein leitender Angestellter, wen-
det sich gegen den im Einkom-
mensteuerbescheid 2007 festge-
setzten Solidaritätszuschlag. Ei-
ne Ergänzungsabgabe dürfe nur
zur Deckung vorübergehender
Bedarfsspitzen im Bundeshaus-
halt erhoben werden, heißt es in
der Begründung.

Verletzung der Vorgaben

Die gegenwärtige Regelung
verletze damit zwischenzeitlich
verfassungsrechtliche Vorga-
ben. Das beklagte Finanzamt
verweist demgegenüber auf die
Rechtsprechung des Bundesfi-

nanzhofs der – zumindest für das
Jahr 2002 – den Solidaritätszu-
schlag für verfassungsgemäß an-
gesehen habe. Die hiergegen ge-
richtete Verfassungsbeschwerde
habe das BVerfG seinerzeit nicht
zur Entscheidung angenommen.

Der Hintergrund

Seit 1991 wird der Solida-
ritätszuschlag mit Unterbre-
chung und seit 1995 durchgän-
gig im Wege einer Ergänzungs-
abgabe in Höhe von 5,5 Prozent
auf die Einkommensteuer und
Körperschaftsteuer erhoben. Das
jährliche Aufkommen aus dem
Solidaritätszuschlag beträgt der-
zeit rund zwölf Milliarden Euro.

Nur vorübergehend erlaubt

Eine Ergänzungsabgabe diene
nach den Vorstellungen des Ge-
setzgebers nur der Deckung
vorübergehender Bedarfsspit-
zen, erläuterten die Richter des
FG Niedersachsen in ihrer Ent-
scheidung. Mit dem Solidaritäts-
zuschlag sollten die Kosten der
deutschen Einheit finanziert
werden. Hierfür bestehe aber
nach Auffassung des Gerichts
kein vorübergehender, sondern
ein langfristiger Bedarf. Dieser
dürfe allerdings nicht durch die
Erhebung einer Ergänzungsab-
gabe gedeckt werden. �

Mehr Transparenz
im Finanzausgleich
Gesetzesänderung gibt Kommunen mehr Einfluss

Spitzenverbände bleiben Verhandlungspartner
Ab kommendem Jahrwird derFinanzausgleich zwischen Staat und
Kommunen in Bayern auf eine neue Grundlage gestellt. Städte,
Landkreise, Gemeinden und Bezirke haben dann mehrMöglichkei-
ten, ihreAnforderungen an denAusgleich geltend zu machen.

Ein Regierungsentwurf zur
Änderung des Finanzausgleichs-
gesetzes in der Fassung von
2004 hat im federführenden
Haushaltsausschuss des Land-
tags die Zustimmung der Koali-
tionsfraktionen CSU und FDP
erhalten. Für die Opposition ist
die Neufassung unzureichend
und entspricht nicht dem Urteil
des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs vom November 2007.

Das höchste Gericht hatte das
Entscheidungsverfahren über die
Frage, wie viele Mittel den Kom-
munen im Finanzausgleich (FAG)
bereitgestellt werden, für mangel-
haft erklärt und eine gesetzliche
Neuregelung bis Ende 2009 ge-
fordert. Ein wirkungsvoller
Schutz des kommunalen Selbst-
verwaltungsrechts bedürfe eines
transparenten Verfahrens. Geklagt
hatten die Bezirke Schwaben und
Oberbayern, 30 Landkreise, 4
kreisfreie Städte und 232 kreisan-
gehörige Gemeinden.

Rechtzeitige Übermittlung

Im Regierungsentwurf wird in
Einzelheiten festgelegt, dass der
FAG-Entwurf den kommunalen
Spitzenverbänden „rechtzeitig“ zu
übermitteln ist. Er muss eine Dar-
stellung der Finanzentwicklung
des Staates und der Kommunen
enthalten. U. a. sind die Kosten für
die Pflichtaufgaben des staatlichen
und des übertragenen Wirkungs-
kreises darzustellen. Erst dann
wird abschließend verhandelt, wo-
bei neben Finanz- und Innenmini-
ster auch der Vorsitzende des
Haushaltsauschusses Gespräch-
spartner der Spitzenverbände ist
- wie heuer schon geschehen.

Praktikabilität

Im Haushaltsausschuss erachte-
ten der stellvertretende Vorsitzen-
de Volkmar Halbleib (SPD), Man-
fred Pointner (Freie Wähler) und
Eike Hallitzky (Grüne) den Ent-
wurf für unzureichend im Sinne
des Urteils. Ihre Fraktionen hatten
differenzierte, zum Teil wider-
sprüchliche Änderungsvorschläge
gemacht. Pointner hielt es für
nicht praktikabel, wenn die Grü-
nen alle Kommunen, also mehr
als 2100, an der Bedarfsermitt-
lung beteiligen wollen. Halbleib
hielt entgegen, nicht die Spitzen-

verbände, sondern die Kommu-
nen insgesamt seien verfassungs-
rechtlich Gesprächspartner beim
Finanzausgleich.

Definition Kommune

Im Landtag müsse der Ent-
wurf des Finanzausgleichs vor
der letzten Sitzung im Finanzmi-
nisterium in einer gemeinsamen
Sitzung des Kommunal- und des
Haushaltsausschusses erörtert
werden. Nicht einigen konnten
sich die Oppositionssprecher
auch darüber, ob der Begriff
„Kommunen“ rechtlich auch de-
ren Spitzenverbände als Ver-
handlungspartner einschließe.

Der Ausschussvorsitzende Ge-
org Winter und Erika Görlitz be-
kundeten für die CSU die Zustim-
mung zum Regierungsentwurf.Al-
leÄnderungsanträgeseienmangel-
haft oder undurchführbar. Karsten
Klein (FDP) befand, wenn die Op-
position regierte, wurde sie ein un-
realistisches und überbürokrati-
sches Verfahren der Faktenermitt-
lung wie in ihren Änderungsanträ-
gen nicht fordern. Die neue Geset-
zesfassung wurde auch vor dem
Verfassungsgericht bestehen.

HallitzkysAntrag, die Entschei-
dung über den Gesetzentwurf
nochmals zu vertagen, wurde ab-
gelehnt. Ebenso erging es den Än-
derungsanträgen, wobei sich Pro
und Contra zwischen den Opposi-
tionsfraktionen bestätigte. Der Re-
gierungsentwurf wurde von den
Koalitionsfraktionen gegen alle
Oppositionsstimmen akzeptiert
und geht zur abschließenden Le-
sung an das Plenum. rm

Gemeinsam für den Klimaschutz
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Liebe Leserinnen
und Leser,

der kommunale Finanzaus-
gleich für das Jahr 2010 steht
fest und man darf von einem
positiven Ergebnis für die
Kommunen sprechen.

In den letzten Tagen fanden
wiederum die Verhandlungen
um den kommunalen Finanz-
ausgleich für das kommende
Jahr statt. In intensiven Ver-
handlungen der Vertreter des
Landesvorstands der KPV mit
Finanzminister Georg Fah-
renschon, dessen Staatssekretär Franz Pschie-
rer und Innenminister Joachim Hermann sowie
im Schulterschluss mit dem Präsidenten der
kommunalen Spitzenverbände, die tags darauf
letztendlich Einigung mit den Vertretern der

Bayerischen Staatsregierung und dem Vorsit-
zenden des Haushaltsausschusses MdL Georg
Winter erzielen konnten, wurde der für die
Kommunen erfreuliche Finanzausgleich ausge-
handelt.

2010 wird für alle öffentlichen Haushalte ein
schwieriges Jahr. Finanzminister Georg Fah-
renschon betonte bei den Verhandlungen, dass
es Ziel der Bayerischen Staatsregierung sei, wei-
terhin Impulse für Wachstum und Beschäftigung
zu setzen. Deshalb sollen trotz der schwierigen
Einnahmesituation des Staates die Investitions-
förderungen auf hohem Niveau fortgeführt wer-
den. Problematisch war, dass aufgrund der
zurückgehenden Steuereinnahmen des Staates
die Mittel für die Kommunen aus dem allgemei-
nen Steuerverbund und dem Kfz-Steuerverbund
um ca. 131 Millionen Euro zurückgegangen
sind. Dies hätte sich insbesondere bei den
Schlüsselzuweisungen mit einem Minus von
rund 117 Millionen Euro (- 4,5 Prozent) ausge-
wirkt. Hauptanliegen der kommunalen Seite bei
den Verhandlungen war, dieses Minus abzufe-
dern, ohne dass dabei Investitionszuschüsse dar-
unter leiden. Daneben war es von großer Be-
deutung, dass auch die Mittel des Freistaates für
die Schülerbeförderung und für die Bezirke un-

ter keinen Umständen gekürzt,
sondern wenn irgendwie mög-
lich, sogar aufgestockt werden
sollten. Höhere kommunale
Anteile an den zu erwartenden
steigenden Kosten der Schü-
lerbeförderung sowie zu hohe
Bezirksumlageerhöhungen
hätten die kommunalen Haus-
halte im nächsten Jahr sonst
noch weiter massiv belastet.

Als Ergebnis der Verhand-
lungen kann festgehalten wer-
den, dass die Verwaltungs-
haushalte durch eine Stabili-
sierung der Schlüsselzuwei-

sungen gestützt werden. Mit einer moderaten
Erhöhung des Kommunalanteils am allgemei-
nen Steuerverbund von 11,94 Prozent auf 12
Prozent (+ 14,7 Millionen Euro) wird eine dau-
erhafte strukturelle Verbesserung geschaffen,
die auch in den kommenden Jahren die Einnah-
mesituation der Kommunen stärken wird.
Durch diese Verbundsatzerhöhung und durch
weitere staatliche Mittel wird der Rückgang der
Schlüsselzuweisungen mit insgesamt 44 Millio-
nen Euro abgefedert.

Die Schlüsselzuweisungen des Freistaates
Bayern betragen im Jahr 2010 damit noch
2.512,685 Millionen Euro, was noch ein Minus
von rund 73 Millionen Euro (2,8 Prozent) ge-
genüber dem Vorjahr bedeutet.

Zusätzlich stellt der Freistaat Bayern für den
Sozialhilfeausgleich für die Bezirke 6 Millionen
Euro zu Verfügung. Er steigt damit auf 583,6
Millionen Euro. Auch die Zuweisungen zu den
Kosten der Schülerbeförderung werden um 6
Millionen Euro auf 277 Millionen Euro angeho-
ben. Damit werden die steigenden Belastungen
der Kommunen für die Schülerbeförderung
berücksichtigt. Die durchschnittliche Erstat-
tungsquote liegt damit weiterhin bei rund 60
Prozent der Kosten. Die Bedarfszuweisungen
steigen ebenfalls um 4 Millionen Euro gegenü-
ber dem Vorjahr, was insbesondere für die
Kommunen von großer Bedeutung ist, die unter
massiven Steuerausfällen leiden.

Die KPV dankt hiermit nochmals allen Ver-
handlungsführern für die konstruktiven Ge-
spräche. Das Ergebnis zeigt, dass der Freistaat
Bayern auch in schwierigen Zeiten die Kommu-
nen nicht im Stich lässt.

Herzliche Grüße
Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

Ein fairer
Finanzausgleich

Einladung zur Fachtagung:

Windkraft regional
Am 8. Dezember 2009 veranstaltet die Ostwindgruppe ge-

meinsam mit der Hochschule Regensburg eine Fachtagung, die
sich an Stadtwerke und Kommunen, Landkreise und kommu-
nale EVUs richtet, um die Potenziale der Windkraft für eine
unabhängige und klimafreundliche kommunale Energieversor-
gung vorzustellen. Es sollen Fachinformationen aus erster
Hand geliefert und ein Forum für alle Fragen rund um die Rea-
lisierung von Windkraft in Bayern geboten werden.
Windkraft regional: Fachtagung und Ausstellungs-Pavillon
am Dienstag, 8. Dezember 2009, im Kulturspeicher in
Regensburg.
Weitere Informationen unter: www.ostwind.de ��

ARGE GL in Bayern:

Informative
Regionaltagungen

Die Arbeitsgemeinschaft der Geschäftsstellenleiter in Bayern lud
zu Regionaltagungen nach Mauerstetten im Landkreis Ostall-
gäu für den Bereich Schwaben/Oberbayern, Kirchensittenbach
im Landkreis Nürnberger Land (für den Bereich Franken) und
nach Ruhmannsfelden im Landkreis Regen für den Bereich Nie-
derbayern/Oberpfalz. Mit insgesamt knapp 300 Geschäftslei-
tern waren die Veranstaltungen sehr gut besucht.

Beim Treffen in Mauerstetten
stellte Verwaltungsdirektor Wolf-
gang Kühnl in Vertretung von
Landrat Johann Fleschhut den
Landkreis Ostallgäu vor und 2.
Bürgermeister Manfred Höbel die
gastgebende Gemeinde. Im Mit-
telpunkt des Treffens standen die
Themen Mustersatzung zur Bei-
trags- und Gebührensatzung Was-
ser sowie Niederschlagswasser-
beseitigung. Referent Christoph
Hammer vom Satzungsbüro Mül-
ler aus Veitshöchheim stellte den
Anwesenden diese schwierige
Thematik informativ und an-
schaulich dar. Im Anschluss stan-
den die Mehrwertsteuerproblema-
tik sowie Aktuelles zum Abga-
benrecht im Zentrum der Diskus-
sion.

Auch im Sittenbachtal war Re-
ferent Christoph Hammer gefragt.
Hier fanden sich unter dem Motto
„Selbst eine schwere Tür hat nur

Hausanschlüsse, sofern diese
nach Einheitssätzen bemessen
werden. Bemesse sich die Ko-
stenerstattung dagegen nach der
tatsächlichen Höhe - was den Re-
gelfall darstellt - so gehöre hierzu
die Umsatzsteuer.

Einsatz des Gemeindetags

Thimet zufolge wurde in einer
Sitzung der Umsatzsteuerrefe-
renten der Länderfinanzministe-
rien und des Bundes Mitte Mai
dieses Jahres 2009 klargestellt,
dass die gesamte Wasserversor-
gung im Sinn von Lieferung von
Wasser an Endkunden derzeit
nur den ermäßigten Steuersatz
ausweisen muss. Dabei sei es
nicht zuletzt dem Einsatz des
Bayerischen Gemeindetags zu
verdanken, dass dieses einheitli-
che Verständnis bundesweit
transportiert werden darf.

Es komme also nicht mehr
darauf an, welches Abrech-
nungsmodell der Wasserversor-
ger wählt, machte Thimet deut-
lich. Auch mache es keinen Un-
terschied mehr, ob Investitionen
bei der Wasserversorgung über
Beiträge oder Gebühren finan-
ziert werden. Alle Rechnungen
und Bescheide, die bisher in den
Abrechnungsmodellen der Was-
serversorger unterschiedlich be-
handelt worden sind, wiesen
nach dem neuen Umsatzsteuer-
rechtsverständnis den ermäßig-
ten Steuersatz aus.

Als Einführung in die Tagung,
die von ARGE-GL-Beiratsmit-
glied Georg Freisinger geleitet
wurde, gab Regens Landrat Heinz
Wölfl einen kurzen Überblick
über die Lage im Landkreis. Er
berichtete, dass die beiden Kran-
kenhäuser in der Region in den
vergangenen zwei Jahren keine
Defizite verursachten, dass
kürzlich das Technologietrans-
ferzentrum in Teisnach eröffnet
wurde, der Nationalpark eine
wichtige Rolle in der Region
spiele und Regen der übernach-
tungsstärkste Landkreis im
Bayerischen Wald sei.

Mit Blick auf das Tagesthema
bemerkte Landrat Wölfl, dass es
im Landkreis den Zweckverband
Wasserversorgung Bayerischer
Wald (WBW) gibt, der dort Was-
serversorgungsnöte beseitige, wo
Kommunen den Bedarf durch Ei-
genproduktion nicht decken kön-
nen. Dass er besonders stolz auf
die hiesige Verwaltungsgemein-
schaft ist, hob der Vorsitzende der
Verwaltungsgemeinschaft Ruh-
mannsfelden, Gotteszells Bürger-
meister Max Meindl, in seinem
Grußwort hervor: „So können wir
das Beste für die Bürger tun“,
meinte der Rathauschef. DK

einen kleinen Schlüssel nötig“ 120
Geschäftsstellenleiter von Verwal-
tungsgemeinschaften und Ge-
meinden aus ganz Bayern zum Er-
fahrungsaustausch und einem in-
formativen Referat zum Beitrags-
und Gebührenwesen ein.

Das Rahmenprogramm wurde
von der ARGE GL und der Ge-
meinde Kirchensittenbach gestellt.
RegionaleAnbieter boten ihre Wa-
ren feil, Fachfirmen präsentierten
ihre Produkte, hauptsächlich in den
Bereichen Kommunale Software
und Management. Tagungsleiter
und Beiratsmitglied der ARGE
GL, Otto Tröppner, hatte ebenso
wie Landrat Armin Kroder und
Bürgermeister Peter Stief aus Kir-
chensittenbach die zahlreichen Gä-
ste begrüßt.

Steuerfragen

Zum Thema „Wasserver- und
Abwasserentsorgung“ referierte
schließlich in Ruhmannsfelden
Dr. Juliane Thimet vom Bayeri-
schen Gemeindetag. Die Frage,
ob die von den Wasserversorgern
an die Finanzverwaltung ge-
schuldete Umsatzsteuer auf die
Beitrags-, Gebühren- und Ko-
stennerstattungsschuldner im
kommunalabgabenrechtlichen
Sinne übergewälzt werden kann,
beurteile sich nach irreversiblem
Landesrecht, führte Thimet ein-
gangs aus. Die Umsatzsteuer
könne folglich nur dann an die
Abgabepflichtigen weiter gege-
ben werden, wenn die Gemeinde
hierzu ermächtigt ist. Mangels
einer gesetzlichen Bestimmung
im bayerischen Kommunalabga-
bengesetz müsse diese für die
Beitragserhebung in der Bei-
tragssatzung vorgesehen sein.
Entsprechendes gelte für die Be-
nutzungsgebühren und die Ko-
stenerstattungsansprüche für

Kabinett beschließt Grundlinien
des Nachtragshaushalts 2010

Das Kabinett hat auf seiner Klausur in St. Quirin die Grundlini-
en des Nachtragshaushalts 2010 festgelegt. Ministerpräsident
Horst Seehofer und Wirtschaftsminister Martin Zeil: „Mit dem
Nachtragshaushalt 2010 setzen wir ein starkes konjunktur- und
stabilitätspolitisches Signal und leisten einen zentralen Beitrag
zur Überwindung der Rezession in Deutschland.“

Beide betonten, dass dieser
Kraftakt ohne soziale Einschnitte
und mit deutlichen Steigerungen
bei Investitionen in das bayeri-
sche Bildungssystem gelingen
wird. Dies werde möglich durch
Sparanstrengungen und den Ein-
satz von Rücklagen.

Gestaltungsauftrag

Ministerpräsident Horst See-
hofer: „Mit dieser Haushaltskon-
zeption werden wir auch im be-
sonders schwierigem und für die
erfolgreiche Bewältigung der
Wirtschaftskrise entscheidenden
Jahr 2010 unserem Gestaltungs-
auftrag gerecht werden. Durch
den Haushaltsausgleich ohne
Neuverschuldung vermeiden wir
es zudem, Gestaltungsspielräume
für die Zukunft einzuengen.“

Die 7 Grundlinien
des Nachtragshaushalts

Im Einzelnen hat das Kabinett
folgende Grundlinien für den
Nachtragshaushalt 2010 be-
schlossen:

1. Auch in der größten wirt-
schaftlichen Krise der

Bundesrepublik Deutschland
hält Bayern seine Investitionen
mit 5,7 Milliarden Euro auf
höchstem Niveau. Die Investiti-
onsquote wird nochmals auf

13,7 Prozent steigen. Gleichzei-
tig wird Bayern ein Signal für
Stabilität bei den Ausgaben für
Bildung, Familie und Soziales
setzen. Die Ausgaben für die
bayerischen Leistungsgesetze
(Kinderbetreuung, Landeserzie-
hungsgeld, Schulfinanzierungs-
gesetz, Blindengeld) werden
nicht gekürzt. Die Bildungsaus-
gaben werden nochmals erhöht
von 14 Milliarden Euro 2008,
15,1 Milliarden Euro 2009 auf
15,6 Milliarden Euro 2010. See-
hofer: „Im Bereich der Schulen
steigen die Ausgaben von 8,9
Milliarden Euro 2009 auf 9,3
Milliarden Euro 2010, im Be-
reich Wissenschaft und For-
schung von 4,71 Milliarden Eu-
ro 2009 auf 4,85 Milliarden
Euro 2010. Im Bereich der Kin-
derbetreuung werden wir wie
bisher jeden kommunal aner-
kannten Platz staatlich fördern.“

2. Die Staatsregierung hält
an ihrem Ziel fest, den im

Stammhaushalt ohne neue
Schulden ausgeglichenen Haus-
halt auch im Nachtragsjahr 2010
zu halten, obwohl eine ernsthaf-
te und nachhaltige Störung des
gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts vorliegt.

3. Die Staatskanzlei und alle
Ressorts werden beauf-

tragt, ihre noch strittigen Mehr-
forderungen in Höhe von rd. 500

Millionen Euro in den anstehen-
den Chefgesprächen zur Diffe-
renzpunktbereinigung auf unab-
weisbar zwangsläufige Ausga-
ben zu beschränken. Für neue
oder die Verbesserung bestehen-
der Leistungen besteht
grundsätzlich kein Finanzie-
rungsspielraum.

4. Angesichts der einmaligen
wirtschaftlichen Krise

setzt die Staatsregierung zur Fi-
nanzierung des Haushalts zu-

sätzlich über 1 Milliarde Euro
Rücklagen und schon realisierte
Privatisierungserlöse ein.

5. Die Staatsregierung be-
schließt für das Jahr 2010

folgende weitere Maßnahmen zur
Konsolidierung mit einem Volu-
men von 110 Millionen Euro:

Ausdehnung der bisher auf
reine Verwaltungsausgaben be-
schränkten 10-prozentigen Zu-
satzsperre auf Sachmittel der
Behörden.

Beibehaltung, aber Verschie-
bung der für das Jahr 2010 vor-
gesehenen kostenwirksamen
Stellenhebungen vom 1. Sep-
tember 2010 auf das Inkrafttre-
ten des künftigen Neuen Dienst-
rechts am 1. Januar 2011 und

Einfrieren der Zuführungen
an den Versorgungsfonds für Be-
amte auf 70 Millionen Euro.

6. Die Staatsregierung be-
schließt, das Ausgaben-

wachstum künftig Jahr für Jahr
deutlich unter dem Einnahme-
wachstum zu halten. Dazu müs-
sen im Doppelhaushalt 2011/2012
die Konsolidierungsanstrengun-
gen gesteigert und weitere Spar-
maßnahmen ergriffen werden.

7. Bis auf Weiteres können
keine neuen ausgabewirk-

samen Maßnahmen eingeleitet
und bestehende Leistungen nicht
über den Status quo hinaus aus-
geweitet werden, soweit nicht
ein unabweisbarer Bedarf nach-
gewiesen wird. �
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(Fortsetzung von Seite 1)
wickelte „eigenverantworte-
te Schulverbund“ mit erweiter-
ten Entscheidungsbefugnissen
sei ein wirksames Instrument,
um kleine Hauptschulen als
Standorte zu erhalten.

Die Mitwirkung kleinerer
Schulen in einem Schulverbund
eröffne deutlich mehr Bildungs-
gerechtigkeit, fuhr Spaenle fort.
Mehr Schüler gerade im ländli-
chen Raum könnten auf diese
Weise in den Genuss weiter-
führender Bildungsangebote, z.
B. der Möglichkeit zum Mittle-
ren Abschluss oder Ganztages-
betreuung, kommen.

Wie Spaenle zudem mitteilte,
sollen laut Kabinettsbeschluss

auch Kinder aus Migrantenfami-
lien besser ins Schulleben inte-
griert werden und dadurch auch
mehr Bildungserfolg haben. Die
deutsche Sprache als Schlüssel
zur Teilhabe an der Gesellschaft
spiele eine ganz zentrale Rolle.
Weitere wichtige Schwerpunkte
des Gesamtkonzepts zur schuli-
schen Integration seien unter an-
derem der Aufbau interkulturel-
ler Kompetenzen bei allen Schü-
lerinnen und Schülern sowie die
verstärkte Beteiligung der Eltern
am Schulleben.

Mittelschule nutzen

Landesvorsitzender Rößle bat
die kommunalen Vertreter vor

Ort, die Chance zu nutzen
und die Einführung der
Mittelschulen nach Kräf-
ten zu unterstützen. Mini-
ster Spaenle bot an, dass
auftretende Probleme im
Zuge der Einführung der
Mittelschule und insbeson-
dere bei der Gründung von
Schulverbünden gerne per-
sönlich an ihn herangetra-
gen werden können, damit
sie unverzüglich gelöst
werden.

Was den kommunalen
Finanzausgleich 2010 an-
belangt, so wertete Stefan
Rößle diesen als „durchaus
positiv für die Kommu-
nen“, verhehlte aber nicht,
„dass 2010 für alle öffent-
lichen Haushalte ein
schwieriges Jahr werden
wird“. In intensiven Ver-
handlungen mit Finanzmi-

nister Georg Fahrenschon, des-
sen Staatssekretär Franz Pschie-
rer und Innenminister Joachim
Herrmann sowie im Schulter-
schluss mit den Präsidenten der
kommunalen Spitzenverbände
sei zum Ausdruck gekommen,
dass es das Ziel der Staatsregie-
rung sei, weiterhin Impulse für
Wachstum und Beschäftigung zu
setzen. Deshalb sollten trotz der
schwierigen Einnahmesituation
des Staates die Investitionsförde-
rungen auf hohem Niveau fort-
geführt werden. Gleichzeitig
würden die Verwaltungshaushal-
te durch die Stabilisierung der
Schlüsselzuweisung gestützt.

Moderate Erhöhung
des Kommunalanteils

Mit einer moderaten Er-
höhung des Kommunalanteils
am allgemeinen Steuerverbund
auf 12 Prozent wird nach Rößles
Angaben eine dauerhafte struk-
turelle Verbesserung geschaffen,
die auch in den kommenden Jah-
ren die Einnahmesituation der
Kommunen stärkt. Das erfreuli-
che Ergebnis müsse insbesonde-
re vor dem Hintergrund betrach-
tet werden, dass der Freistaat
Bayern im Jahr 2010 von
Steuermindereinnahmen ge-
genüber dem Haushaltsansatz
in Höhe von 1,7 Milliarden Euro
rechnet und trotzdem für das kom-
mende Jahr ein ausgeglichener
Haushalt vorgelegt werden soll.

Wie der KPV-Vorsitzende er-
läuterte, sind die Mittel für die
Kommunen aus dem allgemei-
nen Steuerverbund und dem

Bayerns neues
Beamtendienstrecht
Einführung einer „Leistungslaufbahn“ mit vier

Qualifikationsebenen:
In der neuen Leistungslaufbahn geht der jetzige einfache,

mittlere, gehobene und höhere Dienst auf. Mit der durchgehen-
den Leistungslaufbahn werden das Leistungsprinzip gestärkt
und leistungsstarke Beamte von den überflüssigen Fesseln der
Laufbahngruppen befreit. Der Einstieg in die neue Laufbahn er-
folgt nach Vor- und Ausbildung, um den hohen Qualitätsan-
spruch der bayerischen Verwaltung zu sichern. Konsequenz der
Leistungslaufbahn ist auch eine umfassende Umstrukturierung
der bisherigen „Verwendungsaufstiege“ in ein System der mo-
dularen Qualifizierung. Dies bietet die Möglichkeit, die Beam-
tinnen und Beamten zeitlich und inhaltlich noch gezielter zu
qualifizieren und der beruflichen Erfahrung einen höheren Stel-
lenwert zu geben. Das Laufbahnsystem wird insgesamt unbüro-
kratischer. Durch die Zusammenfassung verwandter Aufgaben-
felder zu insgesamt sechs Fachlaufbahnen statt bisher rund 300
entfällt ein Großteil der verwaltungsaufwendigen und mobi-
litätshemmenden Laufbahnwechsel.

Stärkung der Leistungsorientierung und parallel des
Leistungsprinzips:

Die Regelungen zu flexiblen Leistungselementen wie Lei-
stungsprämien und Leistungsstufen werden fortgeführt und wei-
terentwickelt. Gute Leistungen sollen in Zukunft vor allem
durch bessere Beförderungsmöglichkeiten honoriert werden.
Deshalb wurden – zum Teil schon mit dem Doppelhaushalt
2009/2010 und überwiegend für den Bildungsbereich – eine
Vielzahl von neuen Beförderungsmöglichkeiten wie sogenann-
te funktionslose Beförderungsämter eingerichtet. Die Leistung
der bayerischen Beamtinnen und Beamten wird ferner gestärkt
durch die Ersetzung des Besoldungsdienstalters durch Anknüp-
fung an tatsächlich geleistete Dienstzeiten. Fahrenschon: „In
Zukunft können wir das Engagement besonders leistungsstarker
Beamtinnen und Beamter finanziell weitaus stärker honorieren
als bisher.“ Statt nach drei Jahren können leistungsstarke Beam-
te beispielsweise schon nach einem Jahr mit den Beamten der
nächst höheren Erfahrungsstufe finanziell gleichziehen. Für lei-
stungsschwächere Beamtinnen und Beamte werden Anreize ge-
schaffen, ihre Leistungen künftig zu steigern. Das Aufrücken in
den neuen Erfahrungsstufen soll in Zukunft davon abhängen,
dass die erbrachten Leistungen Mindestanforderungen entspre-
chen, die in einer Leistungsfeststellung ausdrücklich niederge-
legt werden müssen. Fahrenschon: „Der Vorwurf, Beamte er-
hielten eine ‚Sitzprämie‘, ist damit endgültig vom Tisch.

Stufenweise Anhebung der Regelaltersgrenze um zwei
Jahre auf 67 Lebensjahre:

Die Anhebung der Regelaltersgrenze bringt nicht nur eine An-
gleichung an das Rentenrecht, sondern trägt dazu bei, die Funk-
tionsfähigkeit der Versorgungssysteme aufrecht zu erhalten und
einem drohenden Fachkräftemangel entgegenzuwirken. Die
lange Übergangsdauer bewirkt, dass die vollständige Anhebung
der Altersgrenzen erst im Jahre 2031 zum Tragen kommt. Zu-
gleich sind für langjährige Dienstzeiten wie im Rentenrecht und
bei besonders belastenden Schichtdiensttätigkeiten Ausnahme-
regelungen vorgesehen. So kann zum Beispiel ein Verwaltungs-
beamter, der 45 Jahre für den Freistaat Bayern Dienst geleistet
hat, mit 64 Jahren und ein Polizeibeamter, der 20 Jahre Schicht-
dienst geleistet hat, wie bisher mit 60 Jahren in den Ruhestand
treten, ohne Abschläge hinnehmen zu müssen. �Hauptschule und...

KPV-Vorsitzender Stefan Rößle (l.)
verabschiedete Maximilian Böltl (r.)
als temporären KPV-Landesge-
schäftsführer. Bild: DK

Kfz-Steuerverbund aufgrund
zurückgehender Steuereinnah-
men des Staates um ca. 131 Mil-
lionen Euro zurückgegangen.
Dies hätte sich insbesondere bei
den Schlüsselzuweisungen mit
einem Minus von rund 117 Mil-
lionen Euro (-4,5%) ausgewirkt.
Hauptanliegen der kommunalen
Seite bei den Verhandlungen sei
es gewesen, dieses Minus abzu-
federn, ohne dass darunter die
Investitionszuschüsse leiden.

Positive Bewertung

Daneben hätten die Beteiligten
ihr Augenmerk darauf gelegt,
auch die Mittel des Freistaats für
die Schülerbeförderung und die
Bezirke unter keinen Umständen
zu kürzen, sondern wenn nur ir-
gendwie möglich, aufzustocken.
Höhere kommunale Anteile an
den zu erwartenden steigenden
Kosten der Schülerbeförderung
sowie zu hohe Bezirksumlageer-
höhungen hätten die kommuna-
len Haushalte im nächsten Jahr
sonst noch weiter massiv bela-
stet. Aufgrund dieser sehr
schwierigen Ausgangssituation
sei das Ergebnis für die kommu-
nalen Vertreter umso positiver zu
bewerten, meinte Rößle.

Zusätzliche Mittel

Im Einzelnen stellen sich die
Resultate wie folgt dar: Der
Kommunalanteil im allgemeinen
Steuerverbund wird von 11,94
Prozent auf 12 Prozent (+ 14,7
Millionen Euro) angehoben. Da-
mit wird der Rückgang der

Schlüsselzuweisung durch die
Verbundsatzerhöhung und wei-
tere staatliche Mittel in Höhe
von 29,3 Millionen Euro mit ins-
gesamt 44 Millionen Euro abge-
federt. Die Schlüsselzuweisun-
gen des Freistaats Bayern betra-
gen im Jahr 2010 damit noch
2.512,685 Millionen Euro, was
ein Minus von rund 73 Millionen
Euro (2,8 %) gegenüber dem
Vorjahr bedeutet.

Für den Sozialhilfeausgleich
für die Bezirke werden zusätz-
lich staatliche Mittel von 6 Mil-
lionen Euro zur Verfügung ge-
stellt. Er steigt damit auf 583,6
Millionen Euro (+ 3,6 Millionen
Euro). Die Zuweisungen zu den
Kosten der Schülerbeförderung
werden um 6 Millionen Euro auf
277 Millionen Euro angehoben.
Damit werden steigende Bela-
stungen der Kommunen für die
Schülerbeförderung berücksich-
tigt. Der Ansatz für Bedarfszu-
weisungen steigt aufgrund eines
Sonderbedarfes um 4 Millionen
Euro gegenüber dem Vorjahr.

Investitionsförderung
auf hohem Niveau

Besonders hervorzuheben ist
laut Rößle, dass die Mittel für die
Investitionsförderung weitestge-
hend auf hohem Niveau weiter-
geführt werden. Dies komme vor
allem den wichtigen Bereichen
Bildung, Gesundheit und ländli-
cher Raum zugute.

Nach mehreren Jahren einer
sehr guten Entwicklung des
kommunalen Finanzausgleichs
(reine Landesleistungen: 2007:
+7,6%, 2008: +11%, 2009:
+3,7%) ist für 2010 angesichts
sinkender Steuerverbünde ein
Rückgang vorgezeichnet. Dieser
Rückgang konnte Rössle zufolge
jedoch durch die intensiven Fi-
nanzausgleichsverhandlungen
deutlich abgemildert werden, da

der Staat den Kommunen insge-
samt 60 Millionen Euro zusätz-
lich zur Verfügung stellt. So ge-
hen die reinen Landesleistungen
von 6.352 Millionen Euro im
Vorjahr auf rund 6.300 Millionen
Euro im Jahr 2010 zurück – ein
Minus von 0,8 Prozent.

Stichwort Dienstrechtsreform:
Nach Rößles Ausführungen
bringt Bayern als erstes Bundes-
land ein neues, noch stärker lei-
stungsorientiertes Dienstrecht
für seine rund 200.000 Beamten
auf den Weg. In einem umfang-
reichen Gesetzespaket werden
für die bayerischen Beamten ei-
ne neue leistungsorientierte
Laufbahnverordnung, geänderte
Besoldungsstrukturen und die
stufenweise Anhebung der Re-
gelaltersgrenze um zwei Jahre
auf 67 beschlossen (siehe Kas-
ten). Eckpfeiler des Gesetzent-
wurfes sind die weitere Stärkung
des Leistungsgedankens im Be-
amtenrecht und die Flexibilisie-
rung der bislang relativ starren
Laufbahnvorschriften.

Regelaltersgrenze
steigt auf 67 Jahre

Das Dienstalter wird durch die
tatsächlich geleistete Dienstzeit
und erbrachte Mindestanforde-
rungen ersetzt. Die Regelalters-
grenze wird schrittweise auf 67
Lebensjahre angehoben. Das be-
schlossene Gesetzespaket wird
nunmehr den Spitzenorganisa-
tionen der Berufsverbände und
den kommunalen Spitzenver-
bänden zur Stellungnahme über-
mittelt. Im Zuge dessen wäre es
nach Meinung des KPV-Vorsit-
zenden sinnvoll, auch das kom-
munale Wahlbeamtengesetz auf
den Prüfstand zu stellen. Die
Zeit sei reif dafür. Fragen zu
Pensionsansprüchen oder zum
Nebentätigkeitsrecht sollten ein-
gehend erörtert werden. DK

Gemeindetagspräsident Brandl zum Digitalfunk:

Vorschlag des
Finanzministers akzeptabel

Die jahrelangen Verhandlungen zwischen den kommunalen
Spitzenverbänden und der Bayerischen Staatsregierung über
die Finanzierung des Digitalfunks für Polizei, Rettungsdienste
und Feuerwehren dürften bald zu einem guten Abschluss kom-
men. Nachdem der im Frühjahr dieses Jahres gefundene Kom-
promiss Anfang Oktober seitens der Staatsregierung abgelehnt
worden ist, hat sich Bayerns Finanzminister Georg Fahrenschon
mit Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl über einen neuen
Finanzierungsvorschlag geeinigt.

Gemeindetagspräsident Dr.
Uwe Brandl: „Mit dem Vor-
schlag können wir gut leben. Vor
allem die hohe Förderung der
Handsprechfunk- und Fahrzeug-
funkgeräte der Feuerwehren
wird die kommunalen Kassen
entlasten. Durch die Festschrei-
bung des kommunalen Beitrags
an den Betriebskosten dürften
Kreisumlageerhöhungen vermie-
den werden. Wir sind zufrieden.“

Im Einzelnen sieht der Kom-
promiss Folgendes vor:

Der Kompromiss
im Detail

1. Die Kommunen beteiligen
sich an den laufenden Ko-

sten des BOS-Digitalfunks.

2. Die Aufteilung der Be-
triebskosten zwischen

Staat / Kommunen / Rettungs-
diensten erfolgt im Verhältnis
60% / 20% / 20%. Kommunen
und Rettungsdienste haben da-
mit grundsätzlich Leistungen an
den Staat in Höhe von je 7,6 Mil-
lionen Euro jährlich zu erbrin-
gen.

3. Nach einer Betriebszeit
von drei Jahren nach der

vollständigen Inbetriebnahme
des Netzes wird die Aufteilung
der Betriebskosten auf Staat /
Kommunen / Rettungsdiensten
überprüft.

4. Die Kommunen erbringen
ihren Anteil an den Be-

triebskosten durch Zahlung eines
Festbetrags in Höhe von 3,0 Mil-
lionen Euro jährlich an den
Staatshaushalt und mietfreie
Zurverfügungstellung von An-
tennenstandorten; diese Leistung

wird mit weiteren 3,0 Millionen
Euro Jahresbetrag bewertet.
Dem Staatshaushalt fließen in-
sofern keine Mittel zu. Der
Restbetrag in Höhe von jährlich
1,6 Millionen Euro muss von
den Kommunen nicht gezahlt
werden.

Effektiv 3 Millionen Euro
zu zahlender Betrag

Der zu zahlende Betrag von
3,0 Millionen Euro wird einwoh-
nerabhängig auf die 96 Land-
kreise und kreisfreien Städte ver-
teilt, die Modalitäten werden in
entsprechenden Verträgen mit
Landkreisen und kreisfreien
Städten vom Innenministerium
festgelegt. Zur Erleichterung der
Abwicklung wird eine kassen-
mäßige Verrechnung mit einer
geeigneten Finanzausgleichslei-
stung angestrebt.

5. Die Kostenbeteiligung der
Kommunen setzt im Jahr

2013, spätestens aber mit voll-
ständiger (bayernweiter) Bereit-
stellung des Digitalfunksnetzes,
ein.

6. Es findet eine Endgeräteför-
derung hinsichtlich der not-

wendigen Erstausstattung der Feu-
erwehren aus staatlichen Haus-
haltsmitteln statt. Der Fördersatz
beträgt 80 % der reinen Geräteko-
sten zuzüglich der Kosten des Zu-
behörs ohne Einbaukosten.Als zu-
wendungsfähig anerkannt werden
höchstens Gerätekosten eines bei
der Polizei verwendeten Standard-
geräts. Die Förderung wird begin-
nend 2010 über sechs Jahre ver-
teilt mit annähernd gleichen Jah-
resbeiträgen stattfinden. �

Die „Einheitlichen Ansprechpartner“:

Alles aus
einer Hand

Kabinett beschließt Gesetzentwurf nach
der EU-Dienstleistungsrichtlinie

Der Ministerrat hat den Gesetzentwurf über die Einheitlichen
Ansprechpartner nach der EU-Dienstleistungsrichtlinie
beschlossen und damit die Weichen zur Umsetzung dieser Richt-
linie in Bayern gestellt. Die Aufgaben des Einheitlichen An-
sprechpartners sollen nach dem Gesetzentwurf von den Kam-
mern der betroffenen gewerblichen und freien Berufe wahrge-
nommen werden.

Außerdem wird es den Land-
kreisen und kreisfreien Gemein-
den ermöglicht, auf Antrag diese
Aufgaben für ihr Gebiet eben-
falls zu übernehmen. Dazu müs-
sen diese Landkreise und kreis-
freien Städte bis spätestens 30.
Juni 2010 formell die Übernah-
me der Aufgabe erklären.

Staatskanzleichef Siegfried
Schneider: „Mit dieser Lösung
wollen wir in Bayern ortsnahe
und kompetente Einheitliche
Ansprechpartner zur Verfügung
stellen. Wir wollen die Sachkun-
de und die Erfahrung in der Un-
terstützung von Unternehmen
und Existenzgründern, über die
sowohl die Kammern als auch
viele Kommunen verfügen, für
diese neue Aufgabe nutzen und
zugleich an die bewährten Ver-
waltungsstrukturen in Bayern
anknüpfen.“

Leichterer Marktzugang
in ganz Europa

Die Europäische Dienstlei-
stungsrichtlinie muss von den
Mitgliedstaaten bis zum 28. De-
zember 2009 umgesetzt werden.
Sie sieht unter anderem vor, dass
es Dienstleistern aus anderen
Mitgliedstaaten ermöglicht wird,
alle für die Ausübung ihrer
Tätigkeit in Deutschland erfor-
derlichen Verfahren und Forma-
litäten über eine einzige Stelle –

den Einheitlichen Ansprechpart-
ner – abzuwickeln, und zwar auf
Wunsch auch elektronisch über
das Internet. Der Einheitliche
Ansprechpartner hat keine eige-
nen Entscheidungskompetenzen,
sondern eine Vermittlerfunktion
zwischen dem Dienstleister auf
der einen Seite und den verschie-
denen zuständigen Fachbehör-
den auf der anderen Seite. Er hat
die Aufgabe, alle von europäi-
schen Dienstleistern benötigten
Informationen bereitzustellen,
ihre Anträge entgegenzunehmen
und für die Weiterleitung zu sor-
gen.

Mit dem Gesetzentwurf, den
das Kabinett nun beschlossen
hat, werden die Vorgaben des
Europäischen Rechts eins zu
eins umgesetzt. Das Gesetz soll
zunächst für eine zweijährige Er-
probungszeit gelten. Staatskanz-
leichef Schneider: „Heute kann
niemand mit Gewissheit sagen,
in welchem Umfang die ge-
bührenfinanzierten Leistungen
der Einheitlichen Ansprechpart-
ner in der Praxis tatsächlich in
Anspruch genommen werden.
Es gilt daher, zunächst einmal
Erfahrungen mit diesem neuen
Instrument zu gewinnen. Nach
zwei Jahren werden wir Bilanz
ziehen und beurteilen, in wie
weit unsere Regelung sich be-
währt hat oder ob Anpassungen
erforderlich sind.“ �
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„Wir wollen Orientie-
rung im Wandel geben
und verdeutlichen,
auf welchen normativen
Grundlagen, verbinden-
den Werten und Idealen
unser Gemeinwesen
beruht.“

Dr. h.c. mult.
Hans Zehetmair
Staatsminister a.D., Senator E.h.
Vorsitzender der Hanns-Seidel-Stiftung
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(Fortsetzung von Seite 1)
steuer geben mit dem Ziel, die
Ungerechtigkeiten wie etwa bei
der Kalten Progression „ein
Stück zu begradigen“.

Einer Forderung nach Auswei-
tung der Optionskommunen, die
Langzeitarbeitslose in eigener
Verantwortung betreuen, erteilte
die Kanzlerin eine Absage: „Wir
können sie nicht erweitern, weil
wir nicht neue Aufgaben auf die
Kommunen übertragen dürfen.“
Zudem werde sie der Variante,
„dass der Bund zwar das Geld
gibt, aber nichts mehr zu sagen
hat, als Bundespolitikerin nicht
zustimmen“. Als mögliche Lö-

(Fortsetzung von Seite 1)
2,4 Milliarden Euro auf die ab
2011 in Aussicht gestellten Ent-
lastungen bei der Einkommen-
steuer. Der Deutsche Städtetag
appelliere deshalb an die Bun-
desregierung, ihre im Koalitions-
vertrag formulierten „Goldenen
Regeln“ für eine solide Haus-
halts- und Finanzpolitik konse-
quent zu beachten.

Da die Kommunen bereits
konjunkturbedingt Ausfälle bei
der Gewerbesteuer sowie dem
kommunalen Anteil bei Lohn-
und Einkommensteuer zu ver-
kraften haben, lehnte der Deut-
sche Städtetag mit Nachdruck je-
de gesetzgeberische Demontage
oder gar Infragestellung der Ge-
werbesteuer ab und warnte vor
Steuersenkungen, die die kom-
munale Leistungsfähigkeit ernst-
haft gefährden könnten.

Die Städte forderten Bundestag
und Bundesregierung auf, die Ge-
werbesteuer als wichtigste Ein-
nahmequelle der Städte nicht
durch Maßnahmen zu schwächen,
die vermeintlich zur Konjunktur-
belebung dienen sollen. Die im
Zuge einer Korrektur der Unter-
nehmenssteuerreform bei der Be-
rechnung der Gewerbesteuer vor-
gesehene Absenkung des Finan-
zierungsanteils bei Mieten werde
daher abgelehnt.

Zukunftskommission

Die von der Koalition geplante
Kommission zur Zukunft der
Gemeindefinanzen dürfe nicht
allein die kommunalen Steuer-
einnahmen in den Blick nehmen.
Eine solche Kommission müsse
zwingend auch das Missverhält-
nis zwischen kommunalen Auf-
gaben und Ausgaben und den
Einnahmen zum Gegenstand ha-
ben. Das gelte besonders im Be-
reich der Sozialpolitik, also bei
den Hilfen für Langzeitarbeitslo-
se, der Kinder- und Jugendhilfe,
den Hilfen für Menschen mit Be-
hinderung und bei der Grundsi-
cherung im Alter und bei Er-
werbsunfähigkeit.

Die Forderung der kommuna-
len Spitzenverbände, bei Gesetz-
gebungsverfahren mit kommuna-
lem Bezug ein verbindliches An-
hörungs- und Mitwirkungsrecht
ins Grundgesetz aufzunehmen,
bleibe auf der Tagesordnung. Es
sei richtig, dass die Beteiligungs-
rechte der Kommunen nach dem
Koalitionsvertrag ebenso disku-
tiert werden sollen wie die Umset-
zung des Konnexitätsprinzips‚ mit
dem zusätzliche finanzielle Bela-
stungen der Kommunen verhin-
dert werden sollten.

Weitere für die Städte wichtige
Passagen des Koalitionsvertra-
ges kommentierte der Vizepräsi-
dent des Deutschen Städtetages,
Münchens Oberbürgermeister
Christian Ude. Laut Ude kritisie-
ren die Städte, dass es bei der
Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit nicht zu einer Ver-
fassungsänderung kommt, um
die Arbeitsgemeinschaften aus
Kommunen und Arbeitsagentu-
ren rechtlich abzusichern. Umso
mehr komme es jetzt darauf an,

dass die Bundesagentur für Ar-
beit den Kommunen für die ge-
trennte Aufgabenwahrnehmung
attraktive Angebote zur freiwilli-
gen Zusammenarbeit unterbrei-
tet, so wie es die Koalition
ankündigt. Die Städte müssten
ihre Kompetenz auch bei der ak-
tiven Arbeitsmarktpolitik ein-
bringen können und dürften in
ihrer Rolle nicht auf die sozialen
Dienstleistungen wie Kinderbe-
treuung und die Kosten der Un-
terkunft reduziert werden.

Kooperationen

Die getrennte Aufgabenwahr-
nehmung durch Kommunen und
Arbeitsagenturen bedeute für die
Zukunft getrennte Bescheide,
getrennte Ansprechpartner für
die betroffenen sieben Millionen
Hilfeempfänger und einen
Mehraufwand für die kommuna-
len Träger. Der zusätzliche Ver-
waltungsaufwand müsse so weit
wie möglich reduziert werden.
Attraktive Kooperationsangebo-
te sollten es ermöglichen, dass
die Langzeitarbeitslosen ihre
Leistungen auch in Zukunft
möglichst unter einem Dach und
abgestimmt angeboten bekom-
men. Durch gegenseitige Beauf-
tragungen mit Dienstleistungen
könnten die beiden Träger, Kom-
munen und Arbeitsagenturen, ih-
re jeweiligen Kompetenzen zum
Einsatz bringen.

In den vergangenen Jahren ha-
ben die Kommunen bereits er-
hebliche Anstrengungen unter-
nommen, familienfreundliche
und attraktive Lebensbedingun-
gen für Eltern, Kinder, junge und
alte Menschen zu schaffen. Chri-
stian Ude: „Bund und Länder
müssen jedoch endlich erken-
nen, dass der Ausbau der Kin-
derbetreuung für unter dreijähri-
ge Kinder nach wie vor unterfi-
nanziert ist. Die Umsetzung des
Rechtsanspruches ab dem Jahre
2013 werden die Kommunen
ohne weitere Finanzhilfen nicht
schaffen können – so sehr sich
die Städte auch anstrengen.“

Der Rechtsanspruch werde eine
Versorgungsquote weit über 35
Prozent erforderlich machen. Dar-
auf müsse die Politik eine ange-
messene Antwort geben. Der
Bund habe die Kostenfolgen un-
terschätzt, zumal der Rechtsan-
spruch in die Berechnungen nicht
einkalkuliert gewesen sei. Die bis-
herige Beteiligung des Bundes mit
vier Milliarden Euro sei ein wich-
tiger Schritt gewesen. Die vom
Bund veranschlagte Gesamtsum-
me von 12 Milliarden Euro sei je-
doch noch nicht voll finanziert und
reiche für den Ausbau bis hin zu
einem Rechtsanspruch mit Sicher-
heit nicht aus.

Positiv bewerteten die Städte,
dass der Koalitionsvertrag Bil-
dung als gesamtstaatliche Aufga-
be definiert, die einer engen Part-
nerschaft aller Verantwortlichen
bedarf. „Bund, Länder und Kom-
munen agieren heute allerdings
vielfach unkoordiniert in den ver-
schiedenen Teilbereichen des Bil-
dungssystems. Das Grundgesetz
ermöglicht bisher kein koordinier-

tes Vorgehen aller Ebenen. Im
Sinne eines kooperativen Födera-
lismus sollten die Leistungen von
Bund, Ländern und Kommunen
miteinander verknüpft werden“,
erklärte Vizepräsident Ude. So
müsse besonders ermöglicht wer-
den, dass der Bund wie in den
Jahren vor der Föderalismusre-
form I den Kommunen finanzielle
Mittel zur Verbesserung der Bil-
dungsinfrastruktur bereitstellen
kann. Andernfalls könne die im
Koalitionsvertrag angestrebte Bil-
dungspartnerschaft von Bund,
Ländern und Kommunen nicht
umgesetzt werden.

Zur steuerlichen Behandlung
von Leistungen der Daseinsvor-
sorge bemerkte der Münchner
OB: „Eine stärkere Besteuerung
von Leistungen der Daseinsvor-
sorge würde die Bürgerinnen
und Bürger über höhere Ge-
bühren belasten und auf ihren
Widerstand stoßen. Die Städte
werden die neue Regierung des-
halb an ihrer im Koalitionsver-
trag enthaltenen Aussage mes-
sen, dass Aufgaben der Daseins-
vorsorge nicht über die bestehen-
den Regelungen hinaus steuer-
lich belastet werden sollen.“

Im Widerspruch hierzu stehe
allerdings die Ankündigung, die
kommunale Abfallwirtschaft mit
der Mehrwertsteuer zu belasten.
Dies würde zwangsläufig zu ei-
ner Erhöhung der Müllgebühren
führen. Die Abfall- und die Ab-
wasserentsorgung seien als ho-
heitliche Aufgaben den Kommu-
nen zugewiesen und gehörten zu
den Aufgaben der Daseinsvor-
sorge. Eine steuerliche Gleich-
stellung privater und öffentlicher
Unternehmen in der Abfallwirt-
schaft komme für den Deutschen
Städtetag nur in Form einer steu-
erlichen Entlastung der privaten
Unternehmen in Betracht.

Daseinsvorsorge

Einig sind sich die Städte mit
der Koalition dagegen über die
Bedeutung des Öffentlichen Per-
sonennahverkehrs, weil er unver-
zichtbarer Bestandteil der kom-
munalen Daseinsvorsorge ist.
Diese Einigkeit bestehe auch dar-
in, das Personenbeförderungsge-
setz unverzüglich an den europäi-
schen Rechtsrahmen für den ÖP-
NV anzupassen.

Den im Koalitionsvertrag for-
mulierten Vorrang sog. kommerzi-
ellerVerkehre lehnen die Städte je-
doch strikt ab. „Ein solcher Vor-
rang kommerzieller Verkehre wi-
derspricht der erklärten Absicht,
dass die KommunenAufgabenträ-
ger im ÖPNV bleiben. Er verstößt
gegen europäisches Beihilferecht
und käme einer faktischen Enteig-
nung kommunaler Verkehrsunter-
nehmen gleich“, meinte Ude.

Gleichzeitig würde der Ein-
fluss der Kommunen auf die ört-
liche Verkehrsplanung erheblich
erschwert. Eine vom Staat ver-
anlasste Benachteiligung öffent-
licher Unternehmen wäre darü-
ber hinaus ein unzulässiger Ein-
griff in die vom Grundgesetz ge-
schützte kommunale Selbstver-
waltung. DK

sung nannte Merkel Rahmenver-
träge, mit denen die Zusammen-
arbeit mit den Kommunen im
Sinne des Urteils des Bundesver-
fassungsgerichtes ausgestaltet
werden kann.

Modernes Bildungswesen

In dem von den Delegierten
verabschiedeten Leitantrag setzt
sich die KPV dafür ein, dass die
Kommunen vor Ort gestärkt aus
der Wirtschafts- und Finanzkrise
hervorgehen. Deshalb seien In-
vestitionen in Bildung, Qualifi-
zierung und Forschung die rich-
tigen Impulse für Wachstum und

Wohlstand in Deutschland. Ein
modernes und funktionierendes
Bildungswesen sei von zentraler
Bedeutung für die örtliche Struk-
tur und Wirtschaftsentwicklung.
Bildung sei Aufgabe kommuna-
ler Daseinsvorsorge und müsse
zur Teilhabe am wirtschaftli-
chen, gesellschaftlichen und po-
litischen Leben führen.

Mit Verabschiedung des Kin-
derförderungsgesetzes (KiföG)
wurde neben dem quantitativen
Ausbau auch die Einführung ei-
nes Rechtsanspruchs auf Betreu-
ung ab dem 1. Lebensjahr ab
2013 gesetzlich verankert. Die-
ser verpflichtet die Länder, im
Wege der Konnexitätsregelun-
gen in den Ländern, die den
Kommunen zur Erfüllung des
Rechtanspruchs entstehenden

Fokus auf goldene...

Auf Bildung... zusätzlichen Kosten auszuglei-
chen. Aber gerade die Weiterent-
wicklung der Qualität der Kin-
derbetreuung muss laut Leitan-
trag stärker in den Focus genom-
men werden. Hinsichtlich der Fi-
nanzierung frühkindlicher Erzie-
hung, Bildung und Betreuung
würden neue Verteilungskämpfe
geführt; etwa um künftige Aus-
bildungsanforderungen und Ver-
gütung der Erzieherinnen und
Erzieher, um Personalschlüssel
und adäquate Gruppengrößen.

Steuerungsverantwortung

Die Steuerungsverantwortung
für die Bildung von Kindern im
vorschulischen und schulischen
Bereich dürfe in Zukunft nicht
mehr zwischen Kommunen und
Ländern auseinanderfallen, for-
dert die Bundes-KPV. In vielen
Kommunen gebe es Ansätze und
bereits umgesetzte Maßnahmen
zur stärkeren Vernetzung der
vielfältigen Bildungsangebote
sowie der bisher häufig isoliert
arbeitenden Bereiche der Bil-
dung. Beispiele seien der Aus-
bau von Ganztagsschulen bzw.
Angebote durch Kooperationen
der Schulen mit anderen Part-
nern, die integrierte Jugendhilfe
und Schulentwicklungsplanung
oder die Zusammenarbeit der
unterschiedlichen Institutionen
bei den Übergängen im Bil-
dungssystem.

Vernetztes System

Als Begriff für entsprechende
Konzepte habe sich die „Kom-
munale Bildungslandschaft“ im
Sinne eines vernetzten Systems
von Erziehung, Bildung und Be-
treuung kommunal stärker eta-
bliert. Die Länder seien aufge-
fordert, entsprechende Aktivitä-
ten der Kommunen zu unterstüt-

zen. Kommunen sollen als starke
Bildungspartner vor Ort aufge-
stellt werden.

Monitoring

Mögliche Schritte zur Umset-
zung vor Ort sind laut KPV der
Ausbau einer kommunalen Bil-
dungsplanung und die Vernet-
zung mit anderen Planungsberei-
chen - insbesondere mit der Ju-
gendhilfeplanung, der Aufbau
eines kommunalen Bildungsma-
nagements und die Entwicklung
eines kommunalen Bildungsmo-
nitorringssystems als Grundlage
für eine kontinuierliche Bil-
dungsberichterstattung. Eine er-
folgreiche Steuerung und Gestal-
tung des kommunalen Bildungs-
wesens erfordere eine valide Da-
ten- und Indikatorengrundlage.
Hierbei reiche eine reine Daten-
erfassung oder auch vielerorts
übliche Schulentwicklungspla-
nung nicht mehr aus.

Regionale Bildungsräte

Gefordert wird zudem die
Gründung regionaler Bildungsräte
als Beratungs- und Planungsplatt-
formen kommunaler Bildungsin-
stitutionen mit den nichtstädti-
schen Institutionen (z. B. Ar-
beitsämter, Familienbildungsstät-
ten, Schulformsprecher) sowie ei-
ne organisatorische Zusammen-
führung aller kommunalen Bil-
dungseinrichtungen vor Ort (z. B.
Schulverwaltung, Musikschu-
le, Volkshochschule, Bildungsbe-
ratung, Bibliothek, Ganztagsange-
bote, Schulkinderbetreuung,
schulpsychologische Beratungs-
stellen, Sprachförderung,Tagesbe-
treuung für Kinder usw.) in ein
Amt für Bildung im Sinne eines
kommunalen Bildungsnetzwerkes
(Holding).

Bildungsberatung umfasse alle

biografischen Stationen von Bil-
dung, Bildungsanlässen und
Übergängen sowie Lernberatung
und Kompetenzfeststellung. Sie
beziehe vorhandene Beratungs-
strukturen ein, wie z. B. Kinder-
tagesstätten, Familienzentren,
Primärschulen, weiterführen-
de Schulen, Kammern, Arbeitsa-
genturen (ARGEn), kommunale
Beratungsstellen (z. B. für Exi-
stenzgründer oder Wiedereinstei-
ger). Es gelte, ein qualitativ hoch-
wertiges kommunales Bildungs-
angebot unter den Herausforde-
rungen des demografischen Wan-
dels und die inhaltliche Einbin-
dung und Vernetzung von Famili-
enzentren, Familienbildungsstät-
ten und anderen Bildungseinrich-
tungen bereitzustellen.

Konkrete Programme
auf kommunaler Ebene

Das Fazit: Wenn Bildung in
Deutschland erste Priorität haben
soll, müssten jetzt nach den lan-
gen Jahren der Bereitstellung von
breiten Bildungsuntersuchungen
und Entwicklungen von Konzep-
ten konkrete Programme auf
kommunaler Ebene greifen. Die
KPV Deutschland fordert die Ge-
setzgeber in Bund und Ländern
aber auch die politisch Verant-
wortlichen in den Kommunen
auf, ihr bildungspolitisches Enga-
gement zu verstärken. Dabei sei-
en „die Regeln der strengsten und
tatsächlichen Konnexität und der
klaren transparenten Finanzver-
antwortung“ zu beachten. Bil-
dung sei ein gesamtpolitisches
Thema auf kommunaler Ebene.
Bund und Länder seien gefordert,
die Kommunen in ausreichender
Weise finanziell auszustatten, da-
mit im Rahmen der kommunalen
Daseinsvorsorge Bildung und Er-
ziehung für Kinder und Jugendli-
che künftig besser gelingen. DK



TUN SIE IHREN KOLLEGEN EINEN GEFALLEN.
KOMMEN SIE ENTSPANNT AN.

28 Mio. haben den Einstieg in die Zukunft schon gefunden.
Die meisten Deutschen finden ihren Arbeitstag ziemlich anstrengend. Allerdings sind
immer mehr so clever und ersparen sich schon auf dem Weg zur Arbeit viel Stress,
indem sie sich chauffieren lassen. Denn kein anderes Verkehrsmittel verbraucht weniger
Nerven pro Kilometer als die öffentlichen Verkehrsmittel. Ob günstig, sicher oder
umweltfreundlich – was immer Sie bewegt, mit Bussen und Bahnen fahren Sie richtig.

www.deutschland-bleibt-mobil.de. Eine Kampagne des VDV (Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V.).
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Für ein Jahr ehrenamtliches Engagement wurden zahlreiche
Schülerinnen und Schüler ausgezeichnet. ��

Auch die kleinen Besucher der Buswerkstatt kamen auf ihre
Kosten. Sie genossen es, auf dem Fahrersitz der Busse Platz zu
nehmen, Türen auf- und zuzumachen oder die Fahrgäste per
Durchsage zum Ein- und Aussteigen aufzufordern. ��

VAG Verkehrs-Aktiengesellschaft Nürnberg:

Blick hinter die Kulissen
der Buswerkstatt

Rund 3.000 große und kleine Fans des öffentlichen Personen-
nahverkehrs zog es während des Tags der offenen Tür in die
Buswerkstatt der VAG Verkehrs-Aktiengesellschaft Nürnberg.
Dort konnten sich Interessierte von Mitarbeitern der VAG er-
klären lassen, welche Arbeiten notwendig sind, damit die Rä-
der der 265 VAG-Busse rollen.

Die Mitarbeiter der Buswerk-
statt erläuterten, welche Repara-
turen und Wartungsarbeiten
durchgeführt werden, sie infor-
mierten über Sicherheitschecks
und TÜV-Untersuchungen, Ab-
gasuntersuchungen, Tacho- sowie
Bremsprüfungen.

Eine große Fahrzeugschau mit
historischen und modernen Bus-
sen vermittelte anschaulich, wel-
che Fortschritte in den vergange-
nen Jahren und Jahrzehnten im
Bereich der Fahrzeugtechnik er-
reicht wurden. Es waren Busse
der VAG, der infra fürth verkehr

gmbh und der Erlanger Stadtwer-
ke AG zu sehen. Die Lieferanten
der VAG informierten über aktu-
elle Trends und Entwicklungen,
z. B. über die neuesten Fahrzeug-
motoren oder das Thema Reifen.

Besonderen Anklang fanden
wieder die Fahrten durch die
Waschstraße des Busbetriebsho-
fes oder in historischen Fahrzeu-
gen. Erstmals auf Strecke schick-
ten die VAG und der Verein der
Nürnberg-Fürther Straßenbahn
e.V. einen historischen Bus der
Firma Krauss-Maffei, Baujahr
1959. �

Neue VDV-Publikation:

Blaues Buch
„Verkehrsverbünde“

Verkehrsverbünde sind aus dem öffentlichen Personennahver-
kehr in Deutschland nicht mehr wegzudenken. Sowohl die Zahl
der Verkehrsverbünde als auch deren Bedeutung ist in den ver-
gangenen Jahren stetig gewachsen. Ein Großteil des deutschen
ÖPNV spielt sich innerhalb von Verkehrsverbünden ab, über 80
Prozent der Einwohner leben in einem Verbundgebiet, rund 85
Prozent der ÖPNV-Fahrten finden in Verkehrsverbünden statt
und fast 90 Prozent der Tarifeinnahmen werden dort erzielt.

Die kontinuierlichen Fahrgast-
zuwächse in den vergangenen
Jahren sind nicht zuletzt auf die
Attraktivitätssteigerungen zu-
rückzuführen, die durch die
Schaffung von Verbünden er-
reicht wurde. Die Vorteile des
Verbundkonzeptes unter dem
Slogan „Ein Fahrplan - Ein Tarif -
Ein Ticket“ kommen vor allem
den ÖPNV-Kunden zugute. Nicht
zuletzt vor dem Hintergrund der
Erfolge der Verkehrsverbünde ist
die Idee entstanden, in der sog.
Blauen Buchreihe des VDV auch
ein Buch zu diesem Thema zu
veröffentlichen. Mit der Publika-
tion „Verkehrsverbünde: Durch
Kooperation und Integration zu
mehr Attraktivität und Effizienz
im ÖPNV“ stellt sich nach den
Güter- und Stadtbahnen, den Li-
nienbussen und dem Schienen-
personennahverkehr die fünfte
und jüngste Mitgliedergruppe im
Branchenverband VDV vor.

20 Beiträge

In insgesamt 20 Beiträgen
wird darin die Kooperations-
und Integrationsarbeit von Ver-
kehrsverbünden beleuchtet. Dies
erfolgt zum einen durch eine Be-
trachtung der Verbünde unter den

verschiedenen Blickwinkeln von
Fahrgästen, Unternehmen und
Aufgabenträgern. Des Weiteren
wird in dem Buch dargestellt, auf
welchen Feldern Verkehrsver-
bünde arbeiten. Deren Tätigkei-
ten in wichtigstenAufgabenberei-
chen, den so genannten klassi-
schen Verbundfunktionen wie Ta-
rif, Einnahmenaufteilung oder
Fahrgastinformation, werden in
jeweils eigenen Fachbeiträgen
ausführlich beschrieben.

Vor dem Hintergrund der sich
wandelnden Anforderungen wird
in weiteren Kapiteln auf wichtige
Zukunftsthemen der Verbünde
wie innovative Vertriebswege
eingegangen. Schließlich wirft
die Publikation einen Blick über
die Landesgrenzen und stellt die
Umsetzung der Verbundidee in
den benachbarten deutschspra-
chigen Ländern Österreich und
Schweiz dar.

Selbstverständliche
Vorteile

Auch dort sind wie hierzulan-
de die Vorteile des Verbundkon-
zeptes für viele inzwischen zu ei-
ner Art Selbstverständlichkeit
geworden. Sie werden einem
geübten Verbundnutzer oft dann
erst wieder richtig bewusst,
wenn man in einer verbundfreien
Region (zum Beispiel im Aus-
land) für die Beförderung mit U-
Bahn, Bus und Tram jeweils un-
terschiedliche Fahrausweise lö-
sen muss oder vergeblich nach
dem verkehrsmittelübergreifen-
den Netzplan zur besseren Ori-
entierung in der fremden Umge-
bung sucht.

Um die Merkmale der durch
die Verkehrsverbünde geschaffe-
nen besonderen Eigenheit des
deutschen ÖPNV auch einem in-
ternationalen Publikum besser
vertraut zu machen, ist das Blaue
Buch „Verkehrsverbünde“ durch-
gängig zweisprachig in deut-
scher und englischer Sprache ge-
halten. Ziel des Buches ist es un-
ter anderem, die Verbundidee ei-
nem noch breiteren Publikum
gerade auch im Ausland zugäng-
lich zu machen. DK

Viel Lob für die Coolrider
Die Bilanz für das Jahr 2009 kann sich sehen lassen: 268 Schüle-
rinnen und Schüler von insgesamt 26 Schulen in 19 Städten und
Gemeinden in der Metropolregion Nürnberg haben dieses Jahr
ihren Dienst als Coolrider aufgenommen. Noch nie waren es so
viele auf einmal. Die jugendlichen Fahrzeugbegleiter wurden für
ihr Engagement bei der traditionellen Jahresveranstaltung in
Nürnberg von Staatsminister Joachim Herrmann und vom Vor-
standsmitglied der VAG Verkehrs-Aktiengesellschaft Nürnberg,
Dr. Rainer Müller, geehrt. Die VAG hat das Projekt Coolrider
2003 aus der Taufe gehoben und bildet seitdem Jugendliche zu
Fahrzeugbegleitern aus.

Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann lobte das Enga-
gement der Jugendlichen für die
Allgemeinheit und für mehr Si-
cherheit in Bussen und Bahnen.
Wörtlich sagte er: „Toll, dass ihr
euch kümmert, dass ihr euch en-
gagiert.“ Und er bat die neuen
Coolrider in ihrem Engagement
nicht nachzulassen. Auch dann
nicht, wenn die erste Begeiste-
rung verflogen ist. Abschließend
stellte der Innenminister fest:
„Viele Erwachsene können sich
ein Beispiel an den Coolridern
nehmen.“ Mit inzwischen über
1200 Coolridern in Mittelfranken
hätten diese die 500 Mitglieder
der Sicherheitswacht in Bayern
weit hinter sich gelassen.

Fehlverhalten benennen

VAG-Vorstand Müller ließ in
seiner Ansprache keinen Zweifel
am weiteren Engagement der
VAG für ihr Projekt: „Coolrider
sind ein kleiner Baustein zur Ver-
besserung des Sicherheitsgefühls
in Bussen und Bahnen. Coolrider
machen andere Schüler darauf
aufmerksam, welches Verhalten
erwünscht und welches nicht ak-
zeptiert werden kann. Niemand
kann das besser.“ Für ihn ist aber
auch entscheidend, dass Jugendli-
che, die sich zu Coolridern haben
ausbilden lassen, ein Leben lang
Coolrider bleiben, also den Mut
haben, hinzuschauen und Fehl-
verhalten zu benennen.

Nürnbergs dritter Bürgermei-

ster Dr. Klemens Gsell und der
Stellvertretende Leiter des Ab-
schnitts Mitte im Polizeipräsidi-
um Mittelfranken Adolf Blöchl
verwiesen in ihren Beiträgen an-
lässlich der Jahresveranstaltung
darauf, dass Coolrider in jedem
Fall jede Menge Sozialkompe-
tenz erwerben. Diese Kompetenz
sei für den einen oder anderenAr-
beitgeber auch ein Kriterium,
wenn es um die Vergabe eines
Ausbildungsplatzes ginge; in je-
dem Fall würden die Jugendli-
chen ein Leben lang von der
Tätigkeit profitieren. �

„Mit hoher Fachkompetenz
und guten Argumenten gilt es zu
zeigen: Der Öffentliche Verkehr
ist Partner der Politik beim Si-
chern von Mobilität, Nachhaltig-
keit und Wirtschaftswachstum.
Dafür braucht die Branche die
richtigen Rahmenbedingungen.“

Fenske dankte seinem Vorgän-
ger für seinen Einsatz: „Seit der
Verbandsreform 2003 hat es Gün-
ter Elste geschafft, den VDV als
starken Fürsprecher der gesamten
Branche in Europa, Bund, Län-
dern und Gemeinden zu positio-
nieren. Er hat es mit seinem
großen integrativen, politischen
und kommunikativen Geschick
verstanden, den Verband erfolg-
reich aufzustellen und voran zu
bringen. Dafür danke ich ihm
herzlich. Günter Elste hat für die
Entwicklung des Öffentlichen
Verkehrs in Deutschland Meilen-
steine gesetzt.“

Reiche Berufserfahrung

Jürgen Fenske ist seit Januar
2009 Sprecher des Vorstands der
Kölner Verkehrs-Betriebe AG
(KVB). Von 2004 bis 2008 war er
Geschäftsführer der Autokraft
GmbH sowie Sprecher der Ge-
schäftsführung der S-Bahn Ham-
burg. Der neue VDV-Präsident
war zuvor außerdem Mitglied der
Ratsversammlung Kiel sowie
von 1994 bis 1998 Leiter des
Büros von Wirtschafts- und Ver-
kehrsminister Peer Steinbrück in
Schleswig-Holstein. Fenske war
von 2006 bis 2008 Vorsitzender
der Landesgruppe Nord des VDV
und damit Mitglied im Präsidium.

Der Verband Deutscher Ver-
kehrsunternehmen (VDV) ist der
Branchenverband für den Öffent-
lichen Personenverkehr und
Schienengüterverkehr. Seine rund
600 Mitglieder sind Verkehrsun-
ternehmen, Verbünde, Aufgaben-
trägerorganisationen. Täglich er-
setzen Busse und Bahnen über
18 Millionen Autofahrten und
77.000 voll beladene Lkw. So
sorgen der VDV und seine Mit-
gliedsunternehmen dafür, dass
Deutschland nachhaltig mobil
bleibt! �

Fenske neuer
Präsident des VDV

In der jüngsten Präsidiumssitzung in Osnabrück hat das VDV-
Präsidium Jürgen Fenske (54) einstimmig zum neuen Präsi-
denten gewählt. Der Sprecher des Vorstandes der Kölner Ver-
kehrs-Betriebe AG (KVB) folgt in dieser ehrenamtlichen Posi-
tion auf den Vorstandsvorsitzenden der Hamburger Hochbahn
AG Günter Elste (60), der das Amt seit 2003 inne hatte.

Der VDV-Präsident sitzt dem
rund 30-köpfigen Präsidium vor.
„Die Mitgliedsunternehmen im
VDV sichern Mobilität, weil sie
in Deutschland täglich 28 Millio-
nen Fahrgäste bewegen und da-
mit über 18 Millionen Autofahr-
ten überflüssig machen. Durch
den Schienengüterverkehr wer-
den jeden Tag 77.000 Lkw er-
setzt. Der Öffentliche Verkehr
fördert die deutsche, vor allem
mittelständische Wirtschaft wie
kaum eine andere Branche“, sag-
te Fenske nach seiner Wahl.

Wertvoller Beitrag

Dienstleistungen würden zu 90
Prozent in Deutschland einge-
kauft und zum selben Anteil flös-

sen die Investitionen ins eigene
Land. Das schaffe 500.000 Ar-
beitsplätze und leiste z. B. durch
die Entwicklung neuer Fahrzeuge
einen Beitrag für technologischen
Fortschritt und für den Erhalt in-
dustrieller Arbeitsplätze.

Branche mit Gewicht

„Eine Branche, die so viel lei-
stet, hat Gewicht“, sagte Fenske,
„dieses Gewicht möchte ich ge-
meinsam mit meinen Mitstreitern
im VDV, in den Ländern, beim
Bund und in Europa auf die
Waage bringen.“ Angesichts der
schwieriger werdenden Haushalts-
lage der öffentlichen Hände, wer-
de der VDV die politische Interes-
senvertretung weiter ausbauen.



Gewinnen Sie den
Bayerischen
ÖPNV-Preis 2010!
Bayerns Öffentlicher Personennahverkehr gewinnt seit Jahren zunehmend an
Attraktivität, abzulesen an den kontinuierlich steigenden Fahrgastzahlen. Die
Basis dafür sind serviceorientierte Angebote wie BAYERN-TAKT, BAYERN-
TICKET und BAYERN-FAHRPLAN sowie neue Fahrzeuge, kundenorien-
tierte Servicekonzepte, ein modernes Erscheinungsbild und ansprechende
Werbung. Insbesondere der Schienenpersonennahverkehr (SPNV) spielt in
diesem Zusammenhang eine gewichtige Rolle. Den SPNV nachhaltig zu-
kunftsfähig zu entwickeln, erfordert aufgrund zahlreicher Problemstellungen
große Anstrengungen und neue Ideen. Vielleicht haben Sie ein Projekt initiiert,
das mögliche Lösungen aufzeigt. Wenn ja, dann bewerben Sie sich um den
BAYERISCHEN ÖPNV-PREIS 2010! Die Bewerbungs- und Empfehlungsfrist
endet am 5. Februar 2010. Teilnahmeunterlagen finden Sie im Internet unter
www.bayern-takt.de/Nahverkehrspreis.

Der 6. BAYERISCHE NAHVERKEHRSKONGRESS mit der Verleihung
des ÖPNV-PREISes durch Bayerns Verkehrsminister Martin Zeil findet am
24. März 2010 statt. Renommierte Experten werden sich in Vorträgen, Diskus-
sionen und Workshops unter dem Motto „Eisenbahnverkehr in Deutschland
– wo kneift’s? Probleme und Lösungsansätze“ mit aktuellen Themen aus allen
Bereichen des ÖPNV befassen. Zu dem Kongress wird gesondert eingeladen.

6. Bayerischer
Nahverkehrskongress 2010
24. März 2010 in München
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Regionalkonferenz zum Mobilitätsmanagement in München:

Optimierende Konzepte
Die IHK für München und Oberbayern war Schauplatz der
2. Regionalkonferenz zum Mobilitätsmanagement. 100 Fachleu-
te, Entscheider, Wissenschaftler und Berater erörterten innovati-
ve Lösungsansätze für die Frage, wie Bürger, Gäste und Unter-
nehmen in der Europäischen Metropolregion München (EMM)
ihre Mobilitätswünsche zukunftsfähiger und nachhaltiger mit we-
niger Kfz-Verkehr organisieren können.

„Mobilitätsmanagement und
–marketing ist schon lange nicht
mehr ein Hobby von einigen we-
nigen Kommunalpolitikern und
Verkehrsreferenten“, unterstrich
Oberbürgermeister Christian Ude
in seinem Grußwort. Vielmehr
ließen sich mit einem effektiven
Marketing und einer besseren
Aufklärung über Alternativen
zum Auto bis zu fünf Prozent des
Kfz-Verkehrs auf Öffentlichen
Verkehr, aufs Radfahren oder auf
andere effizientere Formen wie
beispielsweise Car-Sharing verla-
gern.

Großer Gewinn

Was zunächst einmal nach we-
nig Einsparung aussehe, entpup-
pe sich bei genauerer Betrachtung
als großer Gewinn: „Fünf Prozent
weniger Fahrzeugaufkommen
vor einer staugefährdeten Kreu-
zung können darüber entschei-
den, ob es zum Verkehrskollaps
kommt oder der Verkehr fließt“,
sagte Ude. Die Landeshauptstadt
verfolge daher mehrere Ansätze
wie beispielsweise die Mobi-
litätsberatung für Neubürger und

der Mobilitätsförderung an Schu-
len und in Betrieben.

Die Mobilitätsberatung, die die
Stadt seit 2007 ihren jährlich rund
85.000 neuen Bürgerinnen und
Bürgern anbietet, bezeichnete der
Münchner OB als großen Erfolg.
Neu Zugezogene mit Beratungs-
angebot nutzten zu 7,6 Prozent
häufiger den öffentlichen Nah-
verkehr als solche ohne Bera-
tungsangebot. Dadurch würden
rund 80 Millionen Pkw-Kilome-
ter im Jahr und 12.000 Tonnen
CO2 eingespart - ohne erhobenen
Zeigefinger, ohne zusätzliche
Technik und Infrastruktur und oh-
ne Restriktionen für die Autofah-
rer. Die Effizienz der Kampagne
unterstreicht Ude zufolge noch,
dass ihre Kosten von den Ticket-
mehreinnahmen im Öffentlichen
Verkehr um das Doppelte über-
troffen werden. Die Neumünch-
ner empfänden diesen Bürgerser-
vice als Zeichen des Willkom-
mens.

Bereits seit 2001 bietet die
Stadt in enger Abstimmung mit
der IHK Mobilitätsberatung für
Unternehmen im Rahmen eines
Förderprogramms an. 21 namhaf-

te Unternehmen mit weit über
50.000 Mitarbeitern haben seither
daran teilgenommen. Mit Hilfe
verschiedenster Maßnahmen von
Jobtickets über betriebsinterne
Fahrgemeinschaftsangeboten,
Radverkehrsförderung und Sprit-
spartrainings bis hin zu Optimie-
rungen ihrer Logistik haben die
Firmen nicht nur Kostenein-
sparungen erzielt, sondern auch
die Erreichbarkeit ihrer Standorte
für Mitarbeiter und Kunden ver-
bessert und einen Beitrag zum
Klimaschutz geleistet. Für diese
Anstrengungen hat die Landes-
hauptstadt in diesem Jahr vom
Bundesumweltministerium den
Preis für das „Beste kommunale
Mobilitätsmanagementkonzept“
erhalten.

Aktionsprogramm

Zudem hat München im
Rahmen des Aktionsprogramms
„effizient mobil“ des Bundes-
umweltministeriums die Koor-
dination für die Region Mün-
chen - eines von bundesweit 15
regionalen Netzwerke - über-
nommen. Mittlerweile haben
bereits die Gemeinden Gar-
ching, Planegg und Bergkirchen
sowie die Stadt Weilheim be-
schlossen, in Zusammenarbeit
mit professionellen Mobilitäts-
beratern Konzepte zur Optimie-
rung ihrer kommunalen und be-
trieblichen Mobilität und ihres
Verkehrs zu erstellen.

So soll Anfang 2010 ein Mobi-
litätskompass der Stadt Weilheim
an sämtliche Haushalte verteilt
werden. Alle Informationen über
Verkehrsmittel und Fortbewe-
gungsarten werden darin alternativ
zur privaten Automobilität in
Weilheim aufgezeigt – eine in die-
ser Form bundesweit einzigartige
Aktion. Zusätzlich wurde von der
Stadt Weilheim bereits eine Aus-
schreibung des betrieblichen Mo-
bilitätsmanagements zur Bildung
von Fahrgemeinschaften und Be-
ratung über den ÖPNV für größe-
re Betriebe und Firmen in Weil-
heim durchgeführt.

„Weiche“ Maßnahmen
stärken

Nirgendwo auf der Welt sei es
möglich, den Verkehrswegebau in
dem Tempo voranzutreiben, in
dem das Verkehrsaufkommen
wachse, warnte IHK-Hauptge-
schäftsführer Peter Driessen in sei-
nerAnsprache. Somit sei es folge-
richtig, die sog. weichen Maßnah-
men zur Beeinflussung des Mobi-
litätsverhaltens zu stärken. „Das
Instrument des betrieblichen Mo-
bilitätsmanagements ermöglicht
den Unternehmen nicht nur, ihre
Mobilitätskosten transparenter zu
gestalten und die Mitarbeiterzu-
friedenheit zu steigern, sondern
auch einen Beitrag zum Umwelt-
schutz zu leisten“, betonte Dries-
sen. Die positiven Folgen würden
somit nicht nur die Unternehmen
selbst, sondern die gesamte Regi-
on – in Form von weniger Staus
und weniger Schadstoff-Emissio-
nen – spüren. DK

Informationsgespräch im Landratsamt Lindau:

Bodensee-S-Bahn-Konzept
im Fokus

Mit den mittel- und langfristigen Möglichkeiten, die Ideen des Bo-
densee-S-Bahn-Konzepts in der Region in die Realität umzuset-
zen, befassten sich die Teilnehmer eines Informationsgesprächs
im Landratsamt Lindau. Landkreischef Elmar Stegmann hatte
hierzu den Leiter der Planungsabteilung bei der Bayerischen Ei-
senbahngesellschaft, Andreas Schulz, sowie Vertreter der Initiati-
ve Bodensee-S-Bahn eingeladen.

Durch die Lage zwischen Vor-
arlberg und Baden-Württemberg
kommen der Stadt und dem
Landkreis Lindau eine zentrale
Bedeutung bei der Realisierung
des Projektes einer den Bodensee
umspannenden grenzüberschrei-
tenden Schienennahverkehrslö-
sung zu. Schulz stellte deshalb die
Planungen der Bayerischen Ei-
senbahngesellschaft im Zusam-
menhang mit dem Neigetechnik-
Ausbau im Allgäu bis 2011, der
Elektrifizierung der Strecken
München-Memmingen-Lindau
bis 2015 und Ulm-Friedrichsha-
fen-Lindau sowie der Einrichtung
eines neuen Fernverkehrsbahnho-
fes in Lindau vor.

Zusammen mit dem auch von
der der Bayerischen Staatsregie-
rung festgelegten Erhalt des Lin-
dauer Inselbahnhofs einschließ-
lich einer zweiseitigen Bahnan-
bindung wäre damit aus Sicht der
Bahnverkehrsplaner die Grundla-
ge für die Verwirklichung eines
S-Bahn-ähnlichen Konzepts in
der Region rund um Lindau mit
Erweiterungsoptionen rund um
den See und ins Hinterland mit-
telfristig möglich. „Wichtig ist
dabei, dass sich der Bund auch
weiterhin im nötigen Umfang an
der Finanzierung des Schienen-
nahverkehrs beteiligt“, so Schulz.
„Nur so können wir die wichtigen
Verbesserungen auf der Schiene
in der Region auch wirklich errei-
chen“, pflichtete ihm der ver-
kehrspolitische Sprecher der
CSU-Landtagsfraktion, Eberhard
Rotter, bei.

Um die Attraktivität eines S-
Bahn-ähnlichen Angebots weiter
zu erhöhen, könnten ab 2013
auch Bahnhaltepunkte in Lindau-
Zech sowie an der Bahnstrecke
zwischen Lindau und Hergatz
wieder eröffnet werden. Steg-
mann betonte, hier eine schon vor
Jahren gestartete Initiative des

Landkreises durch eine erneute
Antragstellung noch einmal auf-
zugreifen und auch bei den an ei-
ner Finanzierung zu beteiligen-
den Kommunen für dieses Pro-
jekt zu werben.

Auch eine Einbeziehung des
Schienenverkehrs in der Region
in den Verkehrsverbund BODO
im benachbarten Baden-Würt-
temberg könnte für die Fahrgäste
große Vorteile bringen. Hier sagte
Schulz zu, die gemeinsamen
Bemühungen in der Region zu
unterstützen und bei der Deut-
schen Bahn um eine Beteiligung
an der nötigen Planungsstudie
zu werben. Die für die nächsten
Jahre geplanten Verbesserungen
im Schienennahverkehr werden
auch Auswirkungen auf das Re-
gionalbusangebot im Landkreis
Lindau haben. Bus und Bahn
müssen hier weiterhin sinnvoll
miteinander verknüpft werden
und gleichzeitig entstehende Par-
allelverkehr abgebaut werden.
Die Vertreter des Landkreises und
der Bayerischen Eisenbahnge-
sellschaft vereinbarten eine enge
Abstimmung. DK

LBO-Jahrestagung in München:

Zeil zeigt Bayerns Weg im ÖPNV
Im Rahmen der Jahrestagung

des Landesverbandes bayerischer
Omnibusunternehmen (LBO) in
München wurden aktuelle Bran-
chen-Brennpunkte im Nahver-
kehr, in der Bustouristik sowie
im Schulbusverkehr dargestellt.

Wirtschaftsminister Martin Zeil
erläuterte unter anderem die von
seinem Haus erarbeiteten „Leitli-
nien zur Anwendung der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2009“ als
Grundlage für die künftige ÖP-
NV-Entwicklung in Bayern. Als
erstes Bundesland hat Bayern
Ende September einen Anwen-

dungserlass für das neue Recht
verkündet.

Die neue EU-Nahverkehrsver-
ordnung tritt am 3. Dezember in
Kraft. Sie bringt einen neuen Ord-
nungsrahmen für den ÖPNV. Wie
dieser in Bayern umgesetzt wer-
den soll, ist in den „Leitlinien“
festgehalten. Sie klären eine Viel-
zahl juristischer Fragen und unbe-
stimmter Rechtsbegriffe. Die EU-
Verordnung gewährt allerdings
lange Übergangsfristen, die die
Unternehmen nach einer Emp-
fehlung des LBO jetzt nützen
sollten. �
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20 Jahre Gesellschaft zurAltlastensanierung in Bayern:

Ein kooperatives Erfolgsmodell
Die Schlagworte „Freiwilligkeit“, „Eigenverantwortung“ und
„Kooperation“ standen im Mittelpunkt der Festredner und der
Festrednerin, die am 16. November den zwanzigsten Geburtstag
der Gesellschaft zur Altlastensanierung in Bayern (GAB) vor
mehr als einhundert Gästen im Haus der Bayerischen Wirt-
schaft würdigten.

Die GAB wurde 1989 auf In-
itiative der Bayerischen Wirt-
schaft und des Freistaates Bayern
mit dem Ziel gegründet, die Sa-
nierung von Altlasten dort finan-
ziell und fachlich zu unterstützen,
wo Verantwortliche nicht mehr
greifbar oder zahlungsfähig sind.
Dies sei durchweg von Erfolg ge-
krönt, bilanzierte Bertram Bros-
sardt, Hauptgeschäftsführer der
Vereinigung der Bayerischen
Wirtschaft e. V.

Eine Summe von mehr als 42
Millionen Euro wurde in den ver-
gangenen 20 Jahren für die Sanie-
rung industrieller und gewerbli-
cher Altlasten eingesetzt, über 70
Projekte in Angriff genommen
und rund 900.000 Quadratmeter
Fläche aufgearbeitet. Dadurch
konnten 70 Tonnen Arsen, 40
Tonnen Kupfer und mehr als 100
Tonnen Blei aus Boden und
Grundwasser entfernt werden. So
wurde beispielsweise das Gelän-
de des ehemaligen Maintankla-
gers in Volkach, das nach der In-
solvenz des Betreibers fast eine
Dekade brach lag und mit ge-
schätzten 400.000 Litern Benzin
verseucht war, saniert und für den
Bau eines neuen Einkaufszen-
trums in der Stadt nutzbar ge-

macht. Doch nach wie vor stün-
den weitere 1200 Fälle und 600
Felder zur Sanierung in Bayern
aus, weswegen die „Erfolgsstory
GAB“ unbedingt fortgeschrieben
werden müsse.

Modell der Freiwilligkeit

Brossardt hob hervor, dass das
Modell der Freiwilligkeit im Be-
reich der Umwelt in Bayern über
die GAB hinaus Schule gemacht
habe. Der erstmals 1995 ge-
schlossene Umweltpakt zwischen
Staat und Wirtschaft, unter dessen
Dach die GAB mittlerweile fir-
miert, sei gerade nicht auf gesetz-
lichen Zwang hin zustande ge-
kommen. Vielmehr werde ein ho-
hes Niveau im Umweltschutz
durch Eigenverantwortung er-
reicht. Deshalb sei auch eine eu-
ropäische, Bürokratie verursa-
chende Bodenschutzrahmenricht-
linie abzulehnen. „Nur mit tech-
nischen Lösungen lassen sich
Umweltprobleme lösen.“ Reines
Ordnungsrecht könne dagegen
nur schlechte Lösungen, aber kei-
ne Spitzentechnologie hervor-
bringen.

Im Anschluss an seine Lauda-
tio bedankte sich Melanie Huml,

Staatssekretärin im Bayerischen
Staatsministerium für Umwelt
und Gesundheit und zugleich
Aufsichtratsvorsitzende der GAB,
herzlich bei den Partnern und
Mitgesellschaftern der GAB aus
Wirtschaft und den Kommunen
für zwanzig Jahre „Energie, Mo-
tivation und Engagement“ für
umweltverträgliches Wirtschafts-
wachstum. Dieses Leitbild der
nachhaltigen Entwicklung gelte
es mit Leben zu füllen, denn „die
heutige Generation muss dafür
sorgen, dass die folgende auf die
gleichen Ressourcen zurückgrei-
fen kann.” Aufwendungen für
Altlastenuntersuchungen und -sa-
nierungen seien deshalb eine In-
vestition in Zukunft.

Gemeinschaftsaufgabe

Auch sie wertete das Koopera-
tionsmodell der Gesellschaft für
Altlastensanierung in Bayern als
Erfolg, das nicht nur in andere
Bundesländer, sondern sogar
nach Tunesien, Chile und die
USA exportiert worden sei. Da
Umweltschutz eine Gemein-
schaftsaufgabe von Politik, Wirt-
schaft, Gesellschaft und Verwal-
tung sei, wurde die finanzielle
Ausstattung von Anfang an pa-
ritätisch vom Freistaat Bayern
und der Wirtschaft übernommen.
Gewerbliche Unternehmen betei-
ligen sich freiwillig über Mit-
gliedsbeiträge an der Sanierung
von Altlasten und der Freistaat
steuert Finanzmittel in gleicher
Höhe bei. Dieses Gruppenlast-
prinzip sei mit Blick auf das Pro-
blem der Sanierung herrenloser
Industriebrachen ein Mittelweg
zwischen dem Verursacherprin-
zip, aufgrund dessen die Kosten-
verursacher diese auch beglei-
chen müssen, und dem Gemein-
lastprinzip, das die Kosten auf die
Allgemeinheit überträgt.

Finanzierung sichergestellt

Die Untersuchung und Sanie-
rung von Altlasten stelle für Fir-
men oft eine Herausforderung dar,
gerade weil sie für Schäden auf-
kommen, die andere verursacht
haben. Huml sprach deshalb
nochmals ihren herzlichen Dank
für dieses „höchst verantwor-
tungsvolle Handeln“ gerade in
wirtschaftlich schwierigen Zeiten
aus, aufgrund dessen die Finan-
zierung der GAB bis zum Jahr
2010 sichergestellt sei. Zwar kön-
ne man den Haushaltsverhandlun-
gen nicht vorgreifen, doch das
Umweltministerium werde sich
entsprechend dafür einsetzen, die-
sen Weg weiterhin zu beschreiten,
„wenn da ein entsprechendes Sig-
nal aus der Wirtschaft käme.“

Kommunen als Gesellschafter

Seit dem Jahr 2006 sind auch
die Kommunen durch den
Bayerischen Gemeindetag und
den Bayerischen Städtetag als
Gesellschafter an der GAB betei-
ligt. Das Bundes-Bodenschutzge-
setz übertrug den kreisangehöri-
gen Gemeinden 1999 die Verant-
wortlichkeit für die Sanierung
gemeindeeigener Mülldeponien,
ohne dass diese wie Landkreise
und kreisfreie Städte die Mög-

lichkeit hätten, die Kosten dafür
über Gebühren oder Beiträge zu
refinanzieren. Diese Option war
ihnen 1973 mit dem Bayerischen
Abfallgesetz genommen worden.
Deshalb richteten der Freistaat
Bayern und die kommunalen
Spitzenverbände einen Unterstüt-
zungsfonds ein der durch Beiträ-
ge des Landes Bayern und der
kreisangehörigen Gemeinden pa-
ritätisch finanziert wird.

Geringeres Risiko

Dr. Jürgen Busse, Vertreter des
Bayerischen Gemeindetages, be-
schrieb den Fonds als „Versiche-
rung mit Eigenbeteiligung“, der
das finanzielle Risiko der Alt-
lastsanierung für die Gemeinden
deutlich senke und gratulierte der
GAB zu ihrem Jubiläum. Zwan-
zig Jahre seien zwar jung für ein
Menschenleben, aber wenn man
das bei einem auf Freiwilligkeit
beruhenden finanzierungsbedürf-
tigen Projekt schaffe, „dann ist
man schon froh“.

Die richtige Antwort

Die Sicht der kreisfreien Städte
schilderte Reiner Knäusl vom
Bayerischen Städtetag und lobte
den Unterstützungsfonds als „die
richtige Antwort auf das Finan-
zierungsrisiko der Kommunen
und ein beispielhaftes Kooperati-
onsmodell“. Eindringlich warb er
bei allen Gesellschaftern darum,
die Zukunft der GAB über das
Jahr 2010 hinaus finanziell und
organisatorisch zu sichern, denn
es gäbe noch lange Antragslisten
und Nachfragestau.

Mehr Projekte als Mittel

Dr. Thilo Hauck, Geschäftsfüh-
rer der GAB, fasste zum Ab-
schluss in einem kurzen und
prägnanten Vortrag die erfolgrei-
cheArbeitsweise der Gesellschaft
zur Altlastensanierung in Bayern
in den letzten zwei Dekaden zu-
sammen. Nach wie vor seien aber
mehr Projekte als Mittel vorhan-
den. Auch er lobte den kooperati-
ven und freiwilligen Ansatz. Bei
einem konsensualen Vorgehen
würden alle Beteiligten die be-
schlossenen Schritte mittragen,
da sie auch alle mitreden dürften.

Wissensvermittlung

Über die Funktion als Mittel-
vergabe hinaus übernehme die
GAB laut Hauck auch eine wich-
tige Plattform- und Wissensver-
mittlungsfunktion, indem sie ihr
Fachwissen und ihre Kontakte al-
len öffentlichen Stellen und den
Unternehmen aus der Bayeri-
schen Wirtschaft zur Verfügung
stelle. So führt die GAB regel-
mäßig Symposien und Fortbil-
dungsveranstaltungen für Sach-
verständige durch.

Qualifiziert und motiviert

„Heute haben wir viel mehr
Projekte als 1989 gedacht“, so
Hauck. Es sei einmal Konsens
gewesen, dass es sich bei der Alt-
lastenbewältigung um eine tem-
poräre Aufgabe handele. „Das
können wir vergessen! Das ist ei-
ne langfristige Aufgabe. Dafür
wird Konsens benötigt.“ Die
GAB sei gerüstet, qualifiziert und
motiviert. Jetzt müsse nur die
weitere Finanzierung sicherge-
stellt werden. JLE

VKS im VKU auf der Entsorga-Enteco in Köln:

Augenmerk auf
EU-Abfallrahmenrichtlinie
Die Internationale Fachmesse für Kreislaufwirtschaft und Um-
welttechnik „Entsorga-Enteco“ in Köln bot den Fachbesuchern
aus aller Welt erneut ein Angebot der Extraklasse. Nach der
konzeptionellen Neuausrichtung mit dem starken Fokus auf die
Umwelttechnik, die zur letzten Veranstaltung im Oktober 2006
mit großem Erfolg umgesetzt wurde, vereinte die Entsorga-Ent-
eco zum zweiten Mal alle Bereiche der internationalen Kreis-
laufwirtschaft und Umwelttechnik in der Domstadt.

Im Rahmen der Angebots-
bereiche „Abfallwirtschaft und
Recycling“, „Verbrennung und
Erneuerbare Energien“, „Was-
ser und Abwasser“, „Kommu-
nale Dienste und Umweltdienst-
leistungen“, „Technik und Logi-
stik“, „Luftreinhaltung und Im-
missionsschutz“, „Arbeitssicher-
heit und Lärmschutz“ sowie
„Forschung und Organisation“
bildete die Entsorga-Enteco wie
keine Veranstaltung in diesem
Jahr den kompletten Markt ab.

Mitgliederversammlung

Zahlreiche Verbandsveran-
staltungen ergänzten das Ange-
bot der Entsorga-Enteco und
unterstrichen ihre Bedeutung
als Branchenplattform des Jah-
res. So hielt der VKS im VKU
(Verband kommunale Abfall-
wirtschaft und Stadtreinigung
im VKU) neben Podiumsdis-
kussionen und Fachveranstal-
tungen erneut seine Mitglieder-
versammlung im Rahmen der
Messe ab. Diskutiert wurde da-
bei die Umsetzung der EU-Ab-
fallrahmenrichtlinie in deut-
sches Recht. Einigkeit bestand
unter den Gesprächsteilneh-
mern darin, dass die Umsetzung
weit reichende Folgen für die
Struktur der Abfallwirtschaft,
aber auch für den Klima- und
Ressourcenschutz in Deutsch-
land haben wird.

Klare Regelung gefordert

Dr. Rüdiger Siechau, Vor-
standsvorsitzender des VKS im
VKU, begrüßte die EU-Abfall-
rahmenrichtlinie. Er hob hervor,
dass sich die Kommunen in den
vergangenen Jahrzehnten als
Garanten einer funktionieren-

den Stoffstromwirtschaft erwie-
sen hätten: „Wir fordern daher
die klare Regelung der kommu-
nalen Zuständigkeit für die Ent-
sorgung aller Haushaltsabfälle
und der damit einzusammeln-
den Gewerbeabfälle im Zuge
der Umsetzung der EU-Abfall-
rahmenrichtlinie in deutsches
Recht“, betonte Siechau. Die
kommunalen Entsorgungsunter-
nehmen investierten bereits seit
Jahrzehnten in effiziente und
umweltfreundliche Abfallbe-
handlungsanlagen. „Damit die-
se Investitionen nicht umsonst
gewesen sind, muss die energe-
tische neben der stofflichen
Verwertung im Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz abge-
sichert sein“, so Siechau.

Deutsche Zielsetzung

Dr. Helge Wendenburg, Leiter
der Abteilung Wasserwirtschaft,
Abfallwirtschaft und Boden-
schutz des Bundesumweltmini-
steriums (BMU) erklärte, dass
mit der Abfallrahmenrichtlinie
richtungweisende Beschlüsse
gefasst worden seien, die sich
auf die europäische Abfallwirt-
schaft im Bereich Klima-, Um-
welt- und Ressourcenschutz aus-
wirken werden. Für Deutschland
gelte es, die Umsetzung der eu-
ropäischen Vorgaben auf dem
bereits erreichten hohen Niveau
in der Kreislaufwirtschaft vor-
bildlich auszubauen.

Burkhard Landers, Präsident
des Bundesverbands für Sekun-
därrohstoffe und Entsorgung
(bvse), verwies darauf, dass
künftig die gewerbliche Samm-
lung von getrennt erfassbaren
Wertstoffen zulässig sein müs-
se, wolle man die Sekundärroh-
stoffnutzung weiter entwickeln.

Verstärkter Einsatz von Recyclingprodukten:

bvse-Fachverband
startet Kampagne

Bonn. Der verstärkte Einsatz von Recyclaten ist das Ziel einer
neuen Broschüre, die der bvse-Fachverband Kunststoffrecyc-
ling aktuell herausgegeben hat. „Es ist viel zu wenig bekannt,
in welchen Produktfeldern die qualitativ hochwertigen Recy-
clate eingesetzt werden könnten und schon eingesetzt werden.
Das wollen wir ändern“, erläutert Dr. Michael Scriba, Vorsit-
zender des bvse-Fachverbandes Kunststoffrecycling.

Die Veröffentlichung der Bro-
schüre „Der Weg vom Abfall
zum Produkt“ ist dabei nur ein
erster Schritt für eine breiter an-
gelegte Informationskampagne,
wie Scriba betont. „Wir wollen
in den nächsten 24 Monaten mit
immer neuen Aktivitäten und
Wortmeldungen auf dieses The-
ma aufmerksam machen!“

Die Hersteller wissen zwar ge-
nau um die hervorragende Qualität
der von ihnen eingesetzten Recy-
clate, aber aus Furcht vor man-
gelnder Akzeptanz und sinkender
Marge gehen sie mit diesem The-
ma nicht selbstbewusst um.

Für positiven Imagewandel

„Anstatt die ökonomischen
und ökologischen Argumente of-
fensiv zu vertreten, wird der Ein-
satz von Recyclaten oft scham-
haft verschwiegen. Das kann
nicht der richtige Weg sein.
Kunststoffverarbeiter und auch
Anwender müssen hier umden-
ken und umsteuern und gemein-
sam für einen positiven Image-
wandel eintreten“, findet Herbert
Snell, Vizepräsident des bvse-

Bundesverbandes Sekundärroh-
stoffe und Entsorgung e.V..

bvse-Hauptgeschäftsführer
Eric Rehbock hat zum Auftakt
der Kampagne sowohl der nord-
rhein-westfälischen Wirtschafts-
ministerin Christa Thoben als
auch dem ehemaligen Bundes-
umweltminister Prof. Dr. Klaus
Töpfer schon erste Exemplare
übergeben können. Es sei erfreu-
lich, so Rehbock, dass die Bro-
schüre bisher in Politik und
Fachwelt auf eine durchweg po-
sitive Resonanz gestoßen ist.

Das lässt darauf hoffen, dass
auch viele öffentliche Verwal-
tungen in Zukunft verstärkt dar-
auf achten, dass in öffentlichen
Auftragsvergaben der Einsatz
von Recyclingprodukten einen
größeren Stellenwert erhält, als
das bisher der Fall ist. Damit for-
dert der bvse nicht mehr und
nicht weniger als in § 37 KrW-
/AbfG schon normiert ist. Leider
wird jedoch die gesetzliche Ver-
pflichtung, dort wo es sinnvoll
ist Recyclingprodukte einzuset-
zen, nicht in dem Maße prakti-
ziert, wie es sinnvoll und not-
wendig wäre. �

Im Rahmen der Umsetzung der
EU-Abfallrahmenrichtlinie sei-
en die Voraussetzungen für die
Entwicklung der Europäischen
Gemeinschaft in eine „recycling
society“ zu schaffen.

Verfehltes „Näheprinzip“

Prof. Dr. Hans-Joachim Koch,
Universität Hamburg, ehemali-
ger Vorsitzender des Sachver-
ständigenrats für Umweltfra-
gen, hatte sich im Rahmen des
Novellierungsprozesses auch
als Gutachter des BMU mit der

neuenAbfallrahmenrichtlinie be-
fasst. Vor diesem Hintergrund
äußerte er sich kritisch unter an-
derem zur Präzisierung des Ab-
fallbegriffs. Auch das neu aufge-
nommene „Näheprinzip“ hält er
für verfehlt. Die Rechtsspre-
chung des Bundesverwaltungs-
gerichts zur Zuweisung auch von
Reinfraktionen an die kommuna-
len Entsorgungsträger begrüßte
Koch grundsätzlich, wobei er
sich im Detail für eine stärkere
Anlehnung an die Rechtsspre-
chung des Europäischen Ge-
richtshofs aussprach. DK

Benchmarking in der Abfallwirtschaft:

Stadt Landshut
arbeitet kostengünstig

Wie ein jüngst durchgeführtes Benchmarking der Gesamtkosten
im Bereich derAbfallwirtschaft zeigt, liegt die Stadt Landshut im
oberen Drittel. 67 Entsorgungsträger hatten insgesamt teilge-
nommen. Oberbürgermeister Hans Rampf wertete dies als Er-
folg: „Für die Stadt Landshut ist der Benchmark natürlich auch
eine Bestätigung, dass die Bauamtlichen Betriebe die abfallwirt-
schaftlichen Dienstleistungen wettbewerbsfähig erbringen.“

Seit einigen Jahren werden im
Auftrag des Umweltministeri-
ums die Abfallgebühren für ei-
nen vierköpfigen Haushalt er-
mittelt und verglichen. In diesen
Vergleichen liegt die Stadt Lands-
hut unter den ersten zehn der 86
bayerischen Entsorgungsträger.
Durchschnittlich beträgt die Ab-
fallentsorgungsgebühr für die
kleinste Restmülltonne für einen
vierköpfigen Haushalt in Bayern
rund 165 Euro pro Jahr. In
Landshut kostet die kleinste
Restmülltonne nur 106 Euro.

Dabei bietet die Abfallwirt-
schaft in Landshut einen hohen
Entsorgungskomfort. Die regel-
mäßig anfallenden Abfälle wie
Verpackungen, Papier und Rest-
müll werden direkt abgeholt. Ein
dichtes Sammelcontainernetz
sorgt für eine einfache Entsor-
gung für Behälteraltglas, Altklei-
der, Papier und Grüngut bezie-
hungsweise Bioabfälle. Alle an-
deren Abfälle aus dem privaten
Haushalt können zum Wertstoff-
und Entsorgungszentrum (WEZ)
gebracht werden. Dass die Nut-
zung des WEZ dabei kostenlos
ist, ist keine Selbstverständlich-
keit. Denn nur 47 der 86 bayeri-
schen Entsorgungsträger betrei-
ben eine kostenlose Sperrmüll-
entsorgung.

Daneben werden von den
Bauamtlichen Betrieben die
Restmüll- und Biotonnenabfuhr,
der Unterhalt der Sammelcontai-
nerplätze, die Leerung der Grün-
gutcontainer und schließlich der
aufwändige Betrieb des WEZ
und der Problemabfallsammel-
stelle durchgeführt. Ein Viertel
des Gebührenhaushaltes sind
Personalkosten und 17 Prozent
Fuhrparkkosten. Auch die Über-
prüfungen durch den Kommuna-

len Prüfungsverband bestätigen
immer wieder, dass die Vergabe
der Dienstleistungen an einen
privaten Unternehmer nicht un-
bedingt Kostenvorteile bringt.

„Die Forderung, dass Kom-
munen alle Dienstleistungen an
private Entsorger vergeben müs-
sen oder die Forderung nach der
Privatisierung der kommunalen
Abfallwirtschaft entlarven sich
angesichts der Fakten eher als
Kampf um Aufträge als um ei-
nen kostenbewussten Umgang
mit Gebührengeldern“, so OB
Rampf. Grundsätzlich müsse die
geordnete Abfallentsorgung un-
abhängig von Marktpreisen in
der Fläche sichergestellt werden.
Daher handle es sich um ein
klassisches Gebiet der Daseins-
vorsorge, das nicht dem freien
Markt überlassen werden könne.

Dennoch könnten die Gesamt-
kosten und damit die Müllge-
bühren noch weiter gesenkt wer-
den, indem die Verwertungsquo-
te noch weiter erhöht wird. Ins-
gesamt machen die Entsor-
gungskosten 35 Prozent des Ge-
bührenhaushaltes aus. Obwohl
bereits zwei Drittel der Hausab-
fälle einer Verwertung zugeführt
werden, sind die Gesamtausga-
ben für die Beseitigung in der
Müllverbrennung doppelt so
hoch wie die Ausgaben für die
Verwertung. Die Kosten für die
Beseitigung könnten weiter ver-
ringert werden, wenn die Sam-
melsysteme noch besser genutzt
würden. Bis zu 50 Prozent der
Abfälle in den Restmülltonnen
seien noch einer Verwertung zu-
zuführen. Dazu müssten die pri-
vaten Haushalte die Gelben
Säcke, die Papiertonnen und die
Sammelcontainer noch konse-
quenter als bisher nutzen. DK
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Wenn Sie neue Möglichkeiten für eine effektive und umweltfreundliche Wärmeversorgung suchen, sind Sie
bei uns an der richtigen Adresse. Denn wir sind auf das Errichten und Betreiben von Anlagen zur Wärme-
erzeugung und -verteilung spezialisiert. Und nutzen dabei immer mehr die Vorteile regenerativer Energien.
Kommunen und Fachbetrieben bieten wir eine Zusammenarbeit für die gemeinsame Entwicklung neuer
Lösungen zur Wärmeversorgung.

Dass wir über fundierte Erfahrungen verfügen, zeigen auch unsere Referenz-Anlagen. Dazu gehören das
Biomasseheizwerk in Markt Schwaben, die Biogas-Blockheizkraftwerke in Schwandorf und Puchheim und
die Wärmepumpenanlage in Prien am Chiemsee. Auf dem Gebiet der Geothermie haben wir Erfahrungen
aus Projekten in Simbach-Braunau, Poing und Garching.

Wir sind ein regionales Unternehmen und versorgen heute rund 10.000 Haushalte sowie Gewerbe- und
Industriebetriebe in ganz Bayern mit Wärme. Als Tochterunternehmen der E.ON Bayern AG sind wir ein
kompetenter Partner für das Planen, Bauen und Errichten von Anlagen. Auf Wunsch übernehmen wir
auch das Contracting und erarbeiten Konzepte zur Finanzierung.

Wir sind für Sie da
E.ON Bayern Wärme GmbH
Leiter Vertrieb
Herr Robert Budde
Arnulfstraße 203
80634 München
T 0 89-52 08-41 11
F 0 89-52 08-41 99
info@eon-bayern-waerme.com

www.eon-bayern-waerme.com

Gehen Sie mit unsneue Wege
in derWärmeversorgung

VBS-Jahrestagung 2009:

In Krisenzeiten auf Qualität setzen
Otto Heinz erneut zum Präsidenten gewählt

Mit rund 270 Teilnehmern erneut gut besucht war die Jahresta-
gung des Verbandes der Bayerischen Entsorgungsunternehmen
VBS in Miesbach. Neben den Mitgliedern nahmen erneut zahlrei-
che geladene Gäste aus Politik, Verwaltung, befreundeten Ver-
bänden und diverser weiterer Institutionen an der Tagung teil.

Schwerpunktthema war in die-
sem Jahr die Finanz- und Wirt-
schaftskrise und ihre Folgen,
denn auch die private bayerische
Entsorgungsbranche hat die Kri-
se zu spüren bekommen: Die
Mengen aus dem Bereich Ge-
werbeabfälle gingen zurück, zu-
dem brachen die Märkte für Se-
kundärrohstoffe ein. Das zentrale
Thema der öffentlichen Haupt-
veranstaltung lautete „Die Fol-
gen der Wirtschaftskrise für die
Entsorgungsbranche“.

Orientierungshilfen

Hieran nahmen Staatssekretärin
Melanie Huml, Prof. Dr.-Ing.
Wolfgang Rommel (bifa Um-
weltinstitut), Helmut Schmidt
(VKS LG Bayern) und der wie-
der gewählte VBS-Präsident Ot-
to Heinz teil. Dieser legte dar,
dass der verschärfte Wettbewerb
in Krisenzeiten keinesfalls zu
Lasten der Qualität und damit
der Umwelt gehen dürfe. Heinz:
„Der VBS hat gemeinsam mit
seinen kommunalen Partnern
wichtige Orientierungshilfen für
öffentliche Ausschreibungen in
der Entsorgungswirtschaft ent-
wickelt, um so für Qualität in der
Leistungserbringung zu sorgen.
Ich sehe jedoch die Gefahr, dass
der Wettbewerb bei der Ver-
packungsentsorgung und im Be-
reich Gewerbeabfälle nur noch
über den Preis und damit letzt-
lich zu Lasten der Qualität ge-
führt wird.“

Wichtiger Partner

Staatssekretärin Melanie Huml
sprach der privaten Entsorgungs-
wirtschaft auch in schwierigen
Zeiten Mut zu: „Die private mit-
telständische Entsorgungswirt-
schaft ist ein ganz wichtiger Part-
ner der kommunalen Abfallwirt-
schaft. Gemeinsam und in be-
währter Partnerschaft wollen wir
die Krise meistern.“

Wirtschaftsstaatssekretärin
Katja Hessel wies in ihrer
Festansprache darauf hin, dass
ein Grundgedanke der Sozia-
len Marktwirtschaft das Prin-
zip „Privat vor Staat“ sei. Frei-
lich finde dies auch im kom-
munalen Bereich nicht immer
strenge Anwendung – siehe
Tendenz zur Rekommunalisie-
rung privatwirtschaftlich er-
brachter Leistungen im Entsor-
gungsbereich.

Im Freistaat sei dem Vorrang
der privatwirtschaftlichen Lei-
stungserbringung bereits im Mai
2003 mittels einer Vollzugsbe-
kanntmachung Rechnung getra-
gen worden. Erst im Mai 2009
wurde Hessel zufolge die Be-
kanntmachung verschärft. So
seien die Rechtsaufsicht und das
Anhörungsrecht der örtlichen
und regionalen Verbandsorgani-
sationen gestärkt worden. Zu-
dem müssten die Kommunen
nunmehr in regelmäßigen Ab-
ständen ihre Unternehmen auf
Privatisierungsmöglichkeiten
hin untersuchen und das Ergeb-
nis der Rechtsaufsichtsbehörde
mitteilen.

Für fairen Wettbewerb

Als weiteren problematischen
Punkt nannte die Wirtschafts-
staatssekretärin die steuerliche
Bevorzugung der öffentlich-
rechtlichen Unternehmen bei der
Abfall- und Abwasserentsor-
gung. Hessel: „Meine Partei
setzt sich auf Bundesebene dafür
ein, dass dieses Privileg abge-
schafft wird. Fairen Wettbewerb
kann es nur dann geben, wenn

alle Marktakteure gleich behan-
delt werden.“

Herausforderungen

Apropos fairer Wettbewerb:
Seit einiger Zeit gibt es in der
kommunalen Praxis die Tendenz,
bei der Leistungserbringung durch
private Unternehmen den Zu-
schlag Billigstanbietern zu ertei-
len. Dies führt laut Hessel unwei-
gerlich zum Dumping bei Vergü-
tungs- und Sozialstandards sowie
bei Ökoregeln und in der Folge oft
zu mangelhafter Leistungserbrin-

gung. „Vermeintlich günstigere
Leistungsangebote dürfen nicht
zu spürbaren Qualitätsminderun-
gen führen. Aus gutem Grund
spricht das Vergaberecht vom
wirtschaftlichsten Angebot und
das ist vielfach nicht das mit dem
niedrigsten Preis. Deshalb be-
grüße ich es ausdrücklich, dass
der VBS gemeinsam mit dem
Bayerischen Städtetag und dem
Bayerischen Landkreistag Ori-
entierungshilfen für öffentliche
Ausschreibungen in der Entsor-
gungsbranche erarbeitet hat. Sie
leisten einen wesentlichen Bei-
trag für eine preiswerte und
hochwertige Entsorgung“, be-
tonte die Politikerin.

Wie Hessel erläuterte, steht die
Entsorgungswirtschaft nicht nur

auf kommunaler Ebene vor viel-
fältigen Herausforderungen. So
werde infolge der Novellierung
der EU-Abfallrahmenrichtlinie
im nächsten Jahr das deutsche
Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetz geändert. Dass die
neue EU-Richtlinie eins zu eins
umgesetzt werden muss, sei un-
bestritten. „Wir brauchen in
Deutschland weniger Bürokratie
und nicht noch mehr Vorschrif-
ten, die den Mittelstand fesseln.“

Mittelstand als
tragende Säule

Insgesamt, so die Staatsse-
kretärin abschließend, müsse es
in Deutschland wieder viel stär-
ker darum gehen, den Mittel-
stand als tragende Säule der
Wirtschaftskraft in den Mittel-
punkt der Reformanstrengungen
zu rücken. Die Gestaltungsspiel-
räume dafür hätten sich aufgrund
der Ergebnisse der jüngsten
Wahlen deutlich erhöht. DK

Zehn Jahre
Abfallratgeber Bayern

Augsburg. Seit zehn Jahren bietet der Abfallratgeber im Inter-
net allen Haushalten und Betrieben kostenfrei Informationen,
die für die Handhabung und Entsorgung von Abfällen wichtig
sind. Im Jubiläumsjahr wurde der Internetauftritt neu gestal-
tet und mit mehr Inhalten versehen.

Übersichtlich gegliedert fin-
den die Besucher dort Informa-
tionen zu Müllabfuhrterminen,
Öffnungszeiten von Sammel-
stellen, Gesetzesänderungen,
geeigneten Entsorgungsdienst-
leistern und den verschieden-
sten Abfällen. Der Abfallratge-
ber Bayern liefert damit kom-
munale und staatliche abfall-
wirtschaftliche Informationen
„aus einer Hand“. Er ist im In-
ternet unter http://www.abfall-
ratgeber-bayern.de abrufbar.

Der Abfallratgeber Bayern ist
ein Angebot des Freistaats Bay-
ern. Er ging im November 1999

online und hat sich seitdem als
wichtige Informationsquelle
zum Thema Abfall etabliert. So
besuchten im letzten Jahr über
600.000 Nutzer das Informati-
onsportal, das im Rahmen der
Initiative BayernOnline zur Ver-
fügung gestellt wird. Der Ab-
fallratgeber Bayern ist ein Pro-
jekt des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Umwelt und Ge-
sundheit und wird seit seiner
Gründung vom Landesamt für
Umwelt und dem bifa Um-
weltinstitut fachlich betreut.
Weitere Infos: http://www.
abfallratgeber-bayern.de ��
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DWA-Wasserwirtschaftstagung in Augsburg:

Folgen des Klimawandels
Knapp 700 Experten aus Kommunen und Behörden berieten
in Augsburg über die Folgen des Klimawandels für die Was-
serwirtschaft. Auf der Tagesordnung des Kongresses unter
dem Motto „Wasserwirtschaft im Blickpunkt – Chance und
Herausforderung“ standen unter anderem die Bewertung des
Zustandes der Kanalisation in Bayern sowie des langfristigen
Hochwasserrisikos. Veranstalter der Tagung war die Deutsche
Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall DWA.

Der fachliche Rahmen spann-
te sich im Bereich „Abwasser“
von der Beitrags- und Gebühren-
kalkulation, Abwasserabgabe,
der Kanalsanierung und der Be-
handlung von Niederschlags-
wasser über die Klärschlam-
mentsorgung bis zum Energie-
management auf Kläranlagen
und Handlungsempfehlungen
bei Unfällen mit Kraftstoffen
und Chemikalien. Im Betrieb
von Kläranlagen oder Kanalnet-
zen ergeben sich ebenso immer

wieder Änderungen und neue
Herausforderungen wie bei der
Rechtslage oder den organisatori-
schen Abläufen. Die zentralen
Themen der Seminarreihe „Ge-
wässer“ waren die Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie, kleine
Hochwasserrückhaltebecken und
die EU-Hochwasser-Richtlinie.
Erfahrungsberichte aus der Praxis
waren hierbei sehr hilfreich.

Eröffnet wurde die Veranstal-
tung vom Oberbürgermeister der
Stadt Augsburg, Dr. Kurt Gribl,

dem Präsidenten der DWA, Otto
Schaaf und dem bayerischen
Landesverbandsvorsitzenden,
Prof. Dr. F. Wolfgang Günthert.
Zwei Rahmenvorträge sorgten

anschließend für einen detaillier-
ten Blick über den Tellerrand.

Reinhaltung des Bodensees

Zunächst gab Dr. Heinz Gerd
Schröder vom Institut für Seen-
forschung der Landesanstalt für
Umwelt, Messungen und Natur-
schutz Baden-Württemberg einen
Rück- bzw. Ausblick über die

Compact Pipe wird auf einer Rolle zur Einbaustelle geliefert.
Die Qualität der mit diesem Verfahren sanierten Kanäle ent-
spricht der Qualität von neu verlegten PE-Standardrohren.

Foto: Diringer&Scheidel Rohrsanierung

Natur geschützt und Kasse geschont:

Ebermannstadt setzt
auf Memory-Effekt

Zwei Haltungen eines Abwasserkanals mit der Nennweite DN 500
hat die Diringer&Scheidel Rohrsanierung GmbH&Co. KG in
Ebermannstadt mit dem Compact Pipe-System saniert. Die Stadt-
verwaltung und die für die Planung zuständige Peter Balling Inge-
nieurbüro GmbH haben sich aus bautechnischen und wirtschaftli-
chen Erwägungen für dieses spezielle Verfahren entschieden.

Beim Einsatz von Compact Pi-
pe wird ein c-förmig vorgeform-
tes HDPE-Rohr in eine gereinigte
Haltung eingezogen. Druck und
Wärme sorgen dann beim weite-
ren Arbeitsablauf dafür, dass der
Inliner sich durch den so genann-
ten Memory-Effekt „close-fit“ an
die Innenwandung des alten Roh-
res legt.

Zu den nennenswerten Vortei-
len zählt neben der kurzen Ein-
bauzeit der Umstand, dass im Ge-
gensatz zum offenen Rohrlei-
tungsbau Aufgrabungen in der
Regel entfallen. Damit halten sich
die Beeinträchtigungen für die
Anwohner sowie den Fußgänger-
und Straßenverkehr in akzepta-
blen Grenzen. Aber auch das
Bauumfeld wird bei dem graben-
losen Verfahren weitestgehend
geschont. Eine wichtige Voraus-
setzung für die Tiefbaumaßnah-
me in Ebermannstadt. Denn die
zu sanierenden Haltungen des
maroden Abwasserkanals kreu-
zen auf ihrem Weg zur städti-
schen Kläranlage nicht nur die
vielbefahrene Bundesstraße B 470,
sondern auch die als Naturschutz-
gebiet ausgewiesene Flussaue der
Wiesent.

Die Schäden an dem alten Ab-
wasserkanal aus Betonrohren in
der Nennweite DN 500 waren be-
trächtlich. Neben den der Nut-
zungsdauer entsprechenden ty-
pischen Schadensbildern – hierzu
zählte in erster Linie eine starke
Korrosion – trugen undichte
Muffen und Schächte zu einem
starken Wassereintritt bei. Die
Verantwortlichen der Stadt und
des an der Planung beteiligten In-
genieurbüros entschieden sich bei
der Auswahl des geeigneten Sa-
nierungsverfahrens für eine Aus-

kleidung der beschädigten Hal-
tungen mit dem Compact Pipe-
System. Damit trug der Auftrag-
geber den besonderen Rahmen-
bedingungen der Baumaßnahme
Rechnung, zu denen neben spezi-
ellen technischen Anforderungen
auch Aspekte des Naturschutzes
zählten.

Aufwändige Wasserhaltung

Da es sich bei der Bundesstraße
um eine Hauptverkehrsader in die
fränkische Schweiz handelt, ver-
liefen die Sanierungsarbeiten un-
ter rollendem Verkehr. Dement-
sprechend konnte nur ein Fahr-
streifen für die benötigte Baustel-
lenreinrichtung gesperrt werden
und die Startgrube für den Einzug
des Compact Pipe-Systems be-
fand sich unmittelbar im Bö-
schungsbereich zwischen Straße
und Flusslauf.

Auch die Wasserhaltung gestal-
tete sich äußerst aufwändig:
Während derAuskleidung der be-
schädigten Kanalabschnitte wur-
de das Abwasser über ein doppelt
gesichertes Rohrsystem abge-
pumpt, für das zur Querung der
Wiesent eigens eine Behelfs-
brücke mit einer Spannweite von
rund 25 m errichtet werden mus-
ste. „Um Fluss und Uferbereiche
vor Verunreinigungen zu schüt-
zen, wurden die Schläuche der
Pumpen zusätzlich noch mit
PVC-Rohren ummantelt“, erklärt
Bauleiter Daniel Korczinski, Di-
ringer&Scheidel Rohrsanierung
GmbH&Co. KG, NL Nürnberg.

Vor dem Einzug des neuen
Rohres überprüften die Arbeiter
das zu sanierende Rohr auf seinen
Zustand und führten eine Reini-
gung durch. Danach wurde ein

Zugkopf an den PE-Rohrstrang
geschweißt und das Compact Pi-
pe in den vorhandenen Einstiegs-
schacht eingeführt. Wenn beide
Rohrenden druckfest verschlos-
sen sind, wird die Haltung dann
mit heißem Dampf beschickt.

Am Compact Pipe angebrachte
Fühler messen während der Ein-
bauphase permanent Innen- und
Außentemperatur. „Die Erwär-
mung löst den so genannten Me-
mory-Effekt aus, der dafür sorgt,
das sich das eingezogene Rohr
eng an die Innenwand desAltroh-
res anlegt“, so Korczinski.

Compact Pipe wird auf einer
Rolle zur Einbaustelle geliefert.
„Es handelt sich um ein Produkt,
dessen Qualität bereits beim Her-
stellungs- und Einbauprozess
werkseitig durch Eigen- und
Fremdüberwachung sicherge-
stellt wird“, erklärt Bauleiter
Korczinski. „Darum weist das
fertige Rohr in den gewünschten

Materialeigenschaften keine
messbaren Schwankungen auf
und die Qualität der mit diesem
Verfahren sanierten Kanäle ent-
spricht der Qualität von neu ver-
legten PE-Standardrohren.“ Im
Einbauzustand verfügt es über die
verfahrenstypische Falte, die den
Querschnitt des Rohres um bis zu
35 % reduziert. „Dieser Umstand
erleichtert das Einziehen in die zu
sanierende Leitung erheblich“, so
Korczinski.

Nach dem Einzug wird das PE-
Rohr unter Druck mit Dampf er-
wärmt und beim Erreichen der er-
forderlichen Temperatur in das
ursprüngliche runde Profil rück-
verformt.“ Der Liner nimmt so-
mit wieder seine ursprünglich
kreisrunde Form an. Aufgrund
der hohen Qualität stellt das Ver-
fahren in vielen Fällen eine
schnelle und langfristig wirt-
schaftliche Alternative in der
Rohrsanierung dar. �

Wasserversorgungsgenossenschaft Erisried:

Kostbares Nass garantiert
Es sprudelt durch den Hahn ins Waschbecken, gurgelt auf Knopf-
druck in die Toilette und rauscht durch die Duschbrause. Wer
morgens im Badezimmer steht, für den ist es selbstverständlich,
dass mit einer einfachen Handbewegung frisches Wasser aus den
Leitungen strömt. Für die Versorgung mit dem kostbaren Nass ist
in den meisten Kommunen die öffentliche Hand zuständig. In der
Gemeinde Stetten im Allgäu hingegen hat die Wasserversor-
gungsgenossenschaft Erisried diese Aufgabe für den gleichnami-
gen Ortsteil übernommen.

Dort läuft die Wasserversor-
gung nach den Prinzipien Selbst-
hilfe, Selbstverwaltung und
Selbstverantwortung. Dieses Mo-
dell funktioniert: Die Genossen-
schaft, die Mitglied des Genos-
senschaftsverbands Bayern ist,
liegt mit den Wasserpreisen sogar
günstiger als der öffentliche An-
bieter in Stetten. Mit 60 Cent pro
Kubikmeter kostet das Wasser in
Erisried 15 Cent weniger als bei
der Gemeinde. Und der Preis soll
noch günstiger werden: Die Ge-
nossenschaft musste anfangs die
Kosten für die Übernahme des
Wassernetzes abzahlen und bis
vor Kurzem noch Beiträge für In-
standhaltung erheben. Das falle
bald weg, weswegen das Wasser
in Erisried demnächst günstiger
werde, erklärt der Vorstandsvor-
sitzende Thomas Sturm.

Damit räumt die Versorgungs-
genossenschaft anfänglich aufge-
kommene Zweifel an der genos-
senschaftlichen Lösung beiseite.
Die für Wasserrecht zuständige
Beamtin im Landratsamt hatte
sich wenig begeistert gezeigt und
sprach von einem „Rückschritt in
die Steinzeit“, erzählt Sturm. Sie
habe die Meinung vertreten, dass
die Wasserversorgung in öffentli-
cher Hand sein müsse. Dennoch
konnte die Genossenschaft die
Verantwortlichen in der Behörde
im weiteren Verlauf von dem Pro-
jekt überzeugen. Schließlich grün-
dete sich 2007 die Kooperative.
Warum die Wasserversorgung in
genossenschaftliche Hand über-
ging, ist eine lange Geschichte.
Bis 1972 waren Erisried und Stet-
ten noch unabhängige Gemeinden
mit eigenständigen Wasserversor-
gungsbetrieben. Daher lief die Be-
zahlung auch unterschiedlich ab:
Stetten berechnete die abgegebe-
ne Wassermenge, Erisried erhob
Beiträge. Mit der Gebietsreform
verschmolzen die beiden Ort-
schaften zur Gemeinde Stetten.

Die Posten für den Wasserhaus-
halt blieben aber für beide Teile
selbstständig, die Netze liefen
nach wie vor separat. Doch im
Laufe der Jahre wuchs die Ge-
meinde Stetten. Die Hochbehälter
für die Löschwasserversorgung

reichten nicht mehr aus: 2004 bau-
te die Kommune deshalb in Eris-
ried einen neuen Tank. Der Orts-
teil sollte die Gemeinde mitversor-
gen. Deshalb musste eine Verbin-
dung nach Stetten her, um an das
Löschwasser heranzukommen.
Das wiederum bedeutete, dass die
beiden Versorgungsnetze nicht
mehr separat gewesen wären.
Dann hätte man auch einheitlich
abrechnen müssen. „In Erisried
waren wir damit nicht einverstan-
den“, sagt Vorstandsvorsitzender
Sturm.

Mittelweg

So entstand der Gedanke, die
Wasserversorgung für den Ortsteil
komplett selbst in die Hand zu
nehmen. Der Steuerberater habe
zwar eine GmbH als Rechtsform
bevorzugt, erläutert Sturm. Doch
die Rechtsform der Genossen-
schaft sei hinsichtlich der Haf-
tung, der Kontrolle und der Mit-
bestimmung besser dafür geeig-
net, so seine Auffassung. Er
glaubt, dass das ein Mittelweg
zwischen öffentlicher und privater
Hand sein kann. „Was die Ge-
meinde erledigen kann, das kann
eine Genossenschaft auch“, sagt
er. Er ist sich sicher, dass es in
kleinerem Rahmen, wie in Eris-
ried, funktionieren kann, über das
Modell der Genossenschaft die
Wasserversorgung eigenverant-
wortlich in die Hand zu nehmen.

Das beweist die Erisrieder Ko-
operative zum Beispiel bei der In-
standhaltung des Netzes. Hierum
kümmert sich der stellvertretende
Vorstand. Dieser ist im Kanalisati-
onsbau tätig und übernimmt diese
Aufgabe ehrenamtlich. Dazu
gehören Überprüfungen in regel-
mäßigenAbständen.

In Zukunft könne es jedoch
sein, so Sturm, dass die Genossen-
schaft hierfür eine Vollzeitkraft
einstellen muss. Für die Bürger
hat sich aber an der Versorgung
nichts geändert. Dank der Wasser-
genossenschaft fließt das kostbare
Nass weiterhin in gewohnter Qua-
lität und zu günstigen Preisen aus
Duschbrausen und Wasserhäh-
nen. Johannes Froschmeir

vielfältigen Aktivitäten rund um
den Gewässerschutz für den Bo-
densee. Durch die besondere La-
ge des Bodensees entschloss man
sich vor 50 Jahren zur Gründung
der Internationalen Gewässer-
schutzkommission für den Bo-
densee (IGKB) mit dem Ziel, ge-
meinsame Anstrengungen für die
Reinhaltung des Bodensees zu in-
itiieren und koordinieren.

Michael Becker vom Bayeri-
schen Staatsministerium für
Umwelt und Gesundheit gab sei-
nerseits einen Ausblick auf Be-
wirtschaftungsplan und Maß-
nahmenprogramm zur Umset-
zung der EG-Wasserrahmen-
richtlinie in Bayern. Sie bilden
künftig eine zentrale Grundlage
für alle Maßnahmen und Eingrif-
fe in den Wasserhaushalt und
sind Leitlinie für die Unterhal-
tung, die Entwicklung und den
Ausbau der Oberflächengewäs-
ser. Unabhängig von den sich er-
gebenden Anforderungen wird
es Becker zufolge die Hauptauf-
gabe der weiteren Umsetzung
sein, bei allen Beteiligten das ge-
genseitige Verständnis zu för-
dern und zum konstruktiven
Miteinander beizutragen.

Kernforderung

Nach einem politischen Fest-
vortrag der bayerischen Umwelt-
staatssekretärin Melanie Huml
befasste sich der Präsident des
Bayerischen Landesamtes für
Umwelt, Prof. Dr. Albert Göttle,
mit den Herausforderungen, die
der Klimawandel für die Wasser-
wirtschaft und ihre Infrastruktur
darstellt. Seine Kernforderung
zielte auf die langfristige Siche-
rung eines stabilen Wasserhaus-
halts: Vorausschauender Hoch-
wasserschutz und die Einrich-
tung von natürlichen Überflu-

tungsflächen und Flutpoldern
werden laut Göttle auf die ländli-
che Entwicklung zukommen.
Ebenso werde ein zukunftswei-
sendes Niedrigwassermanage-
ment besondere Aufmerksam-
keit erfordern.

Besonderes Gewicht legt der
LfU-Präsident darauf, die Stabi-
lität und Funktion der Ökosyste-
me langfristig zu erhalten. Dabei
hat er zum einen den Lebens-
raum der Gewässer im Blick, die
in einen guten Zustand gemäß
Wasserrahmenrichtlinie gebracht
werden müssen. Ebenso dring-
lich müssten jedoch die wertvol-
len Biotope weiter vernetzt wer-
den.

Rechtzeitig handeln

Für Göttle ist das rechtzeitige
und überlegte Handeln sowie die
gemeinsame Erarbeitung erwei-
terungsfähiger Konzepte das Ge-
bot der Stunde. Dafür sei die
dauerhafte Auseinandersetzung
der Wasserwirtschaftsverwal-
tung mit der Thematik Klima-
wandel eine unabdingbare Vor-
aussetzung.

Bei einer Live-Vorführung ei-
ner Kanalinspektion mittels Ka-
merabefahrung ließ sich Staats-
sekretärin Huml sowohl die Vor-
arbeiten als auch die Durch-
führung zeigen und inspizierte
zudem selbst einen Teilbereich.
Darüber hinaus wurde ein Work-
shop zum neuen Internetportal
„Kleinkläranlagen in Bayern“
angeboten. Abgerundet wurde
die Tagung mit zwei interessan-
ten Fachexkursionen, die die
Teilnehmer entweder zur Klär-
anlage Augsburg oder zum Ge-
wässerprojekt „Wertach vital“
führten. Hier begann nach viel
Theorie der fachliche Austausch
in der Praxis. DK

Schwebende Pipeline (unten) und Montagehilfe (Stahlträger oben).

Riesenkran versenkt
„Speedy“ in der Isar

Deutsche Telekom erneuert Münchner
Telekommunikations-Lebensader

Ein Riesenkran hat eine Glasfaser-Pipeline der Deutschen Tele-
komAG in der Isar versenkt. Selbst für den 700 Tonnen schweren
Kran, der eigens aus Österreich herbeitransportiert wurde, war
das ein hartes Stück Arbeit. Denn das Rohr, das er zwischen der
Wittelsbacherbrücke und der Braunauer Eisenbahnbrücke im
Flussbett der Isar platzierte, ist an die 100 Meter lang und wiegt
rund 100 Tonnen.

Um die schwere Last zu
manövrieren, wurde sie mit 96
Seilen an einer Transporthilfe be-
festigt. Nachdem das Rohr in der
Isar versenkt war, lösten Taucher
im eiskalten Wasser die Montage-
hilfe, die der Kran anschließend
wieder an Land schwenkte. Die
neue Glasfaser-Pipeline wurde auf
den Namen „Speedy“ getauft - „in
Anspielung auf die Daten, die bald
durch die Pipeline rasen“, erklärte
Cordelia Hiller, Pressesprecherin
der Deutschen Telekom.

Das alte Rohr hatte seit 1965
seine Dienste getan, musste aber
jetzt ersetzt werden. Der Grund:
Im Rahmen der Renaturierung der
Isar in München wurde das Hoch-
wasserbett bei der Wittelsbacher-
brücke um rund vier Meter abge-
senkt. Damit gab der Fluss sein
Geheimnis preis und das Rohr, das
in der Fachsprache „Düker“ heißt,
lag teilweise frei. Da die Telefon-
kabel in München im Wesentli-

chen an drei Stellen die Isar que-
ren, stellt der Düker eine wichtige
Lebensader für die Telekommuni-
kationsversorgung in München
dar.

Die bald wieder in der Pipeline
verlaufenden Telefonkabel verbin-
den Sendling mit Giesing und ver-
sorgen die Münchner Bürger im
Süden der Stadt mit VDSL, dem
Hochgeschwindigkeitsnetz der
Deutschen Telekom. Darüber hin-
aus sichern die Leitungen den
überregionalen Datenverkehr. Das
Bauprojekt stellt somit eine wich-
tige Investition in die Münchner
Infrastruktur dar: Durch die Er-
neuerung des Dükers wird nicht
nur die Isar-Renaturierung unter-
stützt, sondern auch eine der örtli-
chen Telekom-Lebensadern neu
belebt. Die Kosten der Maßnahme
bewegen sich im hohen sechsstel-
ligen Bereich und werden voll-
ständig von der Deutschen Tele-
kom getragen. �
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Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG

Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt

Tel.: 09453 99 11-10, Fax: 09453 99 11-06

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.bassewitz.de

Carl Beutlhauser Baumaschinen und Nutzfahrzeuge GmbH & Co. KG

Albert-Ruckdeschel-Str.19, 95326 Kulmbach

Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.beutlhauser.de

Henne-Unimog GmbH

Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten

Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127

E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com

Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge

Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm

Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410

E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com

Internet: www.wilhelm-mayer.com

Der Unimog. Einer für alles.
Mehr Wirtschaftlichkeit im Ganzjahreseinsatz.

Ob mähen, räumen, streuen, fräsen, reinigen oder transportieren, ob im Sommer oder im Winter:

Der Mercedes-Benz Unimog ist 365 Tage im Jahr flexibel einsetzbar. Mit bis zu vier An- und

Aufbauräumen und Schnellwechselsystem sind Anbaugeräte schnell und einfach ausgetauscht.

Dabei ist der Unimog äußerst verbrauchsgünstig unterwegs. Informieren Sie sich jetzt bei

Ihrem Unimog Partner oder unter: www.mercedes-benz.de/unimog
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Leistungsschau bei der Henne-Unimog GmbH in Heimstetten:

Alles aus einer Hand!
Zahlreiche Kommunalfahrzeuge und -geräte im Vergleich

Der Mercedes-Benz Unimog: Durch nichts zu beeindrucken

„Alles aus einer Hand“ heißt das Stichwort bei der Henne-Uni-
mog GmbH in Heimstetten. Dass Geschäftsführer Kai Bogedale
und Verkaufsleiter Rainer Partelly in der Lage sind, diesem
hohen Anspruch gerade auch im schwierigen Segment Nutz-
fahrzeuge zu genügen, bewiesen sie mit einer Leistungsschau der
Superlative in Heimstetten bei München.

Über 600 Kunden folgten der
Einladung: Kommen, Sehen,
Staunen. Vom 30. September bis
2. Oktober 2009 war Vielseitig-
keit garantiert. Präsentiert wur-
den insgesamt über 30 Fahrzeu-
ge der Unimog-Baureihen mit
wechselbaren An- und Aufbau-
geräten sowie Mitsubishi Canter,
Lindner-Unitrac und Hansa
Schmalspur-Gerätet räger.
Die Kunden kamen aus Städten
und Gemeinden, Landkreisen,
Wasserwirtschaftsämtern, Ge-
werbe und Industrie.

Konzepterarbeitung
für den Kunden

Konzepterarbeitung für den
Kunden – nicht nur Verkauf –
steht im Vordergrund. Nur durch
eine Rundum-Betreuung des
Kunden könne man die hohen
Qualitätsanforderungen sicher-
stellen, die letztlich zur Zufrie-
denheit der Geschäftspartner
beitragen und damit langfristige
Beziehungen sicherstellen, so
Herr Partelly. „Unsere Außen-
dienstmitarbeiter müssen vor Ort
die Entscheidungsfindung der
Kunden durch eine qualifizierte
Beurteilung der vorgegebenen
Rahmenbedingungen unterstüt-
zen und die Kunden mit allen
benötigten Informationen ver-
sorgen“, so sein Anspruch.

Erstklassiger Service

Dienstleistung werde extrem
hoch gewichtet. Es gelte das

Prinzip, dass Service und Kun-
dendienst nach dem Verkauf so
gut sein müssen, dass das nächste
Gerät erneut bei Henne geordert
wird. Dazu habe man die Werk-
stätten erstklassig ausgestattet.
Denn gerade im Winterdienst-
einsatz in Bayern müssten die
Mitarbeiter häufig sehr schnell
agieren und reagieren. Rainer
Partelly achtet besonders darauf,
dass Motivation und Zusammen-
arbeit im Team „passen“. Jeder
einzelne Mitarbeiter trage mit
seiner Motivation entscheidend
zum Unternehmenserfolg bei.
Nur gemeinsam lasse sich lang-
fristig erfolgreich arbeiten.

Insgesamt beschäftigt die
Henne-Unimog GmbH 140 Mit-
arbeiter an fünf Standorten. Im
Großraum München sind es 58.

Ein besonderes Augenmerk
galt bei der Leistungsschau dem
neuen Unimog U 20, der seit En-
de 2008 ausgeliefert wird. Durch
Orientierung am Markt habe
man herausgefunden, dass im
Portfolio ein kleiner, wendiger
Unimog fehle, so Partelly. Wo
selbst Allrad-Lkw an ihre Gren-
zen stoßen, ist ein ganz neuer
Typ von Arbeits- und Zugma-
schine gefragt. Der Unimog de-
finiert Einsatzfähigkeit auf vier
Rädern ganz neu. Er ist durch
nichts aufzuhalten – nicht einmal
durch die Geschichte. Seit über 60
Jahren bahnt sich der Mercedes-
Benz Unimog schier unaufhalt-
sam seinen Weg. Bis heute meis-
tert der Unimog tagtäglich Her-
ausforderungen, an denen an-

dere Fahrzeuge scheitern. Nur er
vereint alle Leistungen in einer
eigenen Fahrzeuggattung – und
bietet Möglichkeiten, die welt-
weit unerreicht sind. Mit Geräte-
anbauräumen vorn, in der Mitte
und hinten – für mehr Flexibilität
im Einsatz als bei jedem anderen
Fahrzeug. Mit höchster Gelände-
gängigkeit. Und mit Schnellfahr-
eigenschaften für hohes Trans-
porttempo auf der Straße. Das
macht den Unimog zum kom-
promisslosen Profi. In jeder Ein-
satzsituation und auf jedem Ter-
rain. Und so bleibt der Unimog,
was er schon immer war: Durch
nichts zu beeindrucken.

Der Unimog U 20

„Man muss nicht groß sein,
um Großes zu leisten.“ Mit nur
2,70 m Radstand und 12,60 m
Wendekreis ist der Unimog U 20
wie geschaffen, um im kommu-
nalen Einsatz Großes zu bewe-
gen. Ladekran und Kipppritsche
machen ihn zur eigenständigen
Transportlösung. Selbst mit 18t-
Anhänger kommt man mit bis zu
90 km/h zum Einsatzort. Dank
schnell wechselbaren Anbau-
geräten ist der U 20 ganzjährig
ausgelastet und somit hoch wirt-
schaftlich. Eine Räumbreite von
2,50 m und Feuchtsalztechnik
mit 1,4 m³ Streuervolumen er-
möglichen große Räumschleifen.

Vorteile in Umwelt
und Wirtschaftlichkeit

Ökologie und Ökonomie zah-
len sich beim Unimog gemein-
sam aus. Nicht allein der An-
schaffungspreis des Trägerfahr-
zeugs ist entscheidend. Was
zählt, sind die Systemkosten, die

beim Unimog deutlich niedriger
sind als z.B. bei einem Acker-
schlepper. Vergleichen lohnt
sich. Der Unimog macht sich als
professioneller Geräteträger und
Zugmaschine schon an der Zapf-
säule bezahlt: Mit bis zu 40 %
weniger Kraftstoffverbrauch und
bis zu 40 % weniger Emissionen
als ein Ackerschlepper. Das be-
legt die eindrucksvolle DLG-
Vergleichsstudie. Mit Euro 5
wurde zum 1. Oktober 2009 in
Europa der gesetzliche Grenz-
wert zur Abgasemission bei
Nutzfahrzeugen verschärft. Der
Unimog erfüllt bei weitem diese
strengen Emissionsrichtlinien.
Der Weg, der mit Euro 4 einge-
leitet wurde, wird mit Euro 5
konsequent fortgesetzt – mit vie-
len Vorteilen:
z Im SCR-Katalysator werden

bis zu 80 % der Gesamtstickoxi-
de in die unschädlichen Bestand-
teile Stickstoff und Wasser um-
gewandelt.
z Die BlueTec®-Dieseltechno-
logie ist wartungsarm und nahe-
zu verschleißfrei.
z Der Unimog kann in alle in-
nerstädtischen Umweltzonen ein-
fahren.
z Günstigere Mautgebühren in
Deutschland (bei Euro 5 gegen-
über Euro 4 ca. 3 Cent/km we-
niger).
z Steuervorteile, Transiterleich-
terungen und Förderprogramme
für europäische Märkte (z.B. Zu-
schussprogramme für Finanzie-
rung von emissionsarmen Nutz-
fahrzeugen für die KfW, Kon-
junkturpaket II).

Neuheit:
Assaloni Arbeitsbühne

Ein Highlight unter den vie-
len Anbaugeräten war die Auf-
bau-Teleskop-Arbeitsbühne von
Assaloni. Als einzigartig gilt,
dass die Abstützung der Arbeits-
bühne fahrzeugseitig über-
nommen wird. Somit kann der
Unimog mit ausgefahrener Ar-
beitsbühne bewegt werden.
Außerdem entfallen Platz rau-
bende und zeitaufwendige Ab-
stützungen am Fahrzeug. Dank
vier Abstellfüßen ist das Gerät
leicht und ohne Spezialwerk-
zeug abnehmbar. Damit steht
der Unimog innerhalb von
zehn Minuten für den nächsten
Einsatz bereit. Die Arbeitsbüh-
ne wird von der Fahrzeug-

hydraulik gespeist, verfügt
über einen eigenen elektrohy-
draulischen Verteiler, mit wel-
chem die erforderlichen Bewe-
gungen, wie Anheben, Tele-
skopieren und das Nivellieren
des Arbeitskorbes möglich ge-
macht werden. �

Unimog U20 mit Aufbau-
Teleskop-Arbeitsbühne PAS10
von Assaloni. ��

Über Treppenstufen und enge Gassen zum Brandherd:

Der Unimog U 20 als Feuerwehrfahrzeug
Feuerwehrpremiere für den Unimog U 20: Der erste Unimog
der kompakten Baureihe wurde jetzt als TLF 10/25 an die Stadt
Sibenik in Kroatien ausgeliefert. Die besondere Eignung des
U 20 liegt in seiner enormen Wendigkeit (Radstand 2,7 m, Fahr-
zeughöhe 2,70 m, -breite 2,15 m, Wendekreis 12,6 m) und seinen
Fahreigenschaften auf schwierigem Terrain. Die sind vor allem
dann gefordert, wenn das Tanklöschfahrzeug in der historischen
Altstadt über Treppenstufen fahren muss, um jede der engen
Gassen zu erreichen. Das erlauben die großen Böschungswinkel
von 30 Grad hinten und 27 Grad vorn sowie die Portalachsen,
ein typisches Merkmal sämtlicher Unimog-Baureihen. Der neue
Feuerwehr-Unimog verfügt über Differenzialsperren vorn und
hinten sowie permanenten Allradantrieb.

DerAufbau stammt von derAl-
bert Ziegler GmbH. Unmittelbar
hinter dem serienmäßigen Fahrer-
haus ist der 2500 Liter fassende
Wassertank, dahinter der Geräte-
koffer mit der feuerwehrtechni-
schen Beladung platziert. Die
vom Fahrzeugmotor angetriebene
Feuerlöschkreiselpumpe (Nenn-
leistung 1000 l/min bei 10 bar,
maximal 1800 l/min bei 8 bar),
Schnellangriffseinrichtung sowie
die Schaumzumischung bilden
die wesentlichen Elemente der
Löscheinrichtung des Premieren-
fahrzeuges. Der kurze Radstand

von 2,7 m ist die Basis für überra-
gende Handlichkeit. Der Wende-
kreis (12,6 m) liegt auf dem Ni-
veau kompakter Transporter und
mittlerer Pkw und ist kleiner als
bei jedem Allrad-Lkw. Mit einer
Motorleistung von 110 kW (150
PS) aus dem Vierzylinder-Turbo-
diesel OM 904 LA mit 4,25 l Hu-
braum bietet der Unimog U 20
ansehnliche Kraftreserven.

Insgesamt werden drei Uni-
mog-Baureihen angeboten – alle
auch mitAufbauten für die Feuer-
wehr. Neben dem U 20 – 7,5 t bis
9,3 t zGG - sind dies die Baurei-

hen U 300 – U 500 sowie der
hochgeländegängige U 4000/U
5000. Die Fahrzeuge der Baureihe
U 300 bis U 500 - 110 kW (150
PS) bis 210 kW (286 PS), 7,5 t bis
16 t zGG - sind als geländegängi-
ge Geräteträger hauptsächlich im
Arbeitseinsatz bei Einrichtungen
des Öffentlichen Dienstes, bei
kommunalen Lohnunternehmen,
in der Bau- und Energiewirtschaft
sowie im innerbetrieblichen
Transport und im 2-Wege-Einsatz
(Straße/ Schiene) anzutreffen.

Schwierige Einsätze

Die ebenfalls in Wörth am
Rhein produzierte hochgelän-
degängige Unimog- Baureihe U
4000/U 5000 - 110 kW (150 PS)
bis 210 kW (286 PS), 7,5 t bis 16 t
zGG - ist für schwierige Einsätze
im Gelände abseits aller Straßen
und Wege prädestiniert. Ihre
Haupt-Einsatzgebiete finden sich
bei der Feuerwehr, besonders bei
der Waldbrand-Bekämpfung und
im Katastrophenschutz. �
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KfZ-Rundumschutz für Kommunen
Versicherungskammer Bayern bietet kommunale Kraftfahrtversicherung

Täglich sind sie auf Bayerns Landstraßen im Einsatz: Trakto-
ren, Müllfahrzeuge, Straßenreinigungsmaschinen und in der
kalten Jahreszeit die Räum- und Streufahrzeuge. Wegen ihrer
geringen Geschwindigkeiten werden sie häufig als ungefährlich
eingestuft und die Ausmaße der Fahrzeuge werden oftmals un-
terschätzt. Vor allem Winterdienstfahrzeuge sind in der Regel
langsam unterwegs, meist unter schwierigen Wetterverhältnis-
sen auf glatter Fahrbahn. Bei allen Verkehrsteilnehmern ist des-
halb besondere Umsicht geboten.

Vor diesem Hintergrund sollte
jede Kommune sorgfältig über-
prüfen, ob der Versicherungs-
schutz für ihre kommunalen
Fahrzeuge optimal ist. Die Leis-
tungen der Versicherungskam-
mer Bayern in der kommunalen
Kraftfahrtversicherung sind auf
die speziellen Bedürfnisse der
Kommunen ausgerichtet und
schützen vor den finanziellen
Folgen nach einem Schadensfall.

Leistungsstarker Tarif

Der Kommunaltarif bietet zahl-
reiche Erweiterungen des markt-
üblichen Versicherungsschutzes
- und das ohne höhere Prämien.
Bei günstigem Beitragsniveau
und klarer Tarifstruktur verzich-
tet die Versicherungskammer
Bayern auf aufwändige Merk-
male wie Regionalklassen oder
Zuschläge für hohe Fahrleistung.

In der Kraftfahrthaftpflichtver-

sicherung für Personen-, Sach-
und Vermögensschäden bietet
die Versicherungskammer Bay-
ern als einziger Versicherer in
Bayern die uneingeschränkte
Versicherungssumme (echte un-
begrenzte Deckungssumme).
Bis auf wenige Ausnahmen ist
der Einwand der groben Fahrläs-
sigkeit in der Kaskoversicherung
ausgeschlossen – nicht nur ge-
genüber dem Versicherungsneh-
mer, sondern auch gegenüber
dem Fahrer. Mit Ausnahme ex-
ponierter elektronischer Sonder-
ausstattung besteht bei Feuer-
wehrfahrzeugen Versicherungs-
schutz für sämtliche feuer-
wehrspezifischen Sonderausstat-
tungen, wie Drehleitern oder Te-
leskopgelenkmasten. Der kom-
munale Kraftfahrttarif bewertet
darüber hinaus die Dauer und
den Umfang der Gesamtkunden-
beziehung und verzichtet auf
pauschale Prämienerhöhung.

Hochwertige und schwere Risi-
ken, typisch für Feuerwehr- oder
Müllfahrzeuge, werden ohne
weitere Prüfung versichert.

Dienstfahrt-Fahrzeug- und
Rabattverlustversicherung

Neben der klassischen Kraft-
fahrtversicherung bietet die Ver-
sicherungskammer Bayern, an-
gepasst an das besondere Inter-
esse der Kommunen, die Son-
dersparten Dienstfahrt-Fahr-
zeug- und Rabattverlustversiche-
rung. Die Dienstfahrt-Fahrzeug-
versicherung bietet Schutz im
Rahmen einer Vollkaskoversi-
cherung für Schäden, die sich
auf Dienstfahrten mit dem priva-
ten Pkw ereignen. Entsteht
während einer Dienstfahrt ein
Kfz-Haftpflichtschaden, erfolgt
im privaten Kraftfahrthaft-
pflichtvertrag eine Rückstufung
der Schadenfreiheitsklasse. Die
Rabattverlustversicherung
ersetzt die dadurch entstehende
Beitragsmehrbelastung.

Fragen zum Thema kommu-
nale Kraftfahrtversicherung
beantworten die Direktions-
bevollmächtigten für Kommu-
nen unter der Telefonnummer
089/2160-3467. ��

Neuer Hybridbus von
Mercedes-Benz im Praxistest

20 % bis 30 % weniger Dieselverbrauch und CO2-Emission

Er kommt fast geräuschlos an die Haltestelle und ohne das er-
wartete Motorbrummen fährt er nach dem Stop auf der Linie
über mehrere Haltestellen genauso weiter. Wenn Fahrgäste
demnächst über dieses Erlebnis berichten, dann dürften sie mit
dem Mercedes-Benz Citaro G BlueTec Hybrid unterwegs gewe-
sen sein.

Dabei handelt es sich um den
bislang einzigen Hybridbus, der
Streckenanteile rein elektrisch oh-
ne Dieselmotor fahren kann. Den
neuen Mercedes-Benz BlueTec
Hybrid treiben elektrische Radna-
benmotoren an, die ihren Strom
aus einer der weltweit größten Li-
thium-Ionen Batterien im mobilen
Einsatz beziehen. Dieser Strom
wird über Bremsvorgänge wie
beispielsweise bei Gefällefahrten
gewonnen und kann bei Bedarf
auch über einen Generator erzeugt
werden, der durch einen für diese
Fahrzeugklasse vergleichsweise
kleinen Dieselmotor angetrieben
wird. Experten sprechen bei die-
sem Konzept von einem seriellen
Hybridantrieb.

HighTec in bewährtem
Fahrzeugkonzept

Dieses technologisch an-
spruchsvolle dieselelektrische Hy-
brid-Konzept ist im bewährten Ge-

lenkzug der weltweit erfolgreich-
sten Stadtbusfamilie Mercedes-
Benz Citaro realisiert. Äußerlich
ist kein Unterschied zum her-
kömmlichen Dieselbus zu sehen,
sieht man vom höheren Dachauf-
bau für die Batterie ab. Im Fahr-
zeuginnern trifft man als Fahrgast
ebenfalls nur auf Bekanntes. Platz

für rund 160 Personen, davon 50
Sitzplätze in bekannter Aus-
führung der Verkehrsbetriebe. Der
Unterschied kommt beim Fahren.
Fast lautlos und ruckfrei, aber sehr
zügig beschleunigen die vier Elek-
tromotoren den 18 Meter langen
Omnibus. Sie sind direkt in den
Radnaben der mittleren und der
hinterenAchse eingebaut und brin-
gen zusammen 320 kW Antriebs-
leistung. Diese Elektromotoren
werden aber auch zum Bremsen
verwendet. Sie wirken dann wie
Generatoren oder der vom Fahrrad
her bekannte Dynamo und wan-
deln die Bremsenergie in elektri-
schen Strom für die Batterie um.
Wenn die Batterie zusätzlichen
Bedarf meldet, springt automa-
tisch auch der Dieselmotor an, um
zusätzlich Strom zu erzeugen. Im
Vergleich zu einem reinen Diesel-
bus ist derVerbrennungsmotor ins-
gesamt nur halb so groß, mit nur
450 kg statt 1000 kg und nur 4,8
Liter statt zwölf Liter Hubraum.

max. 240 kW und ist mit einem
Gewicht von weniger als 350 kg
vergleichsweise leicht. Wesentli-
che Vorteile gegenüber herkömm-
lichen Batteriesystemen sind die
höhere Energiedichte, verbunden
mit hoher Speicherkapazität und
geringem Eigengewicht.

Moderne Batterietechnologie

Zum Vergleich: Vor drei Jahr-
zehnten hatten Erprobungsbusse
mit Hybrid-Antrieb in Stuttgart
noch 3000 kg Blei-Akkus an
Bord. Lithium-Ionen Batterien ka-
men erstmals 1991 kommerziell
auf den Markt. Heute nutzt sie fast
jeder überall dort, wo es auf hohen
Energiebedarf und geringes Ge-
wicht ankommt: Mobiltelefone,
Digitalkameras, Camcorder, Note-
books etc. In Großfahrzeugen wie
Personenwagen, Lkw und Omni-
bussen sind sie noch relativ neu.
Daimler hat mit Lithium-Ionen
Batterien in Omnibussen schon
Erfahrung. Mehr als 500 der ins-
gesamt 2500 Hybrid Busse von
Orion, eine Marke der Daimler
AG in USA und Weltmarktführer
bei Hybrid-Bussen, fahren mit Li-
thium- Ionen Batterien des selben
Herstellers, der auch das Batterie-
system für den neuen Mercedes-
Benz Citaro G BlueTec Hybrid
liefert. Dieses bringt eine Leistung
die etwa der Batterieleistung von
etwa 9.000 großen Laptop-Akkus
entspricht.

Konzept auf
dem Weg zur Serie

Die Entwicklung des Merce-
des-Benz Citaro G BlueTec be-
gann 2006 im Projekt „Hybob“, in
welchem die EvoBus GmbH, das
ika (Institut für Kraftfahrzeuge
RWTH AachenUniversity) und
die SSB (Stuttgarter Straßenbah-
nen AG) Projektpartner sind. Ge-
fördert wird das Projekt vom BM-
WI (Bundesministerium für Wir-
schaft und Technologie). Das Er-
gebnis ist jetzt ein zukunftssiche-
res Konzept für Elektromobiliät
im öffentlichen Personennahver-
kehr, das im Gegensatz zu den
vereinzelt anzutreffenden Indivi-
duallösungen das Potenzial für ein
zukünftiges Serienfahrzeug zeigt.
Mit seinem innovativen Antriebs-

Weltweit eine der größten Lithium-Ionen-Batterien im Fahr-
zeug-Einsatz: Der Mercedes-Benz Citaro G BlueTec Hybrid. ��

Seine Leistung liegt mit 160 kW
um circa ein Drittel niedriger.

Als Energiespeicher wird im
neuen Mercedes-Benz Citaro G
BlueTec Hybrid eine Lithium-Io-
nen Batterie in einer Leistungska-
tegorie verwendet, die es bisher in
dieser Größenordnung noch nicht
gab. Das Batteriesystem leistet

konzept ist er in der Lage mehrere
Kilometer am Stück rein elek-
trisch zu fahren. Daimler und an
der Erprobung beteiligte Ver-
kehrsbetriebe erhalten deshalb
vom Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung
(BMVBS) eine Förderung für die
Entwicklung, Erprobung und den
Testeinsatz einer ersten Kleinflot-
te von Dieselhybrid-Stadtbussen
mit Elektro-Fahrfähigkeit.

Modellregionen

Im kommmenden Jahr wird
Daimler rund 30 Citaro G Blue-
Tec-Hybridbusse in ausgewählten
Städten, den sogenannten Modell-
regionen testen. Anhand unter-
schiedlicher Topografien und Ge-
schwindigkeitsprofilen sollen die
Hybridbusse ihre Praxistauglich-
keit unter Beweis stellen. Bereits
im März dieses Jahres haben 250
Experten aus europäischen Ver-
kehrsbetrieben erstmals den Mer-
cedes-Benz Gelenkbus Citaro G
BlueTec Hybrid im Fahrbetrieb li-
ve erlebt. Der neue Omnibus wur-
de umfangreich im internen Ver-
suchsbetrieb getestet. Dabei hat
das Fahrzeug auch eine mehr-
wöchige Wintererprobung am Po-
larkreis unter härtesten Einsatzbe-
dingungen erfolgreich absolviert.
Das erste Fahrzeug geht im De-
zember 2009 zur Erprobung in
den Linienverkehr der Stuttgarter
Straßenbahnen AG (SSB), weite-
re Fahrzeuge werden Ende 2009
nach Rotterdam geliefert. �

Der Unimog auf der „Agritechnica“:

Hohe Resonanz
im Transportsektor

Eine hohe Resonanz erfuhr der Mercedes-Benz Unimog auf der
diesjährigen „Agritechnica“ in Hannover in seiner Bedeutung
für die Transportlogistik. Ob es sich nun um Rüben handelt, die
zur Zuckerfabrik transportiert werden müssen oder um Bio-
masse auf dem Weg zur Biogasanlage – der Unimog zeichnet
sich durch hohe Transportgeschwindigkeiten und niederen
Kraftstoffverbrauch aus und ist somit erste Wahl.

Eine Kennzahl allein verdeut-
licht die Bedeutung des Transports
für die Landwirtschaft: 500 Mil-
lionen Tonnen Güter jährlich
transportieren Agrarbetriebe in
Deutschland bei ständig wachsen-
den Entfernungen. Das findet
meist unter hohem Zeitdruck statt,
denn in keiner Branche hat der Be-
griff der Saisonarbeit einen so ho-
hen Stellenwert wie gerade hier.
Getreide, Rüben, Mais, Kartoffeln
oder Sonderkulturen wie z.B. Erd-
beeren werden in einem sehr en-
gen Zeitfenster vom Feld zur Ver-
marktung oderWeiterverarbeitung
gebracht. Hier hat sich eine spezi-
elleAgrologistik entwickelt. So ist
mit Zuckerrüben als Ladung eine
durchschnittliche Entfernung von
90 Kilometern zurückzulegen, mit
Körnermais, Getreide und Kartof-
feln 20 bis 30 Kilometer. Eine im-
mer größere Bedeutung erlangt
der Transport von Biomasse aus
Mais und Gras in zentral gelege-

nen Siloanlagen, wo die Grund-
stoffe vergären und zur Silage um-
gewandelt werden. Nach der Ver-
wertung der Silage in Biogasanla-
gen muss das Gärsubstrat weiter
vorbereitet werden. Es kann z.B.
als Düngemittel auf dem Feld ver-
wendet werden. Solche Transpor-
te führen häufig spezialisierte
Lohnunternehmen durch, da sie
im Gegensatz zum landwirtschaft-
lichen Betrieb über eine entspre-
chende Logistik verfügen.

Bodenschonung

Auch in der Bodenbearbeitung
und beim Pflanzenschutz werden
die Unimog U 300, U 400 und U
500 eingesetzt. Der auf Wunsch
lieferbare hydrostatische Fahran-
trieb ermöglicht die stufenloseAn-
passung der Fahrgeschwindigkeit
bei Feldarbeiten wie Mähen, Wen-
den und Schwaden oder der Saat-
bettbereitung. Unimog können mit
einer Reifendruckregelanlage aus-
gerüstet werden. Sie hilft den Bo-
den zu schonen und sorgt außer-
dem auf losem Grund für Kraft-
stoffeinsparung. Der Reifendruck
lässt sich pro Achse oder an allen
vier Rädern während der Fahrt re-
gulieren.

Gute Verbrauchswerte

Ein unabhängigerTest der Deut-
schen Landwirtschafts-Ge-
sellschaft (DLG) ergab sehr gute
Verbrauchswerte für den Unimog.
Die DLG ermittelte für einen Uni-
mog U 400 als Zugmaschine vor
einem 21Tonnen schwerenTande-
manhänger den Spitzenwert von
knapp 19 Litern pro Betriebsstun-
de. Das relativ geringe Eigenge-
wicht der Unimog U 300, U 400
und U 500 ermöglicht hohe Nutz-
lasten bei einem zulässigen Ge-
samtgewicht von bis zu 15Tonnen.
Auch mit zwei zweiachsigen An-
hängern wird die gesetzlich zuge-
lassene Transportlänge eingehal-
ten. Bei einem Gesamtzuggewicht
von 40 Tonnen kann so eine Nutz-
last von über 25 Tonnen erreicht
werden. Front- oder heckseitig an-
gebaute Geräte sind zudem beson-
ders schnell an- oder wieder abge-
baut. So steht der Unimog neben
demTransport auch für viele ande-
reAufgaben bis hin zur Schneeräu-
mung zur Verfügung.

Die Messe Agritechnica steht
weltweit an der Spitze ihrer Bran-
che und wurde in diesem Novem-
ber zum 13. Mal durchgeführt.Vor
zwei Jahren waren 340 756 Besu-
cher zur Agritechnica gekommen,
und auch für 2009 rechnet die ver-
anstaltende Deutsche Landwirt-
schafts-Gesellschaft (DLG) wie-
derum mit einem derartigen Zu-
spruch. Auf mehr als 300 000 m²
Fläche stellten 2151 Anbieter bis
zum Samstag, 14. November, ihre
Produkte aus – eine rundum ideale
Plattform zu einer für die Land-
wirte günstigen Jahreszeit. So ist
dieAgritechnica der Treffpunkt al-
ler mit der Landwirtschaft verbun-
denen Berufsgruppen. Dies sind
schon länger nicht mehr allein die
Landwirte selbst, sondern auch
Verantwortliche und Mitarbeiter
der Maschinenringe und von
Dienstleistern und Lohnunterneh-
men in der Landwirtschaft und der
Landschaftspflege. Außerdem ist
die Agritechnica zu einer Messe
für Kommunaltechnik geworden.
Der Grund:Viele Dienstleister und
Landwirte lasten ihre Betriebe in
der Winterzeit mit kommunalen
Aufträgen imWinterdienst und bei
Landschaftspflegearbeiten aus.�

Winterdienst mit Kompakttraktoren:

Neue Räumschilde
Kombinierte Umklapp- und Federschilde sind nun erst-
mals auch für Kompakttraktoren erhältlich: Der weltweit ein-
zige Hersteller Wiedenmann begann mit der Auslieferung der
ersten Snowmaster-Räumschilde.

Die mit Gold ausgezeichnete
Demopark-Neuheit verspricht
höchste Produktivität: Eine
Räumgeschwindigkeit bis 25
km/h mit exzellentem Arbeitser-
gebnis auf unebenem Unter-
grund sei möglich, teilte der Her-
steller mit.

Zweiteilung

Erste Anwender bestätigten die
Angaben. Anders als marktübli-
che Schilde sind die Snowmaster
zweigeteilt: Die untere Hälfte
nimmt den Schnee auf und passt
sich per Federlager den Bodenun-
ebenheiten an, womit ein stets
sauberes Räumergebnis erzielt
wird. Die obere feststehende
Hälfte nimmt die Druckkräfte auf
und leitet den Schnee zur Seite

ab. Die außerordentliche Laufru-
he entsteht durch die geringe
Massenbewegung der gesamten
Konstruktion.

Hohe Geschwindigkeiten

Hohe Räumgeschwindigkei-
ten sind wichtig, weil Kompakt-
traktoren oft dort eingesetzt wer-
den, wo es besonders schnell ge-
hen muss, beispielsweise auf
Gehwegen und Parkplätzen.
Zwar könnte man auch mit star-
ren Schilden schnell fahren,
doch die Vibrationen und Stöße
beim Auffahren auf Bodenun-
ebenheiten sowie der Verschleiß
an Schild und Trägerfahrzeug
verbieten dies.
Weitere Informationen unter:
www.wiedenmann.de ��

Mit knapp 19 Litern in der Stunde ist der Unimog mit Anhän-
ger sparsam im Dieselverbrauch. ��

Dynamisches Räumschild für Kompakttraktoren. ��
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Kabinettsbeschluss:

Kraftvolles Maßnahmenpaket
für Nürnberg-Fürth

Seehofer und Zeil: „105 Millionen Euro starkes Strukturprogramm
für Erhalt und Schaffung neuerArbeitsplätze“

Der Ministerrat hat ein kraftvolles Modernisierungs- und Struk-
turprogramm in einem Volumen von weit über 100 Millionen Eu-
ro für die Region Nürnberg-Fürth beschlossen. Ministerpräsident
Horst Seehofer und Wirtschaftsminister Martin Zeil: „Die Insol-
venz von Quelle stellt in der vom Strukturwandel in den letzten
Jahren ohnehin stark betroffenen Region für die Arbeitnehmer
und ihre Familien sowie für die Wirtschaftskraft und die Arbeits-
marktsituation der Städte Nürnberg und Fürth einen zusätzli-
chen schweren Schlag dar. Mit dem beschlossenen Maßnahmen-
paket treffen wir eine zentrale politische Leitentscheidung für den
städtischen Ballungsraum Nürnberg und Fürth. Wir stellen damit
eindrucksvoll unter Beweis, dass wir die Region nicht im Stich las-
sen und mit aller Kraft einen Trendwechsel bei Beschäftigung und
Arbeitslosigkeit einleiten und unterstützen wollen und werden.“

Konkret steht das Maßnahmen-
paket auf folgenden vier Säulen:
1. Strukturprogramme Nürn-
berg-Fürth im Volumen von 105
Millionen Euro

Seehofer und Zeil: „Zentrales
Ziel des Strukturprogramms ist
der Erhalt und die dauerhafte
Schaffung von neuenArbeitsplät-
zen in der Region. Dabei geht es
nicht um kurzfristige Rettungs-
maßnahmen, sondern um nach-
haltige Unterstützung für den
Modernisierungsprozess in den
Städten Nürnberg und Fürth. Da-
mit leisten wir einen entscheiden-
den Beitrag für zukunftsfähige
Arbeitsplätze und senken langfri-
stig das strukturelle Beschäfti-
gungsrisiko in diesen Städten.“
Dazu wurden folgende Projekte
beschlossen:
a) Energiecampus Nürnberg

Mit dem Energiecampus Nürn-
berg wird ein international sicht-
bares Zentrum für das ganz große
Zukunftsthema Energieforschung
errichtet. Dafür wird der Freistaat
in den nächsten fünf Jahren 50
Millionen Euro investieren.
b) E-Drive-Center

Für den Wissenschaftstransfer
von der Hochschule in die indu-
strielle Praxis soll mit 9 Millio-
nen Euro ein „Bayerisches Tech-
nologiezentrum für elektrische
Antriebstechnik“ in Nürnberg
errichtet werden. Ziel ist, die
Entwicklung innovativer elektri-
scher Antriebskonzepte und der
zugehörigen Produktionstechno-
logien zu fördern sowie die ge-
wonnenen Erkenntnisse in indu-
strielle Anwendungen zu über-
tragen.
c) „Service Factory Nürnberg“

Die bestehende Fraunhofer-Lo-
gistikarbeitsgruppe in Nürnberg
soll zusätzlich das Geschäftsfeld
„Service Engineering“ zur Ent-
wicklung innovativer Logistik-
Dienstleistungen aufbauen. Für
die Ansiedlung dieser Fraunho-
fer-Arbeitsgruppe auf dem Ge-
lände der Quelle-Immobilie wird
der Freistaat 11 Millionen Euro
investieren.
d) Erweiterungsbau Gewerbehof
Complex

Für den Ausbau des Gewerbe-
hofs in Fürth zurAnsiedlung neu-
er Unternehmen und Arbeitsplät-
ze wird Bayern 4 Millionen Euro
zur Verfügung stellen.
e) Fraunhoferentwicklungszen-
trum Röntgentechnik

Weitere 4 Millionen Euro wird
Bayern für einen neuen hochauf-
lösenden Computertomographen
in Fürth investieren. Mit dieser
Förderung soll auch die Perspek-
tive für die Umwandlung des
Zentrums in ein neues Fraunho-
ferinstitut eröffnet werden.
f) Nanopartikel-Zentrum des
Zentrums Neue Materialien Fürth

Im Rahmen der Exzellenzinitia-
tive entsteht in Erlangen ein For-
schungsbau für Funktionale Parti-
kelsysteme. Dieser auf Grundla-
genforschung beschränkte Bau
soll mit 11 Millionen Euro Förde-
rung des Freistaats ergänzt wer-
den durch ein Anwenderzentrum
in Fürth.
g) Städtebauförderungsprogramm
„Stadtumbau West“

Die Areale an der Fürther-
Nürnberger Straße mit dem
„Quelle-Gelände“ werden künf-
tig in das Programm „Stadtum-
bau West“ aufgenommen. Zu-
sätzlich sollen besonders struktur-
wirksame Maßnahmen der Städ-
tebauförderung in Nürnberg und
Fürth mit einem von 60 Prozent
auf bis zu 80 Prozent erhöhten
Fördersatz gefördert werden.
Dafür stellt der Freistaat minde-
stens 5 Millionen Euro zur Ver-
fügung.
h) Business Support Center

Mit dieser deutschlandweit ein-
maligen Einrichtung soll die An-
siedlung ausländischer Unterneh-
mer in der Region Nürnberg un-
terstützt werden. Ausländischen
Investoren wird dazu ein Bündel
von Dienstleistungen von der
Einrichtung temporärer Büros
über Konferenzräume bis hin zu
einem Gemeinschaftssekretariat
geboten. Dafür stellt der Freistaat
rund 1 Million Euro zur Verfü-
gung.
i) Investitionsförderung für kleine
und mittlere Unternehmen

Durch eine Aufstockung der
Regionalfördermittel um 10 Mil-
lionen Euro für die Städte Nürn-
berg und Fürth werden die Inve-
stitionsbedingungen für kleine
und mittlere Unternehmen nach-
haltig verbessert.
2. Spezifische Arbeitsmarkt- und
Qualifizierungsmaßnahmen

Aufgrund der besonderen ar-
beitsmarktpolitischen Gesamtsi-
tuation in Nürnberg-Fürth ist es
ein Gebot der Stunde, mit ganz
spezifischen arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen wie Qualifi-
zierung und Vorbereitung für den
Arbeitsmarkt das beschäftigungs-
politische Profil in Problemfällen
zu verbessern.

Die Staatsregierung ist bereit,
dazu 10 Millionen Euro für einen
Arbeitsmarktfonds für Härtefälle
unter angemessener Beteiligung
der Städte Nürnberg und Fürth
zur Verfügung zu stellen. Damit
sollen beispielweise Familien mit
Kindern und Alleinerziehenden
Maßnahmen zu Beschäftigung
und Bildung angeboten werden.
Das Kabinett hat dieArbeitsmini-
sterin beauftragt, ein entsprechen-
des Konzept noch in diesem Jahr
vorzulegen.
3. Neues Konzept zur For-
schungsförderung mit Headquar-
ter in Nürnberg

Als weiterer wichtiger Baustein
des Maßnahmenpakets der
Staatsregierung hat der Minister-
rat heute grünes Licht für ein völ-
lig neues Konzept „Haus der For-
schung“ mit Hauptsitz in Nürn-
berg für eine bessere Einwerbung
von Forschungsmitteln gegeben.
Wirtschaftsminister Zeil: „Mit
dem Konzept „Haus der For-
schung“ sorgen wir dafür, dass
unsere Technologie- und For-
schungspolitik in ganz Bayern
mit einem starken Schwerpunkt
in Nürnberg effizient und schlag-
kräftig wirken kann. Wir optimie-
ren die Einwerbung von EU-For-
schungsfördermitteln, um mehr
EU-Mittel für die bayerischen
Forscher und Entwickler erhalten
zu können. Für die Technologie-

Förderung etablieren wir ein ein-
heitliches Beratungssystem, mit
dem wir gerade die mittelständi-
schen Unternehmen über mögli-
che Bundes- und Landesmittel
qualifiziert und aus einer Hand
informieren können.“

Im „Haus der Forschung-Nürn-
berg“ werden 84 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter beschäftigt.
In der Schwestereinrichtung „Haus
der Forschung-München“ sollen
es im Endausbau 31 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter werden.
Der Standort Nürnberg über-
nimmt die Headquarter-Funktion.
Dafür wird Bayern in den näch-
sten fünf Jahren insgesamt 20
Millionen Euro aus Mitteln des
Programms „Bayern 2020“ inve-
stieren.
4. Verlagerung des Landesam-
tes für Statistik und Datenverar-
beitung von München nach Fürth

Das Kabinett hat sich für die
Verlagerung des Landesamts für
Statistik und Datenverarbeitung
aus München nach Fürth ausge-
sprochen und Innenminister Joa-
chim Herrmann beauftragt, bis
Ende März 2010 ein Umset-
zungskonzept im Detail vorzule-
gen. Ein zentraler Baustein dafür
ist die sozialverträgliche Umset-
zung, die die Belange der Be-
schäftigten in bestmöglichem
Umfang berücksichtigt. Dabei ist
insbesondere auch ein ressort-
übergreifendes Personalmanage-
ment vorzusehen. Das Rechen-
zentrum Süd soll in München und
die Außenstelle des Landesamts
in Schweinfurt bleiben.

Mit dem Beschluss über die
bislang größte Behördenverlage-
rung in Bayern setzt die Staatsre-
gierung ein starkes Signal für die
Metropolregion Nürnberg-Fürth.
Bereits kurzfristig kann diese
Entscheidung einen wichtigen
Beitrag zur Senkung der Arbeits-
losigkeit leisten. So sollen spezi-
ell für die Durchführung des Mi-
krozensus im nächsten Jahr durch
das Landesamt kurzfristig rund
150 bis 200 neue Arbeitsplätze in
der Region Nürnberg-Fürth ent-
stehen. �

Von links: Der Präsident der Fachhochschule Reinhard Brey, Oberbürgermeister Dr. Harald Ficht-
ner (Hof), Landrat Bernd Hering (Hof), Landrat Hermann Hübner (Bayreuth), Landrat Michael
Busch (Coburg), Landrat Klaus Peter Söllner (Kulmbach), Vorsitzender des Bezirksverbandes
Landrat Reinhard Leutner (Lichtenfels), Landrat Oswald Marr (Kronach), Geschäftsführendes
Präsidialmitglied des Bayer. Landkreistages Johannes Reile, Landrat Reinhardt Glauber (Forch-
heim), Landrat Dr. Günther Denzler (Bamberg), Landrat Dr. Karl Döhler (Wunsiedel). ��

Tagung der oberfränkischen Landräte in Hof:

Ruf nach angemessener
Finanzausstattung für die Kommunen

Die oberfränkischen Landräte haben bei der Sitzung des Be-
zirksverbandes Oberfranken des Bayerischen Landkreistages
mit einer Resolution an den Bayerischen Finanzminister eine
adäquate Finanzausstattung der Kommunen gefordert. Dabei
sprachen sich alle oberfränkischen Landräte unter Vorsitz des
Lichtenfelser Landrats Reinhard Leutner dafür aus, die Fi-
nanzausgleichsmittel, insbesondere die Finanzmasse für die
Schlüsselzuweisungen, im notwendigen Umfang zu erhöhen
und den bayerischen Belastungsausgleich zu Hartz IV minde-
stens im gleichen Umfang über 2010 hinaus fortzuführen.

Dabei fordern die Landkreise,
das verfassungsmäßig veranker-
te Selbstverwaltungsrecht der
Kommunen durch die Schaf-
fung und Sicherung einer aus-
kömmlichen Finanzausstattung
sicherzustellen. Weiterhin wird
der Freistaat Bayern aufgefor-
dert, keine neuen (freiwilligen)
Sozialleistungen, die eine Co-
Finanzierung der Kommunen
voraussetzen, zu beschließen,

während gleichzeitig der Spar-
kurs fortgesetzt und die Aus-
gleichstöpfe für den Finanzaus-
gleich reduziert werden.

Der Präsident der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwal-
tung und Rechtspflege in Bay-
ern Reinhard Brey gab den
Landräten einen Einblick in die
Arbeit der Fachhochschule. Zu
Beginn der Sitzung überrasch-
ten Studentinnen und Studenten

der Fachhochschule die Landrä-
te mit professionellen Musik-
darbietungen.

An der Tagung nahmen auch
Regierungspräsident Wilhelm
Wenning, der Hofer Oberbür-
germeister Dr. Harald Fichtner
und das Geschäftsführende Prä-
sidialmitglied des Bayerischen
Landkreistages Johannes Reile
teil.

Themenschwerpunkte

Neben den Finanzproblemen
der Kommunen standen die Re-
formen im Schulbereich, die
Neuorganisation des SGB II
und die Genehmigung von
großflächigen Außenphotovol-
taikanlagen sowie die Umset-
zung der EU-Dienstleistungs-
richtlinie auf der Tagesordnung.
Breiten Raum nahmen auch die
Reformen im Schulbereich mit
der geplanten Einführung der
Mittelschule und den Schulver-
bünden ein.

Personelle Ausstattung

Schließlich war auch die an-
gemessene Ausstattung der
Landratsämter mit staatlichem
Verwaltungspersonal wiederum
ein Thema. Die oberfränkischen
Landräte haben sich massiv
über Stelleneinsparungen be-
klagt, die zwangsläufig zu er-
heblichen Verschlechterungen
beim Kundenservice führen und
fordern eine bessere personelle
Ausstattung mit Staatspersonal
an den Landratsämtern. Auch
wurde in der Sitzung die alte
Forderung wiederholt, das staat-
liche Personal der Landratsäm-
ter in die Personalhoheit der
Landkreise zu geben. �

Niederbayerischer Gesundheitstag in Bad Füssing:

Augenmerk auf
Prävention

Die Regierung von Niederbayern, das Gesundheitsamt Passau
und die Kurverwaltung Bad Füssing zeigten beim nieder-
bayerischen Gesundheitstag im und um das Bad Füssinger
Kurhaus, was der Öffentliche Gesundheitsdienst und die nie-
derbayerischen Kurorte in Sachen Gesundheitsförderung und
Prävention bieten. Auch Gesundheitsminister Dr. Markus Sö-
der, Passaus Landrat Franz Meyer und Regierungspräsident
Heinz Grunwald informierten sich über die Schwerpunkte in
der Region.

Bluthochdruck, Diabetes, Rü-
ckenschäden und psychische
Leiden belasten immer mehr
Menschen. Die Gründe dafür
sind häufig Übergewicht, fal-
sche Ernährung, Bewegungs-
mangel, Stress, Rauchen und
Alkoholmissbrauch, kurz ge-
sagt: ein ungesunder Lebensstil.
Darum legen die Verantwortli-
chen im Gesundheitswesen viel
Wert auf Prävention und Ge-
sundheitsförderung.

Die wichtigste Botschaft des
niederbayerischen Gesundheits-
tages: Entscheidend für ein ge-
sundes Leben ist die Eigen-
initiative jedes Einzelnen. Und
die niederbayerischen Kurorte
leisten mit dem hohen medizini-
schen Standard in ihren Heilbä-
dern einen besonderen Beitrag
dazu, dass ihre Besucher gesund
werden und vor allem bleiben.

Wirtschaftsfaktor

Gerade in Niederbayern hat
sich das Thema Gesundheit zu
einem großen Wirtschaftsfaktor
entwickelt, wie Minister Söder
feststellte. Er zeigte sich zuver-

sichtlich, dass Niederbayern bei
den nationalen Bewerbungen
als „Gesundheitsregion“ weit
nach vorne kommen werde.

Wertvoller Beitrag

Söder machte deutlich, dass
die Menschen wieder mehr Ei-
genverantwortung für ihre Ge-
sundheit übernehmen müssen.
„Prävention ist besser als Repa-
ratur, nicht nur der Kosten we-
gen, sondern auch im Hinblick
auf das Wohlbefinden der Men-
schen“, konstatierte der Politi-
ker. Die Kurorte leisteten mit ei-
nem hohen medizinischen Stan-
dard in ihren Heilbädern hierzu
einen wertvollen Beitrag.

Gute Zahlen beibehalten

Prävention werde die Zukunft
der Kur- und Heilbäder sein,
meinte auch Bad Füssings Bür-
germeister Alois Brundobler.
Die Nachbehandlung von Krank-
heiten in Form von Kuren wer-
de wichtig bleiben, so der Rat-
hauschef, „aber wenn wir im
modernen Gesundheitswesen

Schwabentag des Bezirks:

2010 in Füssen
Neu-Ulm. 2010 kommt die

große Bayerische Landesaus-
stellung „Bayern – Italien“
nach Füssen. „Es bietet sich
geradezu an, dass der Bezirk
als regionalerAnsprechpartner
für die Kulturarbeit diese Gele-
genheit auch für seinen zentra-
len Schwabentag nutzt“, be-
tonte Bezirkstagspräsident Jür-
gen Reichert nun bei der jüng-
sten Sitzung des Kultur- und
Europaauschusses des Bezirks
in Neu-Ulm. Am Sonntag, 13.
Juni, soll der Tag für alle
Schwaben stattfinden, der auch
thematisch die bayerisch-
schwäbisch-italienischen Be-
ziehungen aufgreifen wird.

Die Stadt Füssen, die sich
um den Schwabentag bewor-
ben hat, will „Offenheit für
Neues und Innovationen als
Merkmal der schwäbischen
Mentalität“ insbesondere an
der zeitgenössischen Kunst
verdeutlichen. So sind u. a. ei-
ne Ausstellung der beiden
schwäbischen Verbände Bil-
dender Künstler im Festspiel-
haus geplant, Sonderführun-
gen durch die Bayerische Lan-
desausstellung, Stadtführun-
gen in Füssen und Hohen-
schwangau auf den Spuren
italienischer Einflüsse sowie
Konzerte. �

unseren Standort behaupten
wollen, müssen wir uns mit ge-
leiteter Vorsorge in das Gesche-
hen einbringen“. Andernfalls
werde man die guten Zahlen der
Vergangenheit nicht halten kön-
nen.

Ausstellung

Für die Besucher waren unter
anderem Präsentationen zu den
Themen Impfen, Reisemedizin,
Schwangerschaft, Suchtbera-
tung und Aidsprävention gebo-
ten. Es gab eine Ausstellung
über 200 Jahre öffentlichen Ge-
sundheitsdienst in Bayern, eine
Station für Hör- und Sehtests
und Auskünfte über gesunde
Ernährung. Außerdem konnten
sich Fitnessfreunde im Bewe-
gungsparcours austoben. DK
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Auszeichnung für
sieben Preisträger

Dillinger Ökoprofit-Projekt eine besondere Erfolgsstory

Mit hoher Anerkennung würdigte der Dillinger Landrat Leo
Schrell die erfolgreichen Teilnehmer des im Landkreis Dillingen
erstmals durchgeführten Ökoprofit-Projektes. Dessen besonderen
Rang hob Schrell bei der Übergabe der Ehrenurkunden an die
Gemeinde Buttenwiesen und die beteiligten Betriebe sowie die
Nordschwäbischen Werkstätten GmbH in Dillingen besonders
hervor. Im Blick auf die eindrucksvollen Ergebnisse von „Öko-
profit“ könne von beispielhaften nachahmenswerten Wegen zur
Verbindung von Umweltschutz und betrieblichem Gewinn ge-
sprochen werden. Der Landrat sprach von einer Erfolgsstory.

Der Vorstandsvorsitzende der
Kreis- und Stadtsparkasse Dillin-
gen, Thomas Schwarzbauer,
äußerte bei der Begrüßung der
Repräsentanten der Preisträger
seine Freude über das mit acht
Workshops verbundene Projekt.
Die Sparkasse, in ihrem „Malz-
stadel“ Gastgeber der Abschluss-
veranstaltung, gehörte zu den ak-
tiven Teilnehmern mit der Aus-
zeichnung als „Ökoprofit-Betrieb
2008/2009“. Schwarzbauer kom-
mentierte, die hier angeregten
Maßnahmen zum Umweltschutz
und zu ökologisch orientierten
Verbesserungen in den verschie-
densten Bereichen „bewegen uns
alle, auch mit einem Voneinan-
derlernen“.

Ein Markenzeichen

Landrat Schrell betonte, der
Begriff „Ökoprofit“ habe sich im
Landkreis Dillingen zu einem
„Markenzeichen“ entwickelt. Die
Idee, die dem Projekt zugrunde
liege, habe ganz offensichtlich
überzeugt. Es gehe hier um die
Erarbeitung von Maßnahmen zur
Vermeidung von Umweltbela-
stungen und zur Intensivierung
der Kostenreduzierung. Die tech-
nischen und organisatorischen Ini-

tiativen würden ergänzt durch
Anregungen zur Sensibilisierung
der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter für Umweltfragen. Mit viel
Kreativität sei der Prozess des
Umdenkens entscheidend unter-
stützt worden. Die Grundlage für
die zielführende Realisierung des
Projektes habe der Landkreis Dil-
lingen, so Schrell, im Februar
2008 geschaffen mit dem Vertrag
mit der Firma Argum, der Mün-
chner Gesellschaft für Arbeitssi-
cherheit Qualitäts- und Um-
weltmanagement.

250.000 Euro gespart

Besondere Aufmerksamkeit
fand die Information von Landrat
Schrell, dass von den jetzt geehr-
ten Preisträgern insgesamt Eins-
parungen in der Größenordnung
von jährlich rund 250.000 Euro
sowie über 670.000 kg C02-
Emission geleistet worden seien,
ein sehr beachtlicher Beitrag zum
nachhaltigen Klimaschutz.

Über die Einzelprojekte infor-
mierten die Diplom-Biologin
Shana Dammel von der Firma
Arqum und die Vertreter der ge-
ehrten Einrichtungen bzw. Fir-
men. Zur Sprache kamen dabei
unter anderem Verbesserungs-

maßnahmen über viele umweltre-
levante Bereiche wie Energie,
Wasser und Abfall. Einbezogen
waren auch Abfallvermeidung
durch Weiterverwendung von
Produktionsresten, das Errichten
einer PV-Ablage auf dem Dach
einer Produktionshalle, die Um-
stellung von Beleuchtung auf en-
ergiesparende Leuchtmittel, die
Optimierung der Heizungseinstel-
lung, die Verbesserung der Papie-
rentsorgung, der Kauf von emissi-
onsarmen Dienstfahrzeugen, die
Errichtung eines BHKW und der
Einbau von Sparperlatoren in den
Waschbeckenarmaturen.

Landrat Schrell übergab die
Ehrenurkunden an die Gemeinde
Buttenwiesen mit dem Rathaus
und der Ulrich-von-Thürheim-

Von links: Michael Bachmair, Roman Leo, Johann Uhl, Sven Hakert, Alexander Saur, Benja-
min Mayr, Landrat Schrell, Sahna Dammel, Sparkassendirektor Thomas Schwarzbauer, Hans
Roch, Wolfgang Weber und Mario Brenner. Text und Bild: -jdt-

Volksschule, die Firma Brenner
GmbH & Co., Fristingen, die
Kreis- und Stadtsparkasse Dillin-
gen, die Firma Glas-Trösch
GmbH mit den beiden Standorten

Wertingen und Memmingen, die
Firma Leo-Druck + Verlags
GmbH Gundelfingen, die Nord-
schwäbische Werkstätten GmbH
in Dillingen und die Firma

Roch-Druck GmbH in Dillingen.
Für die Gemeinde Buttenwie-

sen nahmen die Ehrung Benja-
min Mayr vom Bauamt der Ge-
meindeverwaltung und der Rek-
tor der Schule, Michael Bach-
mair, entgegen. Anerkennung
fanden Erfolge in Umweltwettbe-
werben, Kostenersparnisse durch
Sponsoring, die Aktivierung von
Schülern und Eltern (mit großer
Breitenwirkung) und die Umstel-
lung der Beleuchtung im Rathaus
auf Energiesparlampen. �

Die Kinderreporter verlebten mit Bürgermeister Scharwies ei-
nen abwechslungsreichen Nachmittag (v. l.:) Bastian Lingel-
bach (Schimborn), Nico ten Eicken, Theresia Rupprecht, Lena
Franz (alle Alzenau), Anna-Maria Huth (Mömbris) und Tabea
Klassen (Krombach). ��

Nachwuchs-Reporter
begleiteten Bürgermeister
Alzenau. Ein beim Alzenauer Stadtfest im August abgegebenes
Versprechen hat Bürgermeister Walter Scharwies jetzt einge-
löst: Sechs Kinder, die beim Stadtfest bei einer Gemein-
schaftsaktion des Bayerischen Rundfunks mit dem Main-Echo
in die Reporterrolle geschlüpft waren, durften nun gemeinsam
mit dem Bürgermeister auf dessen Einladung einen Nachmit-
tag verbringen.

Die Neun- bis Elfjährigen wa-
ren beim Stadtfest in einem
Workshop auf ihre journalistische
Tätigkeit vorbereitet worden und
hatten ihre ersten Radio- bzw. In-
terviewerfahrungen auf der Show-
bühne präsentiert. Spannend war
es für die Schülerinnen und
Schüler auch, aus erster Hand
vieles über den Alltag eines Bür-
germeisters zu erfahren.

Eine erste „Besprechung“ fand
in dessen Amtszimmer statt, wo
sich die Kinder einen Eindruck
von den Arbeitsbedingungen des
Bürgermeisters verschafften und
Details beispielsweise über die
Herkunft und Bedeutung der
Amtskette erfuhren.

Im Sitzungssaal des Rathau-
ses, wo die maßgeblichen Ent-
scheidungen getroffen werden,

informierte der Bürgermeister
seine wissenshungrigen Gäste
über kommunalpolitische Ab-
läufe, beantwortete Fragen und
nahm Anregungen auf. In einem
Mannschaftstransportwagen der
Feuerwehr ging es anschließend
in den Stadtwald. Dort ver-
schafften sich die Kinderrepor-
ter einen Eindruck von den viel-
fältigen Funktionen des Stadt-
waldes.

Letzte Station der Exkursion
vor der Rückkehr ins Rathaus
war der städtische Bauhof. Die
Besucher konnten sich vor Ort
von dem breiten Aufgabenspek-
trum der dort tätigen Mitarbeiter
ein Bild machen, die unter ande-
rem gerade mit den Vorbereitun-
gen für den Weihnachtsmarkt
befasst waren. �

Auftakt in Landshut:

ideenReich geht in die
nächste Runde

Nach zwei erfolgreichen Jahren mit weit über 50 Gründungs-
ideen geht ideenReich, der Businessplan Wettbewerb Südostbay-
ern fürAltötting, Landshut, Mühldorf a. Inn und Rottal-Inn in die
dritte Runde. Gründer, Jungunternehmer, Unternehmensnach-
folger und Gründungsinteressierte erhalten im Wettbewerb rele-
vante Informationen für ein Erfolg versprechendes Geschäfts-
konzept, konkrete Unterstützung sowie wertvolle Kontakte kön-
nen auch in der neuen Saison wieder Sach- und Geldprämien in
Höhe von etwa 20.000 Euro gewinnen.

Zur feierlichen Auftaktveran-
staltung der neuen ideenReich-
Wettbewerbssaison in Landshut
fanden sich die Projektbeteiligten,
Teilnehmer aus den ersten Run-
den, Sponsoren, Juroren, Coaches
und Interessierte ein. Neben einem
Ausblick auf die dritte Saison prä-
sentierte das Gründerteam „ring-
bach“ ihren Webservice erstmals
einer breiteren Öffentlichkeit.

Als Gastgeber begrüßte Ober-
bürgermeister Hans Rampf stell-
vertretend für die kommunalen
Träger alle Anwesenden. Er wies
darauf hin, dass neue Geschäfts-
konzepte Innovationen junger
Leute benötigten. ideenReich ha-
be sich als wertvolles Instrument
etabliert, um Produkte weiter zu
entwickeln und im Idealfall zur
Marktreife zu bringen. Für die
Wirtschaft der Region sei dies
von großer Bedeutung. Umso
mehr freue er sich, dass sich der
Wettbewerb positiv entwickle
und jetzt die neue Runde beginne.

Kompetente Begleitung

Wie Projektleiter Harald Wag-
ner von der Hochschule Landshut
erläuterte, ist es das Ziel des Wett-
bewerbs, nötiges Wissen zu ver-
mitteln, um ein Erfolg verspre-
chendes Geschäftskonzept ent-
wickeln zu können. Durch die
Unterstützung von erfahrenen
Trainern erhalte man Rückmel-
dung und „eine kompetente Be-
gleitung auf dem Weg in die
Selbstständigkeit“.

„Wir wollen in dieser Saison
die Zahl der Gründungsideen er-
höhen, die ehemaligen Teilneh-
mer weiterhin unterstützen und
das entstandene unternehmeri-
sche Netzwerk ausbauen“, fuhr
Wagner fort. Es sei immer wieder
faszinierend, welch vielfältige
Geschäftsideen die Teilnehmer
mitbringen. Dass dieses Konzept
funktioniert, bestätigte Benedikt
Häring vom drittplatzierten Grün-
derteam „ringbach“ der letzten
Saison: „Seit dem wir letzte Sai-
son bei ‘ideenReich’ mitgemacht
haben, konnten wir unsere Ge-
schäftsidee entscheidend zur
Marktreife heranführen. Dies ist
auch den dort geknüpften Kon-
takten zu verdanken.“

Nach dem feierlichen Auftakt
finden wieder Veranstaltungen an

verschiedenen Standorten in den
beteiligten Kommunen statt, die
zur Wissensvermittlung sowie
zum Aufbau und zur Pflege von
Kontakten genutzt werden kön-
nen. Im ersten Crashkurs referier-
te Prof. Dr. Markus Schmitt be-
reits am 24. November über das
Thema „Von der Idee zum Ge-
schäftskonzept“. Mitte April
2010 wird die Prämierung der
aussichtsreichsten Geschäftsi-
deen stattfinden. Bis dahin haben
die Teilnehmer die Chance, unter-
stützt durch die ideenReich-Coa-
ches ein erfolgversprechendes
Geschäftskonzept auszuarbeiten.

Ermöglicht wurde der Wettbe-
werb durch die gute Zusammen-

arbeit der kommunalen Partner
aus der gesamten „ideenReich“-
Region und die Bereitschaft der
aus der Region stammenden Un-
ternehmen, als Sponsoren den
Wettbewerb zu unterstützen. Trä-
ger sind die Landkreise Altötting,
Mühldorf, Landshut, Rottal-Inn
und die kreisfreie Stadt Landshut
in Kooperation mit der Hoch-
schule Landshut, dem Münche-
ner Business Plan Wettbewerb
und den Handwerkskammern für
Niederbayern/Oberpfalz und für
München/Oberbayern sowie den
Industrie- und Handelskammern
für Niederbayern und für Mün-
chen/Oberbayern.

Eine Besonderheit des ideen-
Reich BPW Südostbayern ist die-
se enge Zusammenarbeit von
fünf kommunalen Partnern aus
zwei Bezirken, die den wirt-
schaftlichen Verknüpfungen in
der Region Rechnung trägt. Un-
terstützt wird der ideenReich
BPW vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium. DK

Passau trauert um langjährige Bürgermeisterin:

Dagmar Plenk verstorben
Mit großer Bestürzung hat die Passauer Bevölkerung den Tod der
langjährigen Bürgermeisterin und Stadträtin Dagmar Plenk auf-
genommen. Wie Oberbürgermeister Jürgen Dupper hervorhob,
habe die CSU-Politikerin ihre Ämter mit hoher Kompetenz und
Leidenschaft ausgeübt. Dagmar Plenk sei eine herausragende
Kommunalpolitikerin gewesen und werde im Passauer Stadtrat
eine große Lücke hinterlassen.

Kommunalpolitische Verant-
wortung im Stadtrat der Stadt
Passau trug die 64-Jährige seit
1990. Von 1992 bis 2002 fungier-
te sie als 3. Bürgermeisterin und
von 2002 bis 2008 als 2. Bürger-
meisterin. Die Schwerpunkte ih-
rer Stadtratstätigkeit lagen in den
Bereichen Soziales und Jugend,
Kultur, Schulen und Finanzen.

Als langjährige Vorsitzende des
Ausschusses für soziale Angele-
genheiten und des Ausschusses
für Kinder, Jugend und Familie
pflegte Dagmar Plenk eine inten-
sive Zusammenarbeit mit dem
Sozialamt und dem Jugendamt
sowie den sozialen Organisatio-
nen und Institutionen. Sowohl bei
den Stadtratskollegen und -kolle-
ginnen als auch bei den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern der
Stadtverwaltung war die Verstor-
bene hoch angesehen.

Jahrzehntelang sorgte sie sich
um das Gemeinwohl der Passauer
Bürger, u. a. als Elternbeiratsvor-
sitzende der Volksschule Hack-
lberg und des Auersperg-Gymna-
siums Passau-Freudenhain sowie
als 1. Vorstandsvorsitzende der

Elternvereinigung an den Gymna-
sien der Orden und anderer freier
katholischer Schulträger in Bay-
ern. Für ihre großen sozialen Ver-
dienste und kommunalpolitischen
Leistungen wurde Dagmar Plenk

2006 mit dem Bundesverdienst-
kreuz am Bande ausgezeichnet.
2005 erhielt sie für ihr kommu-
nalpolitisches Wirken den Eh-
renring der Stadt Passau und
2008 die kommunale Verdienst-
medaille. Ki

Dagmar Plenk. ��
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„Dieses Jahr musste ich
mich besonders konzentrieren,
damit ich mich nicht verspre-
che und aus Versehen statt des
Adventsmarkts die Osterkir-
mes für eröffnet erkläre.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
biss trotzdem vergnügt in ei-
nen glacierten Apfel vom
Süßwarenstand.

Obwohl man heuer zu Be-
ginn des vorweihnachtlichen
Marktgeschehens nicht mal ei-
nen Mantel brauchte, wenn man in den Buden-
gassen schlenderte und am ersten Adventswo-
chenende mehr Weinschorle als Glühwein an
den Ständen verkauft wurde, ist der Markt auch
dieses Jahr wieder ein Besuchermagnet.

Märkte vor dem Weihnachtsfest abzuhalten,
hat ja eine lange Tradition. Auch in unserer
Stadt ist ein entsprechendes Marktprivileg er-
halten. Die meisten anderen Märkte, die noch
im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert Be-

standteil des städtischen Lebens waren, wurden
durch moderne Konsumbedürfnisse verdrängt.
Nicht so der Weihnachtsmarkt: Statt nur einen
Tag, wie noch vor 250 Jahren, dauert er jetzt
vom letzten Freitag im November bis zum Heili-
gen Abend.

Weihnachts-, Advents-, Nikolaus-, Christkindl-
oder Christkindlesmärkte gibt es heutzutage in je-
der Stadt und vielen Gemeinden, in Klöstern
ebenso wie in Museen, sie werden auf Stadtteil-
ebene organisiert und von Einkaufszentren. Und
trotzdem ist keine Übersättigung des Publikums
spürbar. Im Gegenteil: Zu besonders schönen
oder bekannten Christkindlmärkten fahren die
Leute oft von weither an. Das hat leider auch zur
Folge, dass auf einigen dieser Märkte der
„Glühwein-Spezial“ mittlerweile für fünf Euro
angeboten wird und das „original handgeschnitz-
te Holzspielzeug“ einen winzigen Herkunftsstem-
pel „Made in China“ trägt und nicht „Made“ im
Oberland oder der Fränkischen Schweiz ist. Auf
solchen Märkten wird die Gemütlichkeit vom
Massentourismus gnadenlos niedergewalzt.

Da lob ich mir den Markt,
den es bei uns gibt, ebenso wie
in vielen Gemeinden der Um-
gebung oder in so manchem
Viertel einer großen Stadt. Un-
sere Veranstalter, eine Gruppe
von Einzelhändlern der Innen-
stadt, achten peinlich genau
darauf, dass nur qualitativ
hochwertige Ware angeboten
wird, die Imbissstände und
Glühweinbuden vernünftige
Preise nehmen und auch für

Kinder immer ein nettes Fahrgeschäft bereit
steht. Denn der Markt soll natürlich auch Kun-
den anziehen, die vor oder nach einem Markt-
bummel noch ihre größeren Besorgungen bei
den Innenstadtgeschäften machen. Die Ge-
schenkwünsche, die nicht durch das Sortiment
in den Holzbuden der Marktbeschicker erfüllt
werden können, sollen vom örtlichen Einzelhan-
del befriedigt werden.

Der Christkindlmarkt als reiner Marketing-
event? Oh nein. Die Weihnachtsmärkte befriedi-
gen auf besondere Weise ein Bedürfnis der Men-
schen, gerade in der dunklen, kalten Zeit zu-
sammen zu kommen, sich an Lichtern und Wär-
me zu erfreuen. Sie sind ein Relikt der Zeiten,
als Einkaufen noch ein Akt des sozialen Zusam-
menlebens war und sich nicht in Konsumtem-
peln mit vermindertem Personaleinsatz oder
gar ganz allein vor dem Computer beim online-
shopping abspielte. Für viele sind sie Refugien
der Romantik. Und sogar die nüchternen Rich-
ter des Bundesverwaltungsgerichts sehen sozia-
le und kulturelle Grundbedürfnisse der Gemein-
debürger durch einen Weihnachtsmarkt befrie-
digt.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist ein Christ-
kindlmarkt-Fan. Er liebt es, durch die Buden-
stadt vor dem Rathaus zu streifen und die fröhli-
chen, zufriedenen und begeisterten Menschen
zu sehen, die sich vor den Ständen drängen.
Deshalb lege ich ihm heute ein Kalenderblatt
mit einem Satz von Edith Stein hin, der gut auf
Weihnachten überleitet: „Freude ist ein Zei-
chen, dass man dem Licht nahe ist.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Refugium
der Romantik

Bürgermeisterinnen in Bayern:

Mit Tatkraft für
Königsfeld auf dem Jura

Die Gleichberechtigung der Frauen in der Kommunalpolitik
nimmt stetig zu. So gibt es seit den jüngsten Wahlen in Bayern 127
Frauen als Bürgermeisterinnen, allein 14 in Oberfranken. Im Bam-
berger Land residieren zwei Frauen, eine davon in Königsfeld.

Diplomverwaltungswirtin Gi-
sela Hofmann (44) regiert die
1365 Einwohner in sieben Dör-
fern. Mit den weiteren Gemein-
den Stadelhofen und Wattendorf
bildet Königsfeld eine gemeinsa-
me Verwaltung. Eine weitere
Bürgermeisterin im Bamberger
Land, Maria Beck, gibt es in
Priesendorf.

Die gebürtige Königsfelderin
Gisela Hofmann hätte es sich
einst nicht träumen lassen, Bür-
germeisterin zu werden. Der
Weg in die Kommunalpolitik
führte über den Elternbeirat, des-
sen Vorsitzende sie lange Jahre
war. Ansonsten arbeitete sie als
Ausbildungsleiterin für kauf-
männische Berufe bei der Tele-
kom und steht in der Familie ihre
Frau für die zwei Kinder und
ihrem Mann. Diesen unterstützt
sie auch als Bürokraft, in dem 20
Mitarbeiter zählenden Kirchen-
malereibetrieb.

Leben auf dem Land

Als dringendeAufgabe sieht Gi-
sela Hofmann vor allem den Er-
halt der Grundschule. Die Auf-
rechterhaltung des Lebens auf
dem Lande ist auch für die Zu-
kunft eine Herausforderung. Hier-
zu leisten auch die sieben Feuer-

wehren ihren ureigenen Beitrag.
Naheliegende Ziele möchte

die tatkräftige Bürgermeisterin
für Kinder und Ältere verwirkli-
chen:

Den älteren Königsfeldern
soll bis an ihr Lebensende ein
Daheim in ihrem Dorf ermög-
licht werden.

Gleich nach ihrer Wahl wur-
de die Bürgermeisterin initiativ
und gliederte dem Kindergarten
die Kinderkrippe von null bis
drei Jahren an. 18 Kinder wer-
den hier momentan versorgt.

Für Kirche und Schule baut
die Gemeinde gegenwärtig eine
Hackschnitzel-Heizung und
schafft dadurch für die kleinen
Waldbesitzer ein Zusatzeinkom-
men. Das 158-Seelendorf Pox-
dorf wird zudem „runderneuert“.

Es gibt außerdem noch ein
Schmankerl. Im Zeitalter der In-
formatik werden im Bedarfsfall
in den Dörfern der Gemeinde
Königsfeld noch die „neuesten
Nachrichten“ mit der Gemein-
deglocke ausgeschellt und aus-
gerufen. Franz OchGisela Hofmann. ��

Stiftung Altenhilfe:

Zuschüsse in Höhe von 39.685 Euro
Kleine Spende mit großer Wirkung: Die vom Kuratorium der
Stiftung Altenhilfe an die Bewohner des Kreisaltenheims Amor-
bach gestiftete Spielekonsole ist von den Senioren mit Begeiste-
rung aufgenommen worden. Davon konnten sich die Mitglieder
des Kuratoriums vor Beginn ihrer Herbstsitzung mit eigenen
Augen überzeugen.

Die Wii-Konsole, sonst ein be-
liebtes Spielgerät für Jugendliche,
eignet sich auch für ältere Men-
schen, die keine Erfahrung mit
Computern oder Videospielen ha-
ben – was vor Ort eindrücklich be-
stätigt wurde. Waren die Senioren
anfänglich noch skeptisch, ob sie
mit der Technik klarkommen, so
stellten sich die Befürchtungen
bald als unbegründet heraus. Die
Konsole ermöglicht es auch Senio-
ren, die im Rollstuhl sitzen, aktiv
mitzuspielen. Mittlerweile gibt es
im Kreisseniorenheim zwei Mann-
schaften mit je vier Mitspielern, die
sich häufig im Kegeln messen und
hier eine willkommeneAlternative
zu herkömmlichen Karten- und
Brettspielen sehen. Landrat Roland
Schwing und Heimleiter Elmar
Miksche streiften sich gleich Keg-
lertrikots über und probierten die
Konsole selbst aus.

Gelungene Spende

Angesichts dieser gelungenen
Spende fiel es den Kuratoriums-
mitgliedern in ihrer anschließen-
den Sitzung leicht, auch weitere
Zuschüsse für stationäre und am-
bulante Altenpflegeeinrichtun-
gen im Landkreis Miltenberg zu
bewilligen. Schon in der Früh-
jahrssitzung hatte das Kuratori-
um 53.634 Euro genehmigt, nun
kamen nochmals 33.777 Euro
für stationäre und teilstationäre
Einrichtungen hinzu sowie 5.909
Euro für ambulante Dienste.

Im Einzelnen wurde das Seni-
orenwohnstift Erlenbach mit sei-
nem Betreuungspaten Michael
Berninger mit 4.001 Euro be-
dacht, die Hospitalstiftung
Amorbach (Peter Schmitt) mit
7.429 Euro, das Seniorenheim
Maria Regina Miltenberg (Joa-
chim Bieber) mit 2.498 Euro, die
Rohe’sche Altenheim-Stiftung in
Kleinwallstadt (Thomas Köhler)
mit 3.751 Euro, die Johanniter
Unfallhilfe Miltenberg (Otto
Büchner) mit 1.700 Euro, die Se-
niorenresidenz Wörth (Ludwig
Ritter) mit 4.973 Euro, das Pfle-
gezentrum Obernburg (Ruth
Weitz) mit 3.502 Euro, das Elisa-
bethen-Stift Großheubach
(Bernhard Döring) mit 2.034 Eu-
ro, das Seniorenheim Weilbach
(Dr. Christian Hepner) mit 1.748

Euro, die Tagesstätte Ursula
Wiegand in Erlenbach (Heinz
Ballonier) mit 1.458 Euro und
die Tagespflege Südspessart in
Stadtprozelten (Joachim Bieber)
mit 684 Euro.

Dazu kamen 1.274 Euro für die
Franziskus GmbH Caritas Sozial-
station Miltenberg/Elsenfeld, 940
Euro für die Caritas Sozialstation
St. Johannes in Erlenbach, 984
Euro für den BRK-Kreisverband
Miltenberg-Obernburg, 1.120 Eu-
ro für die Johanniter-Unfallhilfe
Miltenberg (ambulant), 1.065 Eu-
ro für denAmbulanten Dienst der
AWO Aschaffenburg-Miltenberg
sowie 526 Euro für dieAmbulan-
te Pflege Aktiv in Obernburg.

Wie Geschäftsführer Manfred
Vill bekannt gab, seien im Jahr
2009 bislang Spenden in Höhe
von 7.725 Euro eingegangen –
darunter als größter Einzelposten
Spenden von insgesamt 4.270 Eu-
ro anlässlich des 60. Geburtstags
von Landrat Roland Schwing.
Wie Vill betonte, seien auch wei-

terhin Spenden für die Stiftung
sehr willkommen, da diese neben
dem Beitrag von Landkreis, Städ-
ten und Kommunen eine wichtige
Einnahmequelle seien. Ansch-
ließend beschlossen die Kuratori-
umsmitglieder einstimmig den
Haushalt der Stiftung Altenhilfe
für das Haushaltsjahr 2010 sowie
die Aufnahme des Seniorenheims
Mömlingen in die Förderung ab
dem Jahr 2010. Als Betreuungs-
pate für die Einrichtung wurde
Ludwig Ritter benannt. �

Landrat Roland Schwing und Elmar Miksche (stehend) zogen
sich im Amorbacher Kreisaltenheim Keglertrikots über, reihten
sich in die Kegelmannschaften ein und spielten an der Spielekon-
sole, die die Stiftung Altenhilfe gespendet hatte . ��

Bewährte Führungsriege bestätigt
und neue Köpfe hinzugewonnen

Helmut Wimmer bleibt Vorsitzender
beim Freundeskreis Landshut-Nowosibirsk

„Beinahe russische Verhältnisse“ gab es bei der Wahl zur neu-
en Vorstandschaft beim Freundeskreis Landshut-Nowosibirsk,
stellte Vorsitzender Helmut Wimmer fest. Einstimmig wurde
Wimmer 12 Jahre, nachdem er den Verein aus der Taufe geho-
ben hatte, wieder zum Vorsitzenden gewählt. „Zum letzten
Mal“, wie er betonte – in drei Jahren werde er dieses Amt end-
gültig in jüngere Hände übergeben.

Bei den Beisitzern gab es ei-
nige Veränderungen im Verein –
hier findet auch eine Verjün-
gung statt. Für den kürzlich ver-
storbenen Heribert Geier wurde
Wolfgang Dechant gewählt, der
die Chronik des Vereins weiter-
schreiben wird.

Geist der Versöhnung
und des Friedens

Vizekonsul Nikolaj Lakhonin
war extra zur Jahreshauptver-
sammlung des Freundeskreises
aus München angereist. Er über-
mittelt die Grüße des neuen Ge-
neralkonsuls Andrej Grosov und
bedankt sich für die großartige

Arbeit, die dieser Verein leistet.
Partnerschaften dieser Art seien
wichtige stabile Faktoren, die
frei sind von politischen und
wirtschaftlichen Umständen, da
sie auf freundschaftlicher Natur
basieren, bricht Lakhonin eine
Lanze für die Völkerverständi-
gung. Er arbeite schon seit vielen
Jahren sehr gerne mit dem Ver-
ein zusammen, der von einem
„Geist der Versöhnung und des
Friedens“ geprägt sei. Damit der
„gute Geist“ auch weiterhin er-
halten bleibe, überreicht Vize-
konsul Lakhonin dem wiederge-
wählten Vorsitzenden Helmut
Wimmer eine Flasche russischen
Wodka. �

Von links: Vizekonsul Nikolaj Lakhonin, Michael Dietlmeier,
Alfons Engl, Maximilian Sailer, Theresia Meier, Arno Wolf,
Helmut Wimmer, Gerhard Wetzstein, Inge Maier, Stefan Piel-
meier, Wolfgang Dechant, Ruth Müller. ��

Bürgermeister Franz Xaver Meitinger in Mittelneufnach:

Dorferneuerung als letztes Großprojekt
Seit 31 Jahren steht Franz Xaver Meitinger auf der Komman-
dobrücke der Staudengemeinde Mittelneufnach. Er ist damit –
neben seinem Untermeitinger Kollegen Georg Klaußner – der
dienstälteste Rathauschef im ganzen Landkreis Augsburg. Seit
Mai 2008 steht er zudem als Vorsitzender an der Spitze der Ver-
waltungsgemeinschaft (VG) Stauden.

Seine ganze Schaffenskraft gilt
in der verbleibenden Amtsperiode
jetzt der Gemeindepolitik. Zum
Endspurt seiner langen ehrenamt-
lichen kommunalpolitischen
Tätigkeit hat sich der Jubilar noch

eine große Aufgabe vorgenom-
men: die Dorferneuerung in Mit-
telneufnach und Reichertshofen.
Derzeit läuft die Vorbereitungs-
phase, in diversen Arbeitskreisen
wird am Konzept für das Profil der
Staudengemeinde gefeilt. Die offi-
zielle Anordnung der Maßnahme
zur Stärkung des ländlichen
Raumes durch das Amt für Länd-
liche Entwicklung in Krumbach
(ALES) wird für den kommenden
Sommer erwartet. Die kleine Ge-
meinde in der südwestlichsten
Ecke des Landkreises soll für die
Zukunft fit gemacht, dabei in ihren
bäuerlich-kleingewerblichen
Grundstrukturen erhalten werden.

Mit der Flurbereinigung, der
örtlichen Agenda-Gruppe, der
Regionalentwicklung Stauden
und der jetzt beginnenden Dorf-
erneuerung sind in den vergange-

nen Jahren frischer Wind und
neues Gedankengut in die Ge-
meinde gekommen. Franz Meit-
inger freut sich, dass sich viele
Bürgerinnen und Bürger – auch
außerhalb des Gemeinderates –
hier engagieren. „Es tut gut, zu
spüren, dass sich die Leute bei
der Entwicklung unseres Ge-
meinwesens aktiv einbringen
und mit kreativen, auf den ersten
Blick manchmal auch unge-
wöhnlichen Ideen und Projekten
an der Zukunft unserer Gemein-
de selber mitarbeiten.“

Nie Job,
stets Berufung

Die Bürgermeisterei, so der
frisch gebackene 65er, sei für ihn
nie „Job“, sondern vom ersten
Tag an stets Berufung gewesen.
Das Amt mache ihm noch heute
viel Spaß, wenngleich er sich
jetzt allmählich anschickt, recht-
zeitig die Weichen für seinenAb-
schied aus der Kommunalpolitik
zu stellen. Text und Bild: wklFranz Xaver Meitinger. ��
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Sportgeräte

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

LIEFERANTEN- N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen

Wasserzähler

Schacht-Ausrüstungen

GZ
Absperrpfosten

Ankauf / Briefmarken

Fahnenmasten/Fahnen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 winnenden
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Winterdiensttechnik, die
begeistert – weltweit!

Gmeiner GmbH
Daimlerstraße 18

92533 Wernberg-Köblitz
Tel.: +49 (9604) 93267-0
info@gmeiner-online.de
www.gmeiner-online.de

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Weihnachtsbeleuchtung

Messtechnik und Systemlösungen
HYDROMETER GMBH
Industriestr. 13 | 91522 Ansbach
Tel.: 09 81/ 18 06 0
Fax: 09 81/ 18 06 605
www.hydrometer.deGeschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters

Kerler GmbH
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 0049(0)89 / 543 29 890, Fax: (0)89 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de

Fahnenmasten/Fahnen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Vorschau auf GZ 24
In unserer Ausgabe Nr. 24, die am 17. Dezember erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
zz Kommunalfinanzen
zz Organisation, Technik

und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
zz Kommunale Baupolitik
zz Städtebau und Dorferneuerung
zz Garten- und Landschaftsbau
zz Kommunale Repräsentation

Von links: Norbert Dünkel, MdB Marlene Mortler, KPV-Chef
Stefan Rößle, Werner Kundörfer, Irmgard Kundörfer und
KPV-Kreisvorsitzende Cornelia Trinkl. ��

KPV der CSU im Nürnberger Land:

Werner Kundörfer ist
KPV-Ehrenkreisvorsitzender

Feucht. Beim Ehrenabend der Kommunalpolitischen Vereinigung
der CSU im Nürnberger Land wurde Kreisrat Werner Kundör-
fer zum Ehrenkreisvorsitzenden ernannt. ImAnschluss diskutier-
ten Bürgermeister und kommunale Mandatsträger mit dem
KPV-Landesvorsitzenden, Landrat Stefan Rößle, über kommu-
nalrelevante Themen.

Zum Ehrenabend der kommu-
nalpolitischen Vereinigung der
CSU (KPV) im Nürnberger Land
konnte die Kreisvorsitzende,
Stadt- und Kreisrätin Cornelia
Trinkl, zahlreiche Mitglieder be-
grüßen. Ihr besonderer Gruß galt
dem KPV-Landesvorsitzenden,
dem Landrat des Landkreises Do-
nau-Ries, Stefan Rößle, der Bun-
destagsabgeordneten Marlene
Mortler, dem Kreis- und Bezirks-
rat Norbert Dünkel, sowie dem
Feuchter Bürgermeister Konrad
Rupprecht und vielen weiteren
Bürgermeistern und Mandatsträ-
gern.

Besondere Verdienste

„Bei ihrer diesjährigen Jahres-
hauptversammlung hat die KPV
im Nürnberger Land einstimmig
beschlossen, den langjährigen
Kreisvorsitzenden und Kreisrat
Werner Kundörfer aufgrund sei-
ner besonderen Verdienste für die
Kommunalpolitik allgemein und

in der CSU zum Ehrenkreisvor-
sitzenden zu ernennen“, so Kreis-
vorsitzende Cornelia Trinkl.

In ihren Grußworten bedankten
sich Marlene Mortler, Norbert
Dünkel und Konrad Rupprecht
nicht nur im Namen der CSU für
die von Werner Kundörfer gelei-
stete Arbeit, sondern richteten
auch sehr persönliche Dankes-
worte an ihn.

Beständiger Dialog

In seiner Laudatio ging KPV-
Landesvorsitzender Stefan Rößle
kurz auf die von Werner Kundör-
fer behandelten Themen ein.
„Werner Kundörfer stand stets im
Dialog mit allen politischen Ebe-
nen. Dabei hat er viele Themen
bearbeitet. Die Jugend für Politik
zu begeistern war ihm hierbei
ein wichtiges Anliegen. Doch er
stand auch im Dialog mit der
Wirtschaft, Landwirtschaft und
sozialen Organisationen,“ so
Rößle. In seiner Amtszeit fanden

zahlreiche Betriebsbesichtigun-
gen und Fachtagungen und –se-
minare für Stadt-, Gemeinde- und
Kreisräte statt. Auch die Schu-
lung von neuen Kandidaten war
ein wichtiger Aspekt seiner Ar-
beit.

Neben der Ernennungsurkunde
zum Ehrenvorsitzenden über-
reichte Kreisvorsitzende Cornelia
Trinkl Werner Kundörfer auch
ein kulturelles Geschenk für ihn
und seine Frau Irmgard, die Kun-
dörfers Arbeit immer unterstützt
hatte.

Fachgespräch

Die Veranstaltung wurde von
Judith Geißler musikalisch um-
rahmt, die durch ihre hervorra-
gende Stimme Musicalsongs zum
Besten gab und das Publikum be-
geisterte.

Beim anschließenden kommu-
nalpolitischen Fachgespräch wur-
den wichtige Themen angespro-
chen. Landesvorsitzender Rößle
berichtete über die aktuellen Ver-

handlungen zum kommunalen
Finanzausgleich, die in dieser
Woche stattgefunden hatten. Wei-
tere Themen waren die kommu-
nale Bildungssituation, die Wirt-
schafts- und Standortförderung,
der familienfreundliche Land-
kreis bzw. Gemeinde, Tourismus
und Fremdenverkehr und die in-
terkommunale Zusammenarbeit,
die in Hinsicht auf Kostenredu-
zierung und Nachhaltigkeit eine
immer größere Rolle spielt.

Lebhafte Diskussion

Diese Aspekte wurden in einer
lebhaften Diskussion bearbeitet
und Erfahrungen zwischen den
beiden Landkreisen Donau-Ries
und dem Nürnberger Land ausge-
tauscht.

Am Ende der Veranstaltung
bedankte sich Kreisvorsitzende
Cornelia Trinkl bei Stefan Rößle
für sein Kommen und überreich-
te ihm als kleines Dankeschön -
passend zur Weihnachtszeit -
Nürnberger Lebkuchen. �

Landratsamt Günzburg:

Ein familienfreundlicher
Arbeitgeber

„Des einen Freud, des anderen Leid“. Während sich die Schul-
kinder auf den schulfreien Buß- und Bettag freuen, haben de-
ren berufstätige Eltern damit nicht selten ein Problem. Sie sol-
len für diesen einzelnen Tag eine Betreuung bzw. Versorgung
ihrer Kinder sicher stellen.

Der Personalrat am Landrat-
samt Günzburg griff heuer erst-
mals diesen Gedanken auf und
bot den Beschäftigten an, ihre
schulpflichtigen Kinder bis 12
Jahre an diesem Tag mit an den
Arbeitsplatz zu bringen.

Tagesprogramm

Zusammen mit der „Kommu-
nalen Jugendarbeit“ wurde ein
Tagesprogramm erarbeitet, das
auch ein Gesundheitsangebot der
AOK Günzburg mit dem Thema
„Gesundes Frühstück und Pau-
senbrot“ umfasste. Sogar das
Mittagessen kochten sich die
Teilnehmer selbst. Während die

zehn Kinder mit zwei Betreuern
einen abwechslungsreichen Tag
erlebten, konnten deren Eltern
in gewohnter Weise ihrer Arbeit
nachgehen.

„Bei unserer täglichen Arbeit
sollen wir den Kopf für das We-
sentliche frei haben. Da kann
die Versorgung unserer Kinder
außerhalb der üblichen Schulzeit
durchaus ein Problem sein“,
meint der Personalratsvorsitzen-
de Werner Lipok. Weil die Situa-
tion „Beruf und Familie“ heute
aber selbstverständlich sei, wer-
de es dieses Angebot nach den
guten Erfahrungen im Sinne ei-
nes familienfreundlichen Arbeit-
gebers auch weiterhin geben.HJ

Ländliche Entwicklung imAmpertal:

Große Fortschritte
Vorstellung auf der Informationsplattform www.sdl-inform

Mit Hilfe eines integrierten ländlichen Entwicklungskonzeptes
(ILEK) haben einige Gemeinden des Ampertals 2006 eine ge-
meinsame Zukunftsentwicklung auf den Weg gebracht. Die nun
dokumentierten Resultate zeugen vom Erfolg des Projekts.

Unterstützt und begleitet wur-
den die Kommunen vom Amt für
Ländliche Entwicklung Ober-
bayern sowie von der Schule der
Dorf- und Landentwicklung
(SDL) in Thierhaupten, die viel-
fältige Seminarangebote für Bür-
germeister, Gemeinderäte und
kommunal engagierte Bürger be-
reit hält. Um das Praxiswissen
rund um die interkommunale Zu-
sammenarbeit in Bayern besser
zu vernetzen, stellt die Informati-
onsplattform der SDL www.sdl-
inform.de erfolgreiche Projekt-
beispiele ländlicher Entwicklung
vor, zu denen auch das Ampertal-
Projekt zählt.

Die Kommunen Allershausen,
Fahrenzhausen, Haag a.d.Amper,
Kirchdorf a.d.Amper, Kranzberg,
Langenbach, Wolfersdorf, Zol-
ling sowie die Kreisstadt Freising
sehen sich vielfältigen Problemen
ausgesetzt, haben jedoch auch
enorme Chancen, die Entwick-
lung des Kulturraums Ampertal
positiv zu gestalten.

Das interkommunale Ent-
wicklungskonzept der Amper-
tal-Gemeinden berücksichtigt
vor allem die Sicherung der ge-
wachsenen Kulturlandschaft, ei-
ne abgestimmte Siedlungs- und
Verkehrspolitik sowie die Wah-
rung der dörflichen und sozia-
len Identität.

In enger Kooperation haben die
Ampertal-Gemeinden ein Bündel
an Einzelprojekten initiiert, wie
z.B. ein gemeindeübergreifendes
Verkehrskonzeptes sowie eine
Mitfahrzentrale, gemeinsamen
Hochwasserschutz, eine Baufi-
bel, um die regionale Baukultur
zu stärken, gemeinsame Marke-
tingmaßnahmen für die Kommu-
nen, ein Gewerbeentwicklungs-
konzept, um interkommunale Ge-
bietsausweisung mit Berücksich-
tigung der Wohnqualität zu er-
möglichen, die Umnutzung land-
wirtschaftlicher Gebäude für an-
dere Gewerbebereiche, den Bau
eines interkommunalen Amper-
tal-Radweges sowie die gemein-
same Tourismusvermarktung.

Nicht der Wettbewerb der Ge-
meinden untereinander entschei-
det über die Zukunftsfähigkeit der
Region. Maßgeblich ist vielmehr
der Wille, die regionalen Heraus-
forderungen gemeinsam zu mei-
stern sowie die Bereitschaft, auf
interkommunaler Ebene eng zu
kooperieren. Diese Erkenntnis ist
grundlegend für den Erfolg des
ländlichen Entwicklungskonzep-
tes imAmpertal. Es hat die Bürger
ihrer Vision von einer gestärkten
regionalen Identität und einem
neuen Bewusstsein für die Kultur-
landschaftAmpertal einen großen
Schritt vorangebracht. �
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